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Gesetze / Verordnungen /
Andere Normen

Pfarrdienstgesetz der EKD
und Ausführungsgesetz

Landeskirchenamt Bielefeld, 04.12.2012
Az.: 300.12

Die Landessynode der Evangelischen Kirche von
Westfalen hat dem Kirchengesetz zur Regelung der
Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der
Evangelischen Kirche in Deutschland (Pfarrdienstge-
setz der EKD – PfDG.EKD) vom 10. November 2010
zugestimmt.
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
wurde gebeten, das Pfarrdienstgesetz der EKD für die
Evangelische Kirche in Westfalen zum 1. Januar 2013
in Kraft zu setzen.

Kirchengesetz
zur Regelung der Dienstverhältnisse

der Pfarrerinnen und Pfarrer
in der Ev. Kirche in Deutschland

(Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD)
Vom 10. November 2010

(ABl. EKD 2010 S. 307, 2011 S. 149)

Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund
des Artikels 10 Absatz 1 und des Artikels 10a Ab-
satz 2 Buchstabe b und c der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland das folgende Kir-
chengesetz beschlossen:

Inhaltsübersicht

Teil 1 Grundbestimmungen
§ 1 Amt der öffentlichen Wortverkündigung und

Sakramentsverwaltung, Geltungsbereich
§ 2 Pfarrdienstverhältnis

Teil 2 Ordination
§ 3 Ordination
§ 4 Voraussetzungen, Verfahren
§ 5 Verlust, Ruhen
§ 6 Erneutes Anvertrauen
§ 7 Anerkennung der Ordination

Teil 3 Probedienst und Anstellungsfähigkeit
Kapitel 1 Pfarrdienstverhältnis auf Probe
§ 8 Allgemeine Regelungen zum Pfarrdienstver-

hältnis auf Probe
§ 9 Voraussetzungen, Eignung
§ 10 Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf

Probe
§ 11 Auftrag und Ordination
§ 12 Dauer des Probedienstes
§ 13 Dienstunfähigkeit
§ 14 Beendigung

Kapitel 2 Anstellungsfähigkeit
§ 15 Wesen der Anstellungsfähigkeit
§ 16 Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
§ 17 Anerkennung der Anstellungsfähigkeit
§ 18 Verlust, erneute Zuerkennung

Teil 4 Begründung des Pfarrdienstverhältnisses
§ 19 Voraussetzungen
§ 20 Berufung
§ 21 Nichtigkeit der Berufung
§ 22 Rücknahme der Berufung
§ 23 Rechtsfolgen von Nichtigkeit und Rück-

nahme, Amtshandlungen

Teil 5 Amt und Rechtsstellung
Kapitel 1 Wahrnehmung des Dienstes
§ 24 Amtsführung
§ 25 Wahrnehmung des geordneten kirchlichen

Dienstes
§ 26 Gesamtkirchliche Einbindung des Dienstes
§ 27 Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer
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§ 29 Amtsbezeichnungen

Kapitel 2 Pflichten
§ 30 Beichtgeheimnis und seelsorgliche Schwei-

gepflicht
§ 31 Amtsverschwiegenheit
§ 32 Geschenke und Vorteile
§ 33 Unterstützung von Vereinigungen
§ 34 Verhalten im öffentlichen Leben
§ 35 Mandatsbewerbung
§ 36 Amtskleidung
§ 37 Erreichbarkeit
§ 38 Residenzpflicht, Dienstwohnung
§ 39 Ehe und Familie
§ 40 Verwaltungsarbeit
§ 41 Pflichten bei Beendigung eines Auftrages
§ 42 Fernbleiben vom Dienst, Verletzung der

Pflicht zur Erreichbarkeit
§ 43 Mitteilungen in Strafsachen
§ 44 Amtspflichtverletzung
§ 45 Lehrpflichtverletzung
§ 46 Schadensersatz

Kapitel 3 Rechte
§ 47 Recht auf Fürsorge
§ 48 Seelsorge
§ 49 Unterhalt
§ 50 Abtretung von Schadensersatzansprüchen
§ 51 Schäden bei Ausübung des Dienstes
§ 52 Dienstfreier Tag
§ 53 Erholungs- und Sonderurlaub
§ 54 Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz,

Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen

Kapitel 4 Begleitung des Dienstes, Aufsicht
§ 55 Personalentwicklung und Fortbildung
§ 56 Beurteilungen
§ 57 Visitation
§ 58 Dienstaufsicht
§ 59 Ersatzvornahme
§ 60 Vorläufige Untersagung der Dienstausübung

Kapitel 5 Personalakten
§ 61 Personalaktenführung
§ 62 Einsichts- und Auskunftsrecht

Kapitel 6 Nebentätigkeit
§ 63 Nebentätigkeit, Grundsatz
§ 64 Angeordnete Nebentätigkeiten
§ 65 Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten
§ 66 Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten
§ 67 Rechtsverordnung über Nebentätigkeiten

Teil 6 Veränderungen des Pfarrdienstverhält-
nisses

Kapitel 1 Beurlaubung und Teildienst
§ 68 Beurlaubung und Teildienst
§ 69 Beurlaubung und Teildienst aus familiären

Gründen
§ 70 Beurlaubung im kirchlichen Interesse
§ 71 Beurlaubung und Teildienst aus anderen

Gründen
§ 72 Informationspflicht und Benachteiligungs-

verbot
§ 73 Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit während

einer Beurlaubung oder eines Teildienstes
§ 74 Verfahren
§ 75 Allgemeine Rechtsfolgen der Beurlaubung
§ 76 Beendigung der Beurlaubung und des Teil-

dienstes

Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung, Versetzung,
Umwandlung und Wartestand
§ 77 Abordnung
§ 78 Zuweisung
§ 79 Versetzung
§ 80 Versetzungsvoraussetzungen und -verfahren
§ 81 Regelmäßiger Stellenwechsel
§ 82 Umwandlung in ein Kirchenbeamtenverhält-

nis
§ 83 Versetzung in den Wartestand
§ 84 Verfahren und Rechtsfolgen der Versetzung

in den Wartestand
§ 85 Verwendung nach Versetzung in den Warte-

stand
§ 86 Beendigung des Wartestandes

Kapitel 3 Ruhestand
§ 87 Eintritt in den Ruhestand
§ 88 Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgren-

ze
§ 89 Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, Ver-

pflichtung zur Rehabilitation
§ 90 Begrenzte Dienstfähigkeit
§ 91 Verfahren bei Dienstunfähigkeit
§ 92 Versetzung aus dem Warte- in den Ruhestand
§ 93 Versetzung in den Ruhestand
§ 94 Voraussetzungen und Rechtsfolgen des

Ruhestandes
§ 95 Wiederverwendung nach Versetzung in den

Ruhestand

Teil 7 Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses
§ 96 Beendigung
§ 97 Entlassung kraft Gesetzes
§ 98 Entlassung wegen einer Straftat
§ 99 Entlassung ohne Antrag

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 29. Dezember 2012   283

§ 28 Parochialrecht



§ 100 Entlassung auf Antrag
§ 101 Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung
§ 102 Entfernung aus dem Dienst

Teil 8 Rechtsschutz, Verfahren und Beteiligung
der Pfarrerschaft
§ 103 Verwaltungsverfahren
§ 104 Allgemeines Beschwerde- und Antragsrecht
§ 105 Rechtsweg, Vorverfahren
§ 106 Leistungsbescheid
§ 107 Beteiligung der Pfarrerschaft

Teil 9 Sondervorschriften
§ 108 Privatrechtliches Dienstverhältnis
§ 109 Pfarrdienstverhältnis auf Zeit
§ 110 Pfarrdienst in einer evangelischen Gemeinde

deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland
§ 111 Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt
§ 112 Auftrag im Pfarrdienstverhältnis im Ehren-

amt
§ 113 Beendigung und Ruhen des Pfarrdienstver-

hältnisses im Ehrenamt
§ 114 Besondere Regelungen für Pfarrdienstver-

hältnisse im Ehrenamt

Teil 10 Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 115 Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaften,

Beteiligung kirchlicher Stellen
§ 116 Vorbehalt für Staatskirchenverträge und

Bestimmungen im Zusammenhang mit dem
öffentlichen Dienst

§ 117 Regelungszuständigkeiten
§ 118 Übergangsbestimmungen
§ 119 Bestehende Pfarrdienstverhältnisse
§ 120 Inkrafttreten
§ 121 Außerkrafttreten

Teil 1
Grundbestimmungen

§ 1
Amt der öffentlichen Wortverkündigung

und Sakramentsverwaltung,
Geltungsbereich

(1)  Die Kirche lebt vom Evangelium Jesu Christi, das
in Wort und Sakrament zu bezeugen sie beauftragt ist.
Zu diesem kirchlichen Zeugendienst sind alle Getauf-
ten berufen. Auftrag und Recht zur öffentlichen Aus-
übung dieses Amtes vertraut die Kirche Pfarrerinnen
und Pfarrern mit der Ordination an (Amt der öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung).
(2)  Die Ordination setzt voraus, dass ein geordneter
kirchlicher Dienst übertragen werden soll, der die öf-
fentliche Wortverkündigung und die Sakramentsver-
waltung einschließt.

(3)  Dieses Kirchengesetz regelt das Pfarrdienstver-
hältnis als Form des geordneten kirchlichen Dienstes,
in den Pfarrerinnen und Pfarrer von der Evangelischen
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen berufen werden.

§ 2
Pfarrdienstverhältnis

(1)  Das Pfarrdienstverhältnis ist ein kirchengesetzlich
geregeltes öffentlich-rechtliches Dienst- und Treue-
verhältnis zu der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, den Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen (Dienstherren). Diese Dienstherren be-
sitzen das Recht, Pfarrdienstverhältnisse zu begründen
(Dienstherrnfähigkeit). Ihre obersten kirchlichen Ver-
waltungsbehörden sind jeweils oberste Dienstbehör-
den.
(2)  Ein Pfarrdienstverhältnis wird auf Lebenszeit be-
gründet. Ein Pfarrdienstverhältnis kann auch begrün-
det werden
1. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im

Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine Probe-
zeit abzuleisten ist (§ 9),

2. auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung aus einem
bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis, wenn für eine bestimmte Zeit ein ge-
ordneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 wahrgenommen werden soll (§ 109),

3. als Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt, wenn ein
geordneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 regelmäßig unentgeltlich im Ehrenamt wahr-
genommen werden soll (§ 111).

(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann
Pfarrerinnen und Pfarrer in ein Pfarrdienstverhältnis
berufen, die in einer Gliedkirche oder einem glied-
kirchlichen Zusammenschluss ordiniert worden sind.

Teil 2
Ordination

§ 3
Ordination

(1)  Das mit der Ordination anvertraute Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung (Amt) ist auf Lebenszeit angelegt.
(2)  Die Ordinierten sind durch die Ordination ver-
pflichtet, das anvertraute Amt im Gehorsam gegen den
dreieinigen Gott in Treue zu führen, das Evangelium
von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift ge-
geben und im Bekenntnis ihrer Kirche bezeugt ist, rein
zu lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu
verwalten, ihren Dienst nach den Ordnungen ihrer
Kirche auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seel-
sorgliche Schweigepflicht zu wahren und sich in ihrer
Amts- und Lebensführung so zu verhalten, dass die
glaubwürdige Ausübung des Amtes nicht beeinträch-
tigt wird.
(3)  Die in der Ordination begründeten Rechte und
Pflichten sind für Ordinierte, die in einem kirchlichen
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Dienstverhältnis stehen, auch Rechte und Pflichten
aus dem Dienstverhältnis.

§ 4
Voraussetzungen, Verfahren

(1)  Das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und
Sakramentsverwaltung kann durch die Ordination
Frauen und Männern anvertraut werden, die sich im
Glauben an das Evangelium gebunden wissen, am Le-
ben der christlichen Gemeinde teilnehmen und die
nach ihrer Persönlichkeit, ihrer Befähigung und ihrer
Ausbildung für den Dienst der öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung geeignet sind.
(2)  Der Entscheidung über die Ordination geht ein
Ordinationsgespräch über die Bedeutung der Ordina-
tion und die Voraussetzungen für die Übernahme des
Amtes voraus.
(3)  Eine Versagung der Ordination ist auf Verlangen
zu begründen. Die Versagung der Ordination ist recht-
lich nur insoweit überprüfbar, als Verfahrensmängel
geltend gemacht werden.
(4)  Vor der Ordination erklären diejenigen, die ordi-
niert werden sollen: „Ich gelobe vor Gott, das Amt der
öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in
Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Christus,
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Be-
kenntnis meiner Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, die
Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten,
meinen Dienst nach den Ordnungen meiner Kirche
auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seelsorgliche
Schweigepflicht zu wahren und mich in meiner Amts-
und Lebensführung so zu verhalten, dass die glaub-
würdige Ausübung des Amtes nicht beeinträchtigt
wird.“ Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich eine andere
Verpflichtungserklärung bestimmen.
(5)  Die Ordination wird in einem Gottesdienst nach
der Ordnung der Agende vollzogen. Über die Ordina-
tion wird eine Urkunde ausgestellt.

§ 5
Verlust, Ruhen

(1)  Ordinierte verlieren Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
1. durch schriftlich erklärten Verzicht,
2. durch Austritt aus der Kirche,
3. bei Anschluss an eine andere Kirche oder Religi-

onsgemeinschaft, die nicht mit der Evangelischen
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder ei-
nem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kan-
zel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,

4. bei Nichtigkeit und Rücknahme der Berufung in
das Dienstverhältnis,

5. bei Verlust der Anstellungsfähigkeit,
6. bei Entlassung,
7. wenn kein geordneter kirchlicher Dienst übertra-

gen ist,

8. durch entsprechende Entscheidung in einem Lehr-
beanstandungs- oder Disziplinarverfahren.

Die Nummern 2 und 6 finden keine Anwendung, wenn
die Pfarrerin oder der Pfarrer mit vorheriger Geneh-
migung der obersten Dienstbehörde im unmittelbaren
Zusammenhang mit dem Kirchenaustritt Mitglied ei-
ner Kirche wird, die mit der Evangelischen Kirche in
Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirch-
lichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abend-
mahlsgemeinschaft steht.
(2)  Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können im kirch-
lichen Interesse belassen werden. Die Belassung kann
jederzeit widerrufen werden. Ein kirchliches Interesse
im Sinne des Satzes 1 kann insbesondere vorliegen
1. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2, 3 und

6, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Entlas-
sung aus dem Pfarrdienstverhältnis beantragt, um
in den Dienst einer anderen evangelischen Kirche
zu treten, mit der keine Kanzel- und Abendmahls-
gemeinschaft besteht, und das Benehmen mit die-
ser Kirche hergestellt ist,

2. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5, 6 und
7, wenn die künftige Tätigkeit der oder des Ordi-
nierten im deutlichen Zusammenhang mit dem
Verkündigungsauftrag steht.

(3)  Mit dem Verlust von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung geht auch die Anstellungsfähigkeit verloren so-
wie das Recht, die Amtsbezeichnung zu führen und
die Amtskleidung zu tragen. Die Ordinationsurkunde
ist zurückzugeben. Wird sie trotz Aufforderung nicht
zurückgegeben, so ist sie für ungültig zu erklären. Der
Verlust der Rechte aus der Ordination ist im Amtsblatt
der Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt zu
machen.
(4)  Der Verlust der Rechte aus der Ordination und der
Widerruf der Belassung sind in einem schriftlichen,
mit Gründen versehenen Bescheid festzustellen. In
diesem ist auch der Zeitpunkt des Verlustes zu be-
stimmen und auf die Rechtsfolgen hinzuweisen.
(5)  Das Ruhen der Rechte aus der Ordination kann
festgestellt werden, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfar-
rer wegen einer Krankheit oder einer Behinderung
nicht in der Lage ist, die eigenen Angelegenheiten zu
besorgen. Das Recht der öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung darf während des
Ruhens im Einzelfall mit Genehmigung ausgeübt wer-
den.
(6)  Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen bei der
Entlassung Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung belassen
wurden, gelten § 3 Absatz 2 und die §§ 30 bis 34 ent-
sprechend. Sie unterstehen der Lehr- und Disziplinar-
aufsicht der Kirche, in der sie einen geordneten kirch-
lichen Dienst ausüben, hilfsweise der Kirche, in der
sie zuletzt einen geordneten kirchlichen Dienst aus-
geübt haben. Die Kirche, die die Lehr- und Diszipli-
naraufsicht ausübt, entscheidet auch über die weitere
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Belassung oder den Entzug der Rechte aus der Ordi-
nation.

§ 6
Erneutes Anvertrauen

(1)  Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können auf Antrag
erneut anvertraut werden; die Ordination wird dabei
nicht wiederholt. Bevor Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
erneut anvertraut werden, ist die Erklärung nach § 4
Absatz 4 zu wiederholen.
(2)  Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 ist das Be-
nehmen mit der Kirche herzustellen, die den Verlust
von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung festgestellt hat.
(3)  Die Ordinationsurkunde ist wieder auszuhändigen
oder neu auszustellen.

§ 7
Anerkennung der Ordination

(1)  Jede im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
vollzogene Ordination einer Pfarrerin oder eines Pfar-
rers wird anerkannt. Satz 1 gilt entsprechend für Ver-
lust, Beschränkung, Ruhen und erneutes Anvertrauen
der Rechte aus der Ordination.
(2)  Absatz 1 gilt entsprechend für die Ordination von
Pfarrerinnen und Pfarrern, die durch eine Kirche or-
diniert wurden, mit der die gegenseitige Anerkennung
der Ordination für alle Gliedkirchen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vereinbart wurde.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich die Ordination durch
eine andere in- oder ausländische Kirche anerkennen.
(4)  Ordinierte können beim Wechsel des Dienstherrn
auf das Bekenntnis der aufnehmenden Gliedkirche
oder des aufnehmenden gliedkirchlichen Zusammen-
schlusses verpflichtet werden, sofern sie nicht bereits
anlässlich ihrer Ordination hierauf verpflichtet wur-
den.

Teil 3
Probedienst und Anstellungsfähigkeit

Kapitel 1
Pfarrdienstverhältnis auf Probe

§ 8
Allgemeine Regelungen

zum Pfarrdienstverhältnis auf Probe
(1)  Im Probedienst soll innerhalb eines bestimmten
Zeitraumes die Bewährung in der selbstständigen und
eigenverantwortlichen Ausübung des Pfarrdienstes
festgestellt werden.
(2)  Die Regelungen dieses Kirchengesetzes sind auf
Pfarrdienstverhältnisse auf Probe anzuwenden, soweit

sie nicht die Übertragung einer Stelle voraussetzen
und nicht etwas anderes bestimmt ist.

§ 9
Voraussetzungen, Eignung

(1)  In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe kann nur
berufen werden, wer
1. einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in

Deutschland angehört,
2. nach Persönlichkeit und Befähigung erwarten

lässt, den Anforderungen des Pfarrdienstes zu ge-
nügen,

3. die vorgeschriebene wissenschaftliche und prakti-
sche Ausbildung für den Pfarrdienst erhalten und
die vorgeschriebenen Prüfungen bestanden hat,

4. nicht infolge des körperlichen Zustandes oder aus
gesundheitlichen Gründen bei der Ausübung des
Pfarrdienstes wesentlich beeinträchtigt ist,

5. bereit ist, die nach § 4 Absatz 4 mit der Ordination
einzugehenden Verpflichtungen zu übernehmen,

6. erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand versetzt zu werden und

7. das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
In besonders begründeten Fällen kann von den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 und 7 abgewi-
chen werden. Ein besonders begründeter Fall liegt ins-
besondere vor, wenn das 35. Lebensjahr auf Grund
Mutterschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen
überschritten wurde.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe
festsetzen.
(3)  In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe können
auch Bewerberinnen und Bewerber berufen werden,
die die Anstellungsfähigkeit besitzen und deren Über-
nahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit be-
absichtigt ist.
(4)  Ein Anspruch auf Berufung in ein Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe besteht nicht.

§ 10
Begründung

des Pfarrdienstverhältnisses auf Probe
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird durch
Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe begründet. Die Amtsbe-
zeichnung lautet „Pfarrerin“ oder „Pfarrer“.
(2)  Die Berufung erfolgt durch Aushändigung einer
Berufungsurkunde. Sie wird mit Aushändigung der
Berufungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkun-
de ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.
Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt
ist unzulässig und insoweit unwirksam.
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(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte „unter Be-
rufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe“ enthal-
ten.

§ 11
Auftrag und Ordination

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden in der Regel mit einem gemeindli-
chen Dienst (§ 27) beauftragt. Der Auftrag kann aus
dienstlichen oder wichtigen persönlichen Gründen ge-
ändert werden.
(2)  Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung
geregelt werden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe sollen zu Beginn des Probedienstes ordiniert
werden. Wird die Ordination gemäß § 118 Absatz 2
erst später vollzogen, sollen sie mit der öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung vor-
läufig beauftragt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden bei Antritt des Dienstes in einem
Gottesdienst vorgestellt.

§ 12
Dauer des Probedienstes

(1)  Der Probedienst dauert drei Jahre. Der Probedienst
kann im Einzelfall unter Anrechnung anderer Dienste
bis auf ein Jahr verkürzt oder aus besonderen Gründen
um höchstens zwei Jahre verlängert werden. Die ge-
nannten Fristen verlängern sich um die Dauer einer
Beurlaubung und einer Inanspruchnahme von Eltern-
zeit, soweit währenddessen kein Dienst mit mindes-
tens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausgeübt
wird. Vor Ablauf des Probedienstes ist über die Zuer-
kennung der Anstellungsfähigkeit zu entscheiden.
(2)  Ergeben sich Zweifel an der Bewährung, so soll
dies der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe alsbald mitgeteilt und gemeinsam
erörtert werden. Es können geeignete Maßnahmen an-
geordnet, ein anderer Auftrag übertragen und der Pro-
bedienst bis zu der zulässigen Höchstdauer verlängert
werden. Die Möglichkeit einer vorzeitigen Entlassung
nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 bleibt unberührt.
(3)  Nach der Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
wird das Pfarrdienstverhältnis auf Probe fortgesetzt.
(4)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können die Dauer des Probedienstes all-
gemein verkürzen und die in Absatz 1 Satz 2 genann-
ten Fristen abweichend regeln. Sie können nähere Re-
gelungen über die Feststellung der Eignung und die
Verlängerung des Probedienstes nach Absatz 2 tref-
fen.

§ 13
Dienstunfähigkeit

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn
sie infolge Krankheit, Verletzung oder sonstiger Be-
schädigung, die sie sich ohne grobes Verschulden bei

der Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zu-
gezogen haben, dienstunfähig (§ 89 Absatz 1) gewor-
den sind. Sie können in den Ruhestand versetzt wer-
den, wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig ge-
worden sind; § 94 Absatz 1 findet Anwendung.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden nach Zuerkennung der Anstellungs-
fähigkeit auch dann in den Ruhestand versetzt, wenn
sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind.
§ 94 Absatz 1 findet Anwendung.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe können nicht in den Wartestand versetzt
werden.

§ 14
Beendigung

(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe endet in der
Regel durch die Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis
auf Lebenszeit.
(2)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird außer
durch Tod und durch Beendigung nach den §§ 97 bis
100 und § 102 durch Entlassung beendet, wenn
1. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstver-

hältnis auf Probe sich nicht im Sinne des § 16 Ab-
satz 1 bewährt hat,

2. im Laufe der Probezeit eine der Voraussetzungen
für die Berufung nach § 9 Absatz 1 weggefallen ist,
ohne dass ein Fall von § 13 Absatz 1 vorliegt,

3. eine Amtspflichtverletzung vorliegt, die im Pfarr-
dienstverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine
Kürzung der Bezüge zur Folge hätte,

4. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe dienstunfähig ist und nicht in den
Ruhestand versetzt wird,

5. die Ordination versagt worden ist.
(3)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist durch Ent-
lassung zu beenden, wenn nicht innerhalb von vier
Jahren nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begründet
wird. Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können abweichende Regelungen hierzu
erlassen. Die Frist verlängert sich um die Dauer einer
Beurlaubung, des Mutterschutzes und einer Inan-
spruchnahme von Elternzeit.
(4)  Bei einer Entlassung nach Absatz 2 Nummer 1, 2,
4 und 5 sowie nach Absatz 3 sind folgende Fristen
einzuhalten:
bei einem Probedienst von
bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monats-
schluss,
mehr als drei Monaten ein Monat zum Monatsschluss,
mehr als einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines
Kalendervierteljahres,
mehr als drei Jahren drei Monate zum Schluss des Ka-
lendervierteljahres.
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Kapitel 2
Anstellungsfähigkeit

§ 15
Wesen der Anstellungsfähigkeit

(1)  Anstellungsfähigkeit ist die Fähigkeit, unter Be-
rufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine
Stelle insbesondere in einer Kirchengemeinde über-
tragen zu bekommen.
(2)  Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit be-
gründet keinen Anspruch auf Berufung in ein Pfarr-
dienstverhältnis.

§ 16
Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit

(1)  Die Anstellungsfähigkeit wird von den Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen nur
Bewerberinnen und Bewerbern zuerkannt, die
1. die vorgeschriebene wissenschaftliche und prakti-

sche Ausbildung für den Pfarrdienst erfolgreich
absolviert haben,

2. die Voraussetzungen für die Ordination (§ 4 Ab-
satz 1) erfüllen,

3. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 bis 7 für die Berufung in das Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe erfüllen und

4. sich im Pfarrdienst, insbesondere in der selbststän-
digen und eigenverantwortlichen Wahrnehmung
pfarrdienstlicher Aufgaben, in vollem Umfang be-
währt haben.

In der Regel wird die Bewährung im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe nachgewiesen.
(2)  Die Anstellungsfähigkeit kann abweichend von
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 auf Grund einer anderen
Ausbildung erworben werden, wenn die übrigen Vo-
raussetzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllt sind
und die andere Ausbildung der in den geltenden Kir-
chengesetzen über die Ausbildung zum Pfarrdienst
vorgeschriebenen wissenschaftlichen und praktischen
Ausbildung gleichwertig ist.
(3)  Absatz 2 gilt insbesondere für Hochschullehrerin-
nen und -lehrer der evangelischen Theologie, denen
die Anstellungsfähigkeit nicht bereits gemäß § 16 Ab-
satz 1 zuerkannt wurde, aber die die übrigen Voraus-
setzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllen. Von dem
Nachweis einer praktischen Ausbildung kann in Aus-
nahmefällen abgesehen werden.
(4)  Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gehörenden evange-
lischen Kirchen, die die Voraussetzungen der Anstel-
lungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur
praktischen Ausbildung (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1)
und zur Bewährung im Pfarrdienst (Absatz 1 Satz 1
Nummer 4) erfüllen, kann die Anstellungsfähigkeit
nach angemessener Vorbereitung und auf Grund eines
Kolloquiums zuerkannt werden.
(5)  Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gehörenden evange-

lischen Kirchen, die die Voraussetzungen der Anstel-
lungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur
wissenschaftlichen Ausbildung erfüllen, kann die An-
stellungsfähigkeit zuerkannt werden, nachdem sie den
nachträglichen Erwerb ausreichender wissenschaftli-
cher Bildung durch eine Prüfung nachgewiesen haben.
(6)  Theologinnen und Theologen, die aus einer nicht
evangelischen Kirche zur evangelischen Kirche über-
getreten sind, kann die Anstellungsfähigkeit nach an-
gemessener Probezeit und auf Grund einer besonderen
Prüfung zuerkannt werden, sofern die Voraussetzun-
gen der Anstellungsfähigkeit, insbesondere der vor-
geschriebenen wissenschaftlichen Ausbildung, erfüllt
sind.

§ 17
Anerkennung der Anstellungsfähigkeit

(1)  Die im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
nach § 16 Absatz 1 zuerkannte Anstellungsfähigkeit
wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland,
den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen anerkannt.
(2)  Liegt der Anstellungsfähigkeit eine Entscheidung
nach § 16 Absatz 2 bis 6 zugrunde, so können die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sie allge-
mein oder im Einzelfall anerkennen.

§ 18
Verlust, erneute Zuerkennung

(1)  Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann,
solange ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit nicht
begründet worden ist, zurückgenommen werden,
wenn Tatsachen bekannt werden, deren Kenntnis der
getroffenen Entscheidung entgegengestanden hätte.
(2)  Sind seit der Zuerkennung der Anstellungsfähig-
keit mehr als fünf Jahre vergangen, ohne dass ein ge-
ordneter kirchlicher Dienst übertragen worden ist, so
kann das Fortbestehen der Anstellungsfähigkeit vom
Ausgang eines Kolloquiums oder einer anderen Über-
prüfung abhängig gemacht werden. Hiervon kann ab-
gesehen werden, wenn das Amt der öffentlichen Wort-
verkündigung regelmäßig ehrenamtlich ausgeübt wur-
de. Zuständig für die Durchführung des Kolloquiums
und die Entscheidung über einen Widerruf der An-
stellungsfähigkeit ist die Gliedkirche, bei der ein
Pfarrdienstverhältnis begründet werden soll. Sie wi-
derruft die Anstellungsfähigkeit nicht gegen den Wi-
derspruch der Gliedkirche, die die Anstellungsfähig-
keit zuerkannt hat.
(3)  Mit dem Verlust der Anstellungsfähigkeit verliert
die Pfarrerin oder der Pfarrer vorbehaltlich der Rege-
lung des § 5 Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung.
(4)  Werden Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung gemäß § 6
erneut anvertraut, so kann damit die erneute Zuerken-
nung der Anstellungsfähigkeit verbunden werden.
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Teil 4
Begründung des Pfarrdienstverhältnisses

§ 19
Voraussetzungen

(1)  In ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit kann
berufen werden, wer
1. die in § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 7 genann-

ten Voraussetzungen erfüllt; § 9 Absatz 1 Satz 2
bleibt unberührt,

2. im Sinne von § 7 unbeschadet des § 118 Absatz 2
ordiniert ist,

3. die Anstellungsfähigkeit nach diesem Kirchenge-
setz von einer Gliedkirche oder einem gliedkirch-
lichen Zusammenschluss erhalten hat und

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
In besonders begründeten Fällen kann von den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 Nummer 4 abgewichen
werden. Ein besonders begründeter Fall liegt insbe-
sondere vor, wenn das 40. Lebensjahr auf Grund Mut-
terschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen
überschritten wurde.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter
für die Aufnahme in das Pfarrdienstverhältnis auf Le-
benszeit festsetzen.

§ 20
Berufung

(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit wird
durch die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf
Lebenszeit begründet. Gleichzeitig erfolgt die Beru-
fung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer, wenn diese nicht
bereits gemäß § 10 Absatz 1 erfolgt ist.
(2)  Die Berufung wird mit Aushändigung der Beru-
fungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde
ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Eine
Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist un-
zulässig und insoweit unwirksam.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: „in das
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit berufen“ enthal-
ten.
(4)  Die Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf
Lebenszeit ist in der Regel mit der erstmaligen Über-
tragung einer Stelle einer Anstellungskörperschaft im
Sinne des § 25 Absatz 2 verbunden.
(5)  Die in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer werden in einem
Gottesdienst eingeführt.

§ 21
Nichtigkeit der Berufung

(1)  Eine Berufung ist nichtig,
1. wenn sie nicht der in § 20 Absatz 3 vorgeschrie-

benen Form entspricht,
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2. wenn sie von einer unzuständigen Stelle ausge-
sprochen wurde,

3. wenn die oder der Berufene nicht Mitglied der
Evangelischen Kirche in Deutschland war,

4. wenn die oder der Berufene zur Zeit der Berufung
ganz oder teilweise unter Betreuung stand oder

5. wenn die Ordination nicht vollzogen wurde.
(2)  Die Berufung ist von Anfang an als wirksam an-
zusehen, wenn
1. im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der Urkunde

oder aus dem Akteninhalt eindeutig hervorgeht,
dass die für die Berufung zuständige Stelle ein be-
stimmtes Pfarrdienstverhältnis begründen oder ein
bestehendes Dienstverhältnis in ein solches ande-
rer Art umwandeln wollte, für das die sonstigen
Voraussetzungen vorliegen,

2. im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zuständige
Stelle die Berufung rückwirkend bestätigt.

(3)  Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird,
ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede weitere
Ausübung des Dienstes ist zu untersagen.

§ 22
Rücknahme der Berufung

(1)  Die Berufung ist mit Wirkung auch für die Ver-
gangenheit zurückzunehmen, wenn
1. sie durch Täuschung oder auf andere unredliche

Weise herbeigeführt wurde,
2. nicht bekannt war, dass die berufene Person ein

Verbrechen oder ein Vergehen begangen hatte, das
sie für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis
unwürdig erscheinen lässt,

3. im Zeitpunkt der Berufung die Fähigkeit zur Wahr-
nehmung kirchlicher oder öffentlicher Ämter nicht
vorlag.

(2)  Die Berufung soll, soweit sie nicht bereits nach
§ 21 nichtig ist, zurückgenommen werden, wenn sie
wegen Fehlens von Voraussetzungen zur Berufung
nach § 19 Absatz 1 nicht ausgesprochen werden durfte
oder wenn nicht bekannt war, dass die berufene Person
in einem rechtlich geordneten Verfahren aus einem
kirchlichen oder einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis entfernt worden war oder ihr die Versor-
gungsbezüge oder die mit der Ordination verliehenen
Rechte aberkannt worden waren.
(3)  Die Berufung ist innerhalb von sechs Monaten,
nachdem die für die Berufung zuständige Stelle von
dem Grund der Rücknahme Kenntnis erlangt hat, zu-
rückzunehmen.
(4)  Sobald der Grund für die Rücknahme bekannt
wird, ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede
weitere Ausübung des Dienstes kann untersagt wer-
den.



§ 23
Rechtsfolgen von Nichtigkeit und Rücknahme,

Amtshandlungen
(1)  Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur
Folge, dass die Berufung von Anfang an unwirksam
ist.
(2)  Die Feststellung der Nichtigkeit, die Rücknahme
und die Untersagung der Dienstausübung haben auf
die Gültigkeit der bis dahin vollzogenen dienstlichen
Handlungen keinen Einfluss. Die gezahlte Besoldung
kann belassen werden.

Teil 5
Amt und Rechtsstellung

Kapitel 1
Wahrnehmung des Dienstes

§ 24
Amtsführung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben den Auftrag und
das Recht, das Wort Gottes öffentlich zu verkündigen
und die Sakramente zu verwalten. Sie sind berechtigt
und verpflichtet zur Leitung des Gottesdienstes, zur
Vornahme von Amtshandlungen, zur christlichen Un-
terweisung und zur Seelsorge.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind in Gestaltung und
Inhalt ihrer Verkündigung frei und nur an die Ver-
pflichtungen aus der Ordination nach § 3 Absatz 2 und
an die Ordnungen ihrer Kirche gebunden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben in ihrem dienstli-
chen und außerdienstlichen Verhalten erkennen zu
lassen, dass sie dem anvertrauten Amt verpflichtet
sind und dieses sie an die ganze Gemeinde weist. Sie
berücksichtigen in ihrem Dienst die Vielfalt der Hand-
lungsfelder und Erscheinungsformen, in denen sich
der Auftrag der Kirche konkretisiert.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen oblie-
genden Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz
treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen.

§ 25
Wahrnehmung

des geordneten kirchlichen Dienstes
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer nehmen das Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung in einem gemeindlichen Auftrag, in einem allge-
meinen kirchlichen Auftrag oder in einem kirchenlei-
tenden Amt wahr.
(2)  Ein Auftrag ist nach Maßgabe des Rechts der
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse in der
Regel mit einer Stelle verbunden. Anstellungskörper-
schaften, bei denen Stellen errichtet werden, können
neben den in § 2 Absatz 1 genannten Dienstherren
Kirchengemeinden und andere juristische Personen
sein, über die die Evangelische Kirche in Deutschland,
eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammen-
schluss die Aufsicht führt.

(3)  Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung
geregelt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, über
den mit einem Auftrag unmittelbar übertragenen Auf-
gabenbereich hinaus Vertretungen und andere zusätz-
liche Aufgaben zu übernehmen.
(5)  Für Inhaberinnen und Inhaber kirchenleitender
Ämter, die in einem Pfarrdienstverhältnis stehen, kön-
nen die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abwei-
chende Regelungen treffen. Die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse bestimmen je für ihren Bereich,
wer ein kirchenleitendes Amt innehat.

§ 26
Gesamtkirchliche Einbindung des Dienstes

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer werden in ihrem Dienst
durch ihren Dienstherrn gefördert und begleitet. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stellen dafür
geeignete Einrichtungen und den Dienst kirchlicher
Leitungs- und Aufsichtsämter zur Verfügung. Pfarre-
rinnen und Pfarrer sind berechtigt und verpflichtet,
diese Begleitung anzunehmen.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf die Fürbitte, den
Rat und die Hilfe der Gemeinde angewiesen. Pfarre-
rinnen und Pfarrer wirken mit allen in den Dienst der
Kirche Gerufenen an der Erfüllung des kirchlichen
Auftrages mit und tragen mit ihnen Verantwortung für
diese Dienstgemeinschaft.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer stehen als Ordinierte in
einer Gemeinschaft untereinander. Sie sollen bereit
sein, einander in Lehre, Dienst und Leben Rat und
Hilfe zu geben und anzunehmen. Sie sind verpflichtet,
regelmäßig am Pfarrkonvent und entsprechenden Ein-
richtungen teilzunehmen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer üben ihren Dienst in Ver-
antwortung für die Einheit der Kirche und die ihr ob-
liegenden Aufgaben aus. Sie haben insbesondere alles
zu unterlassen, was den Zusammenhalt einer Gemein-
de oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren
kann.
(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Konflikten in der
Wahrnehmung des Dienstes rechtzeitig mit geeigne-
ten Mitteln begegnen. Hierzu kommen neben den Mit-
teln der Dienst- und Gemeindeaufsicht insbesondere
Visitation, Mediation, Gemeindeberatung oder Super-
vision in Betracht.

§ 27
Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer

(1)  Der Dienst von Pfarrerinnen und Pfarrern, die eine
gemeindliche Stelle innehaben oder einen anderen ge-
meindlichen Auftrag im Sinne des § 25 wahrnehmen
(Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer), kann
sich auf eine oder mehrere Kirchengemeinden, auf
rechtlich geordnete Teile von Kirchengemeinden oder
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einen rechtlich geordneten Verbund mehrerer Kir-
chengemeinden beziehen.
(2)  Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer ha-
ben dafür Sorge zu tragen, dass der Zusammenhalt ih-
rer Gemeinde gestärkt und erhalten wird. Sie sind zu
einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den Lei-
tungsorganen ihrer Gemeinde und ihrer Kirche ver-
pflichtet. Ihr Dienst umfasst auch die Aufgaben, die
sich aus der geordneten Zusammenarbeit einer Ge-
meinde mit anderen Gemeinden und Einrichtungen
ergeben.
(3)  Sind in einer Gemeinde mehrere Gemeindepfar-
rerinnen und Gemeindepfarrer tätig, so sind sie einan-
der in der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung gleichgestellt und in besonderer
Weise zu vertrauensvoller Zusammenarbeit verpflich-
tet.
(4)  Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Er-
teilung von Religionsunterricht zum Auftrag der Ge-
meindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer gehört.

§ 28
Parochialrecht

(1)  Amtshandlungen an Gliedern einer Kirchenge-
meinde werden von der zuständigen Pfarrerin oder
dem zuständigen Pfarrer vorgenommen.
(2)  Gottesdienste und Amtshandlungen außerhalb des
Bereichs der örtlichen Zuständigkeit einer Pfarrerin
oder eines Pfarrers bedürfen der Genehmigung der
örtlich zuständigen Stelle.
(3)  In Notfällen, insbesondere bei Todesgefahr, ist je-
de Pfarrerin und jeder Pfarrer zu Amtshandlungen un-
mittelbar berechtigt und verpflichtet. Sie haben darü-
ber der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen
Pfarrer alsbald Mitteilung zu machen.
(4)  Das Nähere einschließlich möglicher Ausnahmen
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se.

§ 29
Amtsbezeichnungen

(1)  Die Amtsbezeichnung lautet „Pfarrerin“ oder
„Pfarrer“. Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand füh-
ren ihre letzte Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „im
Ruhestand“ („i. R.“).
(2)  Bei Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses er-
lischt das Recht zur Fortführung der Amtsbezeich-
nung, es sei denn, dass dieses Recht ausdrücklich
belassen wird. In diesem Falle darf die bisherige
Amtsbezeichnung nur mit dem Zusatz „außer Dienst“
(„a. D.“) geführt werden. Bei Verstößen gegen diese
Vorschrift kann das Recht zur Fortführung der Amts-
bezeichnung entzogen werden.
(3)  Endet ein kirchliches Leitungs- und Aufsichtsamt
ohne gleichzeitigen Eintritt in den Ruhestand, so gilt
Absatz 2 entsprechend.

Kapitel 2
Pflichten

§ 30
Beichtgeheimnis

und seelsorgliche Schweigepflicht
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, das
Beichtgeheimnis gegenüber jedermann unverbrüch-
lich zu wahren.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben auch über alles zu
schweigen, was ihnen in Ausübung der Seelsorge an-
vertraut worden oder bekannt geworden ist. Werden
sie von der Person, die sich ihnen anvertraut hat, von
der Schweigepflicht entbunden, sollen sie gleichwohl
sorgfältig prüfen, ob und inwieweit sie Aussagen oder
Mitteilungen verantworten können.
(3)  Soweit Pfarrerinnen und Pfarrern Nachteile aus
der Pflicht zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und
der seelsorglichen Schweigepflicht entstehen, hat die
Kirche ihnen und ihrer Familie Schutz und Fürsorge
zu gewähren.

§ 31
Amtsverschwiegenheit

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben über alle Angele-
genheiten, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes be-
kannt geworden sind, Verschwiegenheit zu bewahren.
Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Ver-
kehr oder von Tatsachen, die offenkundig sind oder
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen,
sofern nicht ein Vorbehalt ausdrücklich angeordnet
oder vereinbart ist. Dies gilt auch über den Bereich
eines Dienstherrn hinaus sowie nach Beginn des Ru-
hestandes und nach Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen über Angelegen-
heiten, die nach Absatz 1 der Amtsverschwiegenheit
unterliegen, ohne Genehmigung weder vor Gericht
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen ab-
geben. Die Genehmigung kann versagt werden, wenn
durch die Aussage besondere kirchliche Interessen ge-
fährdet würden. Hat sich der Vorgang, der den Ge-
genstand der Äußerung bildet, bei einem früheren
Dienstherrn ereignet, darf die Genehmigung nur mit
dessen Zustimmung erteilt werden.

§ 32
Geschenke und Vorteile

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern ist es mit Rücksicht auf
ihre Unabhängigkeit und das Ansehen des Amtes un-
tersagt,
1. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen

oder Vorteile jedweder Art für sich oder ihre An-
gehörigen zu fordern, sich versprechen zu lassen
oder anzunehmen,

2. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen
oder Vorteile für einen Dritten zu fordern, sich
versprechen zu lassen oder anzunehmen, soweit
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dies bei ihnen oder ihren Angehörigen zu einem
wirtschaftlichen oder sonstigen Vorteil führt.

Die Nummern 1 und 2 gelten auch für erbrechtliche
Begünstigungen.
(2)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden
1. für ortsübliche Sachzuwendungen geringen Um-

fangs,
2. für Zuwendungen, die im Familien- und Freundes-

kreis üblich sind und keinen Bezug zum Dienst der
Pfarrerin oder des Pfarrers haben,

3. für Erbschaften oder Vermächtnisse, soweit die
Pfarrerin oder der Pfarrer zu den gesetzlichen Er-
ben gehört.

(3)  In besonders begründeten Fällen kann der Dienst-
herr die Annahme von Zuwendungen im Sinne des
Absatzes 1 genehmigen. Die Genehmigung ist vor der
Annahme der Zuwendung einzuholen.
(4)  Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot ver-
stößt, hat auf Verlangen das auf Grund des pflicht-
widrigen Verhaltens Erlangte dem Dienstherrn he-
rauszugeben, soweit nicht im Strafverfahren der Ver-
fall angeordnet worden oder es auf andere Weise auf
den Staat übergegangen ist. Für den Umfang des He-
rausgabeanspruchs gelten die Vorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer un-
gerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Die He-
rausgabepflicht nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht,
dem Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und Ver-
bleib des Erlangten zu geben.
(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach Eintritt in
den Ruhestand und Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses.

§ 33
Unterstützung von Vereinigungen

Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen einer Vereinigung
nicht angehören oder sie auf andere Weise unterstüt-
zen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem Amt
treten oder in der Wahrnehmung ihres Dienstes we-
sentlich behindert werden.

§ 34
Verhalten im öffentlichen Leben

Pfarrerinnen und Pfarrer haben durch ihren Dienst wie
auch als Bürgerinnen und Bürger Anteil am öffentli-
chen Leben. Auch wenn sie sich politisch betätigen,
müssen sie erkennen lassen, dass das anvertraute Amt
sie an alle Gemeindeglieder weist und mit der ganzen
Kirche verbindet. Sie haben die Grenzen zu beachten,
die sich hieraus für Art und Maß ihres politischen
Handelns ergeben.

§ 35
Mandatsbewerbung

(1)  Beabsichtigt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, sich
um die Aufstellung als Kandidatin oder Kandidat für
die Wahl zum Europäischen Parlament, zum Deut-
schen Bundestag, zu einem gesetzgebenden Organ ei-

nes Bundeslandes oder zu einem kommunalen Amt
oder Mandat zu bewerben, so ist diese Absicht unver-
züglich, jedenfalls vor Annahme der Kandidatur, an-
zuzeigen. Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist zur Mit-
teilung über Ausgang und Annahme der Wahl ver-
pflichtet.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die als Kandidatinnen
oder Kandidaten für die Wahl zum Europäischen Par-
lament, zum Deutschen Bundestag oder zu einem ge-
setzgebenden Organ eines Bundeslandes aufgestellt
worden sind, sind innerhalb der letzten zwei Monate
vor dem Wahltag und am Wahltag beurlaubt. Ein Ver-
lust der Stelle tritt nicht ein. Eine Dienstwohnung kann
weiter bewohnt werden. Im Übrigen gelten § 75 Ab-
satz 1, 3 und 4 sowie § 76 Absatz 2 und 3.
(3)  Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 2 ist die
Pfarrerin oder der Pfarrer beurlaubt. Es gelten § 75
Absatz 1, 3 und 4 sowie § 76 Absatz 2 und 3. Eine
Dienstwohnung ist zu räumen. Die Beurlaubung endet
mit Ablauf der Wahlperiode oder mit einer vorzeitigen
Beendigung des Mandats.
(4)  Während einer Beurlaubung nach den Absätzen 2
und 3 darf das Recht zur öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung nur im Einzelfall mit
Genehmigung ausgeübt werden.
(5)  Für die Mandatsbewerbung und Mandatsaus-
übung in einer kommunalen Vertretungskörperschaft
oder in anderen als den in den Absätzen 2 bis 4 ge-
nannten politischen Ämtern gelten die Vorschriften
des Bundesbeamtengesetzes entsprechend.
(6)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich von den Absätzen 2, 3
und 5 abweichende Regelungen treffen.

§ 36
Amtskleidung

Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen wird die vor-
geschriebene Amtskleidung getragen. Bei sonstigen
Anlässen darf sie nur getragen werden, wenn dies dem
Herkommen entspricht oder besonders angeordnet
wird. Orden, Ehrenzeichen und Abzeichen dürfen zur
Amtskleidung nicht getragen werden.

§ 37
Erreichbarkeit

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer müssen erreichbar sein
und ihren Dienst innerhalb angemessener Zeit im
Dienstbereich aufnehmen können.
(2)  Sind Pfarrerinnen und Pfarrer an der Erfüllung ih-
rer Dienstpflichten, insbesondere der Pflicht, erreich-
bar zu sein, gehindert, so haben sie dies unverzüglich
anzuzeigen. Im Falle der Verhinderung auf Grund ei-
ner Krankheit kann ein ärztliches, amts- oder vertrau-
ensärztliches Attest verlangt werden.
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§ 38
Residenzpflicht, Dienstwohnung

(1)  Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer sind
verpflichtet, am Dienstsitz zu wohnen. Eine für sie
bestimmte Dienstwohnung haben sie zu beziehen.
Ausnahmen können in besonders begründeten Fällen
genehmigt werden.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen
Auftrag oder in einem kirchenleitenden Amt haben
ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ordnungs-
gemäßen Wahrnehmung ihres Dienstes nicht beein-
trächtigt werden. Sie können angewiesen werden, eine
Dienstwohnung zu beziehen.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Dienstwohnung
bewohnen, dürfen Teile der Dienstwohnung nur mit
Genehmigung an Dritte überlassen. Die Ausübung ei-
nes Gewerbes oder eines anderen Berufes in der
Dienstwohnung bedarf, auch für die mit ihnen in häus-
licher Gemeinschaft lebenden Personen, einer Geneh-
migung.
(4)  Wird das Pfarrdienstverhältnis beendet, so ist die
Dienstwohnung in angemessener Frist zu räumen.
Dies gilt bei Veränderungen des Pfarrdienstverhält-
nisses sinngemäß.

§ 39
Ehe und Familie

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch in ihrer Le-
bensführung im familiären Zusammenleben und in ih-
rer Ehe an die Verpflichtungen aus der Ordination
(§ 3 Absatz 2) gebunden. Hierfür sind Verbindlichkeit,
Verlässlichkeit und gegenseitige Verantwortung maß-
gebend.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen sich bewusst sein,
dass die Entscheidung für eine Ehepartnerin oder ei-
nen Ehepartner Auswirkungen auf ihren Dienst haben
kann. Ehepartnerinnen und Ehepartner sollen evange-
lisch sein. Sie müssen einer christlichen Kirche ange-
hören; im Einzelfall kann eine Ausnahme zugelassen
werden, wenn zu erwarten ist, dass die Wahrnehmung
des Dienstes nicht beeinträchtigt wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben eine beabsichtigte
Änderung ihres Personenstandes, eine kirchliche
Trauung und andere wesentliche Änderungen in ihren
persönlichen Lebensverhältnissen alsbald anzuzeigen.
Sie haben die Auskünfte zu erteilen und die Unterla-
gen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Auswir-
kungen auf den Dienst beurteilen zu können.

§ 40
Verwaltungsarbeit

Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen obliegenden
Aufgaben in der Verwaltung, der pfarramtlichen Ge-
schäftsführung, der Kirchenbuchführung und in Ver-
mögens- und Geldangelegenheiten sorgfältig zu erfül-
len.

§ 41
Pflichten bei Beendigung eines Auftrages

Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei Beendigung eines
Auftrages oder einer sonstigen ihnen übertragenen
Aufgabe sowie bei Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses die in ihrem Besitz befindlichen amtlichen
Schriftstücke und Gegenstände jeder Art, insbesonde-
re sämtliche Aufzeichnungen über dienstliche Vor-
gänge, auch soweit es sich um Wiedergaben handelt,
sowie Kirchensiegel, Kirchenbücher, Kirchenakten,
Kassenbücher und Vermögenswerte zu übergeben und
über eine ihnen anvertraute Vermögensverwaltung
Rechenschaft abzulegen. Die Pflicht zur Herausgabe
gilt auch für ihre Hinterbliebenen und Erben.

§ 42
Fernbleiben vom Dienst,

Verletzung der Pflicht zur Erreichbarkeit
Nehmen Pfarrerinnen und Pfarrer schuldhaft ihren
Dienst nicht wahr oder verletzen sie schuldhaft ihre
Pflicht, erreichbar zu sein, so verlieren sie für die Dau-
er des Fernbleibens vom Dienst den Anspruch auf
Dienstbezüge. Der Verlust der Dienstbezüge ist fest-
zustellen und der Pfarrerin und dem Pfarrer mitzutei-
len. Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzu-
leiten, bleibt unberührt.

§ 43
Mitteilungen in Strafsachen

Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Mitteilung verpflich-
tet, wenn in einem strafrechtlichen Verfahren Anklage
gegen sie erhoben oder Strafbefehl erlassen wird. Sie
haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens anzu-
zeigen und die strafgerichtliche Entscheidung vorzu-
legen.

§ 44
Amtspflichtverletzung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer verletzen ihre Amts-
pflicht, wenn sie in ihrer Amts- oder Lebensführung
innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft ge-
gen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.
(2)  Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverletzung und
das Verfahren ihrer Feststellung richten sich nach dem
Disziplinarrecht.

§ 45
Lehrpflichtverletzung

(1)  Nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse findet im Falle einer Bean-
standung der Lehre ein besonderes Verfahren statt.
Verfahren und Rechtsfolgen werden durch Kirchen-
gesetz geregelt.
(2)  Ordinierte in einem Dienstverhältnis zur Evange-
lischen Kirche in Deutschland unterstehen der Lehr-
aufsicht der Kirche, die sie beurlaubt hat, hilfsweise
der Kirche, in der sie ordiniert wurden.
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§ 46
Schadensersatz

(1)  Verletzen Pfarrerinnen und Pfarrer vorsätzlich
oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so
haben sie dem Dienstherrn den daraus entstehenden
Schaden zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Dienst-
herr einem anderen Schadensersatz zu leisten hat, weil
eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Amtspflicht verletzt
hat.
(2)  Haben mehrere Pfarrerinnen oder Pfarrer den
Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamt-
schuldnerisch.
(3)  Leistet die Pfarrerin oder der Pfarrer dem Dienst-
herrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch ge-
gen einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die Pfar-
rerin oder den Pfarrer abzutreten.
(4)  Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz geleis-
tet, gilt als Zeitpunkt, zu dem der Dienstherr Kenntnis
im Sinne der Verjährungsvorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuches erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der
Ersatzanspruch gegenüber Dritten vom Dienstherrn
anerkannt oder dem Dienstherrn gegenüber rechts-
kräftig festgestellt wird.

Kapitel 3
Rechte

§ 47
Recht auf Fürsorge

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Für-
sorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behin-
derungen ihres Dienstes und ungerechtfertigte Angrif-
fe auf ihre Person in Schutz zu nehmen.
(2)  Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische
Herkunft dürfen sich bei dem beruflichen Fortkom-
men nicht nachteilig auswirken.

§ 48
Seelsorge

Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf seel-
sorgliche Begleitung.

§ 49
Unterhalt

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf an-
gemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, ins-
besondere durch Gewährung von Besoldung und Ver-
sorgung sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-
und Geburtsfällen. Das Nähere sowie die Erstattung
von Reise- und Umzugskosten regeln die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich. Die Regelung der Besoldung und Versorgung
bedarf eines Kirchengesetzes.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer können, wenn gesetzlich
nicht etwas anderes bestimmt ist, Ansprüche auf
Dienstbezüge nur insoweit abtreten, als sie der Pfän-
dung unterliegen. Der Dienstherr kann ein Aufrech-
nungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber An-

sprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend ma-
chen, als sie pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt
nicht, soweit ein Anspruch auf Schadensersatz wegen
vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht.

§ 50
Abtretung von Schadensersatzansprüchen

(1)  Werden Pfarrerinnen oder Pfarrer oder deren An-
gehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden
Leistungen, zu denen der Dienstherr während einer auf
der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der
Dienstfähigkeit oder infolge der Körperverletzung
oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn
gesetzliche Ansprüche gegen Dritte auf Schadenser-
satz wegen der Körperverletzung oder der Tötung bis
zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um Zug
abgetreten werden.
(2)  Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen
nicht zum Nachteil der verletzten Person oder ihrer
Hinterbliebenen geltend gemacht werden.

§ 51
Schäden bei Ausübung des Dienstes

(1)  Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein
Dienstunfall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder
sonstige Gegenstände, die üblicherweise bei Wahr-
nehmung des Dienstes mitgeführt werden, beschädigt
oder zerstört worden oder abhandengekommen, so
kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Er-
satz geleistet werden.
(2)  Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden
durch ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhal-
ten der Pfarrerin oder des Pfarrers herbeigeführt wor-
den ist.

§ 52
Dienstfreier Tag

Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Gelegenheit haben, ih-
ren Dienst unter Berücksichtigung der dienstlichen
Belange so einzurichten, dass ein Tag in der Woche
von dienstlichen Verpflichtungen frei bleibt. Die
Pflicht, erreichbar zu sein, bleibt hiervon unberührt,
wenn keine Vertretung gewährleistet ist.

§ 53
Erholungs- und Sonderurlaub

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern steht jährlich Erho-
lungsurlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge
zu.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus wichtigen
Gründen Sonderurlaub gewährt werden.
(3)  Zur Mitarbeit in kirchlichen Organen benötigen
Pfarrerinnen und Pfarrer keinen Urlaub. Hat die Mit-
arbeit zur Folge, dass sie ihre Pflicht, erreichbar zu
sein, oder eine andere Dienstpflicht nicht wahrnehmen
können, so haben sie dies vorher anzuzeigen.
(4)  Das Nähere einschließlich möglicher weiterer
Gremien im Sinne des Absatzes 3 regeln die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
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gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung.

§ 54
Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz,

Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen

(1)  Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz,
Elternzeit, Arbeitsschutz, Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen sind anzuwenden, soweit diese
unmittelbar gelten. Im Übrigen gelten die Regelungen
für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte entspre-
chend, soweit sie nicht der Wahrnehmung gottes-
dienstlicher Aufgaben entgegenstehen und soweit
nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich andere Regelungen treffen.
(2)  Wird während der Elternzeit kein Dienst oder
Dienst mit weniger als der Hälfte eines vollen Dienst-
umfangs ausgeübt, so tritt ein Verlust der Stelle nicht
ein, sofern diese Formen der Elternzeit insgesamt
längstens für 18 Monate in Anspruch genommen wer-
den. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich eine längere Frist be-
stimmen. Im Übrigen gelten § 69 Absatz 3 und 4, die
§§ 72 und 73, § 74 Absatz 2 und die §§ 75 und 76
während der Elternzeit entsprechend.
(3)  Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und
Pflege von Angehörigen dürfen sich bei der Begrün-
dung eines Pfarrdienstverhältnisses und dem berufli-
chen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Das gilt
auch für Behinderung, wenn nicht zwingende sachli-
che Gründe, insbesondere Gründe nach § 9 Absatz 1
Satz 1 Nummer 4, 6 und 7, vorliegen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die Elternzeit in An-
spruch nehmen, erhalten Beihilfe in Krankheits-, Pfle-
ge- und Geburtsfällen nach den Regelungen des § 75
Absatz 4.

Kapitel 4
Begleitung des Dienstes, Aufsicht

§ 55
Personalentwicklung und Fortbildung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und ver-
pflichtet, die für ihren Dienst erforderliche Kompetenz
durch Teilnahme an Maßnahmen der Personalent-
wicklung und regelmäßige Fortbildung fortzuentwi-
ckeln.
(2)  Maßnahmen der Personalentwicklung sollen Pfar-
rerinnen und Pfarrer in ihrem Dienst würdigen und
helfen, die für den Dienst erforderlichen Gaben zu
entdecken, zu fördern und zu entwickeln. Im Rahmen
der Personalentwicklung können insbesondere regel-
mäßige Gespräche nach einer festen Ordnung durch-
geführt und verbindliche Vereinbarungen über Ziele
der Arbeit und über Maßnahmen der Personalentwick-
lung getroffen werden.

(3)  Maßnahmen der Fortbildung sollen helfen, die für
den Dienst erforderlichen Kenntnisse, Einsichten und
Fertigkeiten fortzuentwickeln. Maßnahmen der Fort-
bildung sind insbesondere die theologische Arbeit im
Pfarrkonvent, die Teilnahme an Fortbildungsangebo-
ten und das Selbststudium.

§ 56
Beurteilungen

Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe des
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se beurteilt werden.

§ 57
Visitation

Pfarrerinnen und Pfarrer sind nach Maßgabe des
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se berechtigt und verpflichtet, sich zusammen mit der
Gemeinde oder Einrichtung, in der sie Dienst tun, vi-
sitieren zu lassen und an der Visitation mitzuwirken.

§ 58
Dienstaufsicht

(1)  Die Dienstaufsicht soll sicherstellen, dass Pfarre-
rinnen und Pfarrer ihre Pflichten ordnungsgemäß er-
füllen. Sie umfasst auch die Aufgabe, Pfarrerinnen und
Pfarrer in ihrem Dienst zu unterstützen und Konflikten
rechtzeitig durch geeignete Maßnahmen im Sinne des
§ 26 Absatz 5 zu begegnen.
(2)  Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten können
dienstliche Anordnungen treffen. Diese sind für die
Pfarrerinnen und Pfarrer bindend.
(3)  Wer die Dienstaufsicht ausübt, hat darauf zu ach-
ten, dass das Handeln im Rahmen der Dienstaufsicht
von der Seelsorge an Pfarrerinnen und Pfarrern unter-
schieden wird.

§ 59
Ersatzvornahme

Vernachlässigen Pfarrerinnen oder Pfarrer ihre
Dienstpflichten, so kann nach erfolgloser Mahnung
und Fristsetzung die ersatzweise Erledigung rückstän-
diger Arbeiten veranlasst werden. Bei Verschulden
können ihnen die Kosten auferlegt werden.

§ 60
Vorläufige Untersagung der Dienstausübung

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann die Ausübung des
Dienstes aus wichtigen dienstlichen Interessen ganz
oder teilweise untersagt werden. Das Verbot erlischt,
wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen
die Pfarrerin oder den Pfarrer ein Disziplinarverfahren
oder ein auf Rücknahme der Berufung, auf Verände-
rung des Pfarrdienstverhältnisses oder auf Entlassung
gerichtetes Verfahren eingeleitet worden ist.
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(2)  Die Möglichkeit, auf Grund anderer kirchenge-
setzlicher Vorschriften die Ausübung des Dienstes zu
untersagen, bleibt unberührt.

Kapitel 5
Personalakten

§ 61
Personalaktenführung

(1)  Für jede Pfarrerin und jeden Pfarrer ist eine Per-
sonalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln
und vor unbefugter Einsicht zu schützen.
(2)  Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die
Pfarrerin oder den Pfarrer betreffen, soweit sie mit
dem Pfarrdienstverhältnis in einem unmittelbaren in-
neren Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch in
Dateien gespeicherte, personenbezogene Daten (Per-
sonalaktendaten). Unterlagen, die besonderen, von der
Person und dem Pfarrdienstverhältnis sachlich zu tren-
nenden Zwecken dienen, insbesondere Prüfungsakten,
sind nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die
Personalakte in Grund- und Teilakten gegliedert, so ist
in die Grundakte ein vollständiges Verzeichnis aller
Teilakten aufzunehmen. Ist die Führung von Neben-
akten erforderlich, ist auch dies in der Grundakte zu
vermerken.
(3)  Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der
Personalverwaltung oder Personalwirtschaft verwen-
det werden. Soweit in diesem Kirchengesetz nicht et-
was anderes bestimmt ist, richten sich Verarbeitung
und Nutzung sowie Übermittlung der Personalakten-
daten nach dem Kirchengesetz über den Datenschutz
in der Evangelischen Kirche in Deutschland in der je-
weils geltenden Fassung.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu Beschwerden,
Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor deren
Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre Äuße-
rungen sind zur Personalakte zu nehmen. Anonyme
Schreiben dürfen nicht in die Personalakte aufgenom-
men werden.
(5)  Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und
Bewertungen sind, falls sie
1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben,

mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers
unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen
und zu vernichten,

2. für die Pfarrerin oder den Pfarrer ungünstig sind
oder ihr oder ihm nachteilig werden können, auf
eigenen Antrag nach drei Jahren zu entfernen und
zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beur-
teilungen.

Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch neue
Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder durch die
Einleitung eines Straf-, Disziplinar- oder Lehrbean-
standungsverfahrens unterbrochen. Stellt sich der
neue Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, gilt
die Frist als nicht unterbrochen.

(6)  Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie nicht Be-
standteil einer Disziplinarakte sind, sowie Auskünfte
aus dem Bundeszentralregister sind mit Zustimmung
der Pfarrerin oder des Pfarrers nach drei Jahren zu
entfernen und zu vernichten. Absatz 5 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.

§ 62
Einsichts- und Auskunftsrecht

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben, auch nach Been-
digung des Pfarrdienstverhältnisses, ein Recht auf
Einsicht in ihre vollständige Personalakte. Dies gilt
ebenso für die von ihnen beauftragten Angehörigen.
Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, so-
weit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Dies
gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Erben,
wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht
wird, und für deren Bevollmächtigte.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Ein-
sicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezo-
gene Daten über sie enthalten und für ihr Pfarrdienst-
verhältnis verarbeitet oder genutzt werden, soweit kir-
chengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der
Pfarrerinnen und Pfarrer mit Daten Dritter oder mit
Daten, die nicht personenbezogen sind und deren
Kenntnis die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages
gefährden könnte, derart verbunden sind, dass ihre
Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig gro-
ßem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist den Pfar-
rerinnen und Pfarrern Auskunft zu erteilen. Das Recht
auf Einsicht in die Ausbildungs- und Prüfungsakten
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich.
(3)  Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo
die Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Interes-
sen nicht entgegenstehen, können auf Kosten der Pfar-
rerin oder des Pfarrers Kopien gefertigt werden.
(4)  Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Ein-
sicht gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 ent-
sprechend.
(5)  Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind,
unterliegen der Amtsverschwiegenheit nach § 31.
(6)  Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Diszipli-
narverfahrens und die Unterrichtung über die Erhe-
bung und Speicherung personenbezogener Daten für
diese Akten regelt das Disziplinarrecht.

Kapitel 6
Nebentätigkeit

§ 63
Nebentätigkeit, Grundsatz

Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen eine Nebentätigkeit
(Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches
oder kirchliches Ehrenamt) nur übernehmen, wenn
dies mit ihrem Amt und mit der sorgfältigen Erfüllung
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ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und kirchliche In-
teressen nicht entgegenstehen.

§ 64
Angeordnete Nebentätigkeiten

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, nach
Maßgabe des für sie geltenden Rechts der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse auf Verlangen
der zuständigen oder vorgesetzten aufsichtführenden
Personen oder Stellen eine Nebentätigkeit im kirchli-
chen Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen,
soweit sie die erforderliche Eignung dafür besitzen
und ihnen die Übernahme zugemutet werden kann.
(2)  Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des War-
testandes oder mit der Beendigung des Pfarrdienst-
verhältnisses endet eine Nebentätigkeit nach Absatz 1,
wenn im Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer auf Ver-
langen, Vorschlag oder Veranlassung übernommenen
Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan ei-
ner juristischen Person haftbar gemacht werden, haben
Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen Scha-
dens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig
herbeigeführt worden, so besteht ein Ersatzanspruch
nur dann, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer auf Ver-
langen einer Person oder einer Stelle gehandelt hat, die
die Dienstaufsicht ausübt.

§ 65
Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten

(1)  Die Übernahme einer Nebentätigkeit bedarf der
Genehmigung. Die Genehmigung kann bedingt, be-
fristet, widerruflich oder mit Auflagen erteilt werden.
Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist un-
verzüglich anzuzeigen.
(2)  Die Genehmigung ist zu versagen oder zu wider-
rufen, wenn die Voraussetzungen des § 63 nicht oder
nicht mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder Wider-
rufsgrund liegt insbesondere vor, wenn zu besorgen
ist, dass die Nebentätigkeit geeignet ist,
1. nach Art und Umfang die Pfarrerin oder den Pfarrer

so stark in Anspruch zu nehmen, dass die sorgfäl-
tige Erfüllung der Dienstpflichten behindert wer-
den kann,

2. die Pfarrerin oder den Pfarrer in einen Widerstreit
mit den Dienstpflichten zu bringen,

3. das Ansehen der Kirche oder des Amtes zu beein-
trächtigen.

§ 66
Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten

(1)  Keiner Genehmigung und keiner Anzeige bedür-
fen folgende Nebentätigkeiten:
1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder

Pflegschaft bei Angehörigen,
2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von

Angehörigen,

3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der
Pfarrerin oder des Pfarrers unterliegenden Vermö-
gens,

4. die Tätigkeit in Pfarrvereinen oder anderen Be-
rufsverbänden,

5. die Übernahme von Ehrenämtern,
6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische,

wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstä-
tigkeit,

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige
Gutachtertätigkeit.

(2)  Keiner Genehmigung, aber einer Anzeige bedür-
fen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 und 7,
wenn sie nicht nur gelegentlich ausgeübt werden.
(3)  Aus begründetem Anlass kann verlangt werden,
dass die Pfarrerin oder der Pfarrer über eine Nebentä-
tigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über deren
Art und Umfang, schriftlich Auskunft erteilt.
(4)  Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentä-
tigkeit nach Absatz 1 und 2 ist zu untersagen, wenn
ein Versagungsgrund nach § 65 Absatz 2 gegeben ist.
Sofern es zur sachgerechten und sorgfältigen Erfül-
lung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die Ne-
bentätigkeit auch bedingt, befristet, widerruflich oder
unter Auflagen gestattet werden. Die Ausübung eines
kirchlichen Ehrenamtes darf nicht aus Gründen der
kirchenpolitischen Einflussnahme untersagt werden.

§ 67
Rechtsverordnung über Nebentätigkeiten

Die zur Ausführung der §§ 63 bis 66 notwendigen Re-
gelungen können die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverord-
nung treffen. In der Rechtsverordnung kann insbeson-
dere bestimmt werden,
1. ob und inwieweit Pfarrerinnen und Pfarrer mit Be-

zügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Ne-
bentätigkeiten ganz oder teilweise abzuführen;

2. dass Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich nach
Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Abrech-
nung über die Vergütungen und geldwerten Vor-
teile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben;

3. unter welchen Voraussetzungen Pfarrerinnen und
Pfarrer zur Ausübung von Nebentätigkeiten für
dienstliche Zwecke bestimmte Einrichtungen, Per-
sonal oder Material in Anspruch nehmen dürfen
und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu ent-
richten ist.
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Teil 6
Veränderungen des Pfarrdienstverhältnisses

Kapitel 1
Beurlaubung und Teildienst

§ 68
Beurlaubung und Teildienst

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe
der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag
ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleistung
ganz freigestellt werden (Beurlaubung).
(2)  Der Dienstumfang kann auf Antrag der Pfarrerin
oder des Pfarrers nach Maßgabe der nachfolgenden
Bestimmungen bei entsprechender Kürzung der Be-
soldung bis zur Hälfte des Umfanges eines uneinge-
schränkten Dienstes ermäßigt werden (Teildienst).
(3)  Nach Maßgabe der Stellenplanung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüssen kann der
Dienstumfang auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfar-
rers im kirchlichen Interesse für begrenzte Zeit unter
das nach Absatz 2 zulässige Mindestmaß ermäßigt
werden (unterhälftiger Teildienst).

§ 69
Beurlaubung und Teildienst

aus familiären Gründen
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind, soweit besondere
kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegen-
stehen, auf Antrag zu beurlauben, wenn sie
1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder
2. nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftige sons-

tige Angehörige tatsächlich betreuen oder pflegen.
Unter denselben Voraussetzungen ist Teildienst zu
bewilligen.
(2)  Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn
sie mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit
einer Beurlaubung nach § 71 und unterhälftigem Teil-
dienst die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschrei-
ten.
(3)  Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die
Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert
werden, wenn die Beurlaubung oder der Teildienst im
bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden
kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
Soweit zwingende kirchliche oder dienstliche Interes-
sen dies erfordern, kann nachträglich die Dauer der
Beurlaubung oder des Teildienstes beschränkt oder
der Umfang des zu leistenden Teildienstes erhöht wer-
den.
(4)  Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen
die Verbindung zum Dienst und der berufliche Wie-
dereinstieg durch geeignete Maßnahmen erleichtert
werden.

§ 70
Beurlaubung im kirchlichen Interesse

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag im
kirchlichen Interesse beurlaubt werden.
(2)  Die Zeit der Beurlaubung kann nach Maßgabe des
jeweils anwendbaren Versorgungsrechts als ruhege-
haltfähige Dienstzeit angerechnet werden, sofern die
Beurlaubung im Interesse des Dienstherrn liegt. Im
Falle eines besonderen Interesses des Dienstherrn an
der Beurlaubung kann die Besoldung belassen wer-
den.
(3)  Die Beurlaubung soll auf Antrag widerrufen wer-
den, wenn sie der Pfarrerin oder dem Pfarrer nicht
mehr zugemutet werden kann und dienstliche Belange
nicht entgegenstehen. Sie kann von Amts wegen aus
kirchlichen oder dienstlichen Interessen beendet wer-
den.

§ 71
Beurlaubung und Teildienst

aus anderen Gründen
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder
2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des

Ruhestandes erstrecken muss,
beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche
Interessen nicht entgegenstehen. Die Beurlaubung
darf, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach
§ 69 und unterhälftigem Teildienst, die Dauer von
fünfzehn Jahren nicht überschreiten.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann auf Antrag Teil-
dienst bewilligt werden, soweit kirchliche oder dienst-
liche Interessen nicht entgegenstehen. Soweit zwin-
gende kirchliche oder dienstliche Interessen dies er-
fordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung
oder des Teildienstes beschränkt oder der Umfang des
zu leistendes Teildienstes erhöht werden.
(3)  Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die
Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert
werden, wenn die Beurlaubung oder der Teildienst im
bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden
kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
(4)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich
Regelungen über den Altersteildienst und über eine
Sabbatzeit treffen.

§ 72
Informationspflicht und Benachteiligungsverbot

(1)  Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst bean-
tragt, so sind die Pfarrerinnen und Pfarrer schriftlich
auf die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzu-
weisen.
(2)  Beurlaubung aus familiären Gründen und Teil-
dienst dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen
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nicht nachteilig auswirken, wenn nicht zwingende
sachliche Gründe vorliegen.

§ 73
Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit

während einer Beurlaubung oder eines
Teildienstes

(1)  Während einer Beurlaubung oder eines Teildiens-
tes dürfen nur solche Nebentätigkeiten ausgeübt wer-
den, die dem Zweck der Beurlaubung oder des Teil-
dienstes nicht zuwiderlaufen.
(2)  Abweichend von den §§ 63 bis 67 bedürfen Ne-
bentätigkeiten keiner Genehmigung; Erwerbstätigkei-
ten im Umfang von mindestens der Hälfte eines un-
eingeschränkten Dienstes sind genehmigungspflich-
tig.

§ 74
Verfahren

(1)  Beurlaubung und Teildienst beginnen, wenn kein
anderer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablauf
des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfarrer die
Verfügung bekannt gegeben wird. Bei Pfarrerinnen
und Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst sollen der
Beginn und das Ende einer Beurlaubung und eines
Teildienstes oder eine Änderung derselben jeweils auf
den Beginn und das Ende eines Schulhalbjahres oder
eines Semesters festgesetzt werden.
(2)  Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung
oder eines Teildienstes soll spätestens drei Monate vor
Ablauf des Bewilligungszeitraumes gestellt werden.

§ 75
Allgemeine Rechtsfolgen der Beurlaubung

(1)  Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die
Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Stelle oder ihren Auftrag
im Sinne des § 25 und die damit verbundenen oder
persönlich übertragenen Aufgaben. Bei kurzfristigen
Beurlaubungen können Stelle oder Auftrag belassen
werden. Die mit der Stelle verbundenen oder persön-
lich übertragenen Aufgaben können im Einzelfall
ganz oder teilweise belassen werden. Die Rechte und
Pflichten aus dem Pfarrdienstverhältnis, insbesondere
Lebensführungs- und Verschwiegenheitspflichten,
bleiben bestehen, soweit die Beurlaubung dem nicht
entgegensteht. Alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt
der Beurlaubung erworben waren, bleiben gewahrt.
Die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vor-
schriften über die Berücksichtigung von Zeiten einer
Beurlaubung ohne Besoldung bleiben unberührt.
(2)  Mit der Beurlaubung ruhen die Rechte aus der Or-
dination im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern nicht
etwas anderes bestimmt wird.
(3)  Während einer Beurlaubung unterstehen Pfarre-
rinnen und Pfarrer der Lehr- und Disziplinaraufsicht
der Kirche, die sie beurlaubt hat; sie sollen an Fortbil-
dungsveranstaltungen und Maßnahmen der Personal-
entwicklung im Sinne des § 55 teilnehmen.

(4)  Während der Zeit der Beurlaubung aus familiären
Gründen (§ 69) besteht Anspruch auf Beihilfe in
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen in entspre-
chender Anwendung der Beihilferegelungen für Pfar-
rerinnen und Pfarrer mit Anspruch auf Besoldung.
Dies gilt nicht, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer
1. berücksichtigungsfähiger Angehöriger einer bei-

hilfeberechtigten Person wird oder
2. nach den Bestimmungen des Fünften Buches So-

zialgesetzbuch über die Familienversicherung
krankenversichert ist oder

3. einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen bei
Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- und Pflege-
versicherung nach dem Elften Buch Sozialgesetz-
buch hat.

Im Falle einer Beurlaubung nach § 70 Absatz 2 kann
ein Anspruch auf Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und
Geburtsfällen in entsprechender Anwendung der Bei-
hilferegelungen für Pfarrerinnen und Pfarrer mit An-
spruch auf Besoldung gewährt werden. Die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ih-
ren Bereich von den Bestimmungen dieses Absatzes
abweichende oder ergänzende Regelungen treffen.

§ 76
Beendigung der Beurlaubung

und des Teildienstes
(1)  Die Beurlaubung endet mit Ablauf der festgeleg-
ten Dauer oder ihrem Widerruf.
(2)  Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist verpflichtet, sich
rechtzeitig vor Ablauf einer Beurlaubung oder eines
Teildienstes um eine Stelle zu bewerben. Führt die
Bewerbung vor dem Ende der Beurlaubung oder des
Teildienstes nicht zum Erfolg, so soll unter Berück-
sichtigung des jeweiligen Stellenbesetzungsrechts von
Amts wegen eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des
§ 25 übertragen werden.
(3)  Steht nach Ablauf einer Beurlaubung weder eine
Stelle noch ein Auftrag zur Verfügung, so wird die
Pfarrerin oder der Pfarrer in den Wartestand versetzt.
Mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers kann
anstelle einer Versetzung in den Wartestand die Be-
urlaubung um die Zeit bis zur Übertragung einer Stelle
oder eines Auftrages verlängert werden.

Kapitel 2
Abordnung, Zuweisung, Versetzung,

Umwandlung und Wartestand

§ 77
Abordnung

(1)  Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertra-
gung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder des
Pfarrers entsprechenden Tätigkeit bei einer anderen
Dienststelle desselben oder eines anderen Dienstherrn
unter Beibehaltung der bisherigen Stelle oder des bis-
herigen Auftrages im Sinne des § 25. Die Abordnung
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erfolgt im dienstlichen Interesse. Sie kann ganz oder
teilweise erfolgen.
(2)  Die Abordnung bedarf der Zustimmung der Pfar-
rerin oder des Pfarrers, wenn sie
1. bei einer teilweisen Abordnung insgesamt länger

als zwölf Monate dauert oder
2. bei einer Abordnung im Ganzen insgesamt länger

als sechs Monate dauert oder
3. zu einem anderen Dienstherrn erfolgt.
(3)  Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn
wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem
aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Einverständ-
nis ist schriftlich zu erklären.
(4)  Für die abgeordneten Pfarrerinnen und Pfarrer
sind die für den Bereich des aufnehmenden Dienst-
herrn geltenden Vorschriften über die Rechte und
Pflichten der Pfarrerinnen und Pfarrer entsprechend
anzuwenden mit Ausnahme der Regelungen über die
Amtsbezeichnung (§ 29), die Zahlung von Bezügen,
von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfäl-
len und von Versorgung (§ 49 Absatz 1).

§ 78
Zuweisung

(1)  Eine Zuweisung ist die befristete oder unbefristete
Übertragung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder
des Pfarrers entsprechenden Tätigkeit bei einer Ein-
richtung oder einem Dienstherrn außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Kirchengesetzes. Die Zuweisung
kann ganz oder teilweise erfolgen. Die Rechtsstellung
der Pfarrerin oder des Pfarrers bleibt unberührt.
(2)  Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen Interesse.
Sie bedarf der Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrern mit einer Stelle oder ei-
nem Auftrag im Sinne des § 25 in einer Einrichtung,
die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organi-
sierte Einrichtung der Kirche oder der Diakonie um-
gebildet wird, kann auch ohne ihre Zustimmung im
kirchlichen Interesse eine ihrer Ausbildung entspre-
chende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zugewiesen
werden.
(4)  Die Zuweisung endet mit Ablauf der festgelegten
Dauer. Sie kann im dienstlichen oder kirchlichen In-
teresse beendet werden.
(5)  Bei einer Zuweisung von insgesamt nicht mehr als
einem Jahr tritt ein Verlust der Stelle nur mit Zustim-
mung der Pfarrerin oder des Pfarrers ein. Im Übrigen
gilt § 76 entsprechend.

§ 79
Versetzung

(1)  Versetzung ist die Übertragung einer anderen Stel-
le oder eines anderen Auftrages im Sinne des § 25 un-
ter Verlust der bisherigen Stelle oder des bisherigen
Auftrages.

(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer können um der Unab-
hängigkeit der Verkündigung willen nur versetzt wer-
den, wenn sie sich um die andere Verwendung bewer-
ben oder der Versetzung zustimmen oder wenn ein
besonderes kirchliches Interesse an der Versetzung
besteht. Ein besonderes kirchliches Interesse liegt ins-
besondere vor, wenn
1. die befristete Übertragung einer Stelle oder eines

Auftrages im Sinne des § 25 endet,
2. die Wahrnehmung eines Aufsichtsamtes endet, das

mit der bisherigen Stelle oder dem bisherigen Auf-
trag im Sinne des § 25 verbunden ist,

3. auf Grund verbindlich beschlossener Stellenpla-
nung ihre Stelle aufgehoben wird, unbesetzt sein
oder einen anderen Dienstumfang erhalten soll
oder wenn ihr Dienstbereich neu geordnet wird,

4. es zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Gesamt-
besetzung der Stellen im Bereich ihres Dienstherrn
notwendig ist,

5. in ihrer bisherigen Stelle oder ihrem bisherigen
Auftrag eine nachhaltige Störung in der Wahrneh-
mung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2
festgestellt wird,

6. sie wegen ihres Gesundheitszustandes in der Aus-
übung ihres bisherigen Dienstes wesentlich beein-
trächtigt sind.

(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen
Auftrag im Sinne des § 25 sowie Gemeindepfarrerin-
nen und Gemeindepfarrer (§ 27), die keine Stelle in-
nehaben, können über die in Absatz 2 genannten Grün-
de hinaus ohne ihre Zustimmung in eine andere Stelle
oder einen anderen Auftrag versetzt werden, wenn da-
für ein kirchliches Interesse besteht.
(4)  Sieht das Recht der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse vor, dass zwei Pfarrerinnen oder
Pfarrern, deren Dienstumfang jeweils eingeschränkt
ist, gemeinsam eine Stelle übertragen werden kann, so
kann, wenn das Pfarrdienstverhältnis einer beteiligten
Person verändert wird oder endet, auch die andere be-
teiligte Person versetzt werden. Die §§ 83 bis 85 sind
anwendbar.
(5)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich
von den Regelungen des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 3
und 4 und des Absatzes 4 abweichen.

§ 80
Versetzungsvoraussetzungen und -verfahren

(1)  Eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung
des Dienstes im Sinne des § 79 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 5 liegt vor, wenn die Erfüllung der dienstlichen
oder der gemeindlichen Aufgaben nicht mehr gewähr-
leistet ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn das Ver-
hältnis zwischen der Pfarrerin oder dem Pfarrer und
nicht unbeträchtlichen Teilen der Gemeinde zerrüttet
ist oder das Vertrauensverhältnis zwischen der Pfar-

300   Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 29. Dezember 2012



rerin oder dem Pfarrer und dem Vertretungsorgan der
Gemeinde zerstört ist und nicht erkennbar ist, dass das
Vertretungsorgan rechtsmissbräuchlich handelt. Die
Gründe für die nachhaltige Störung müssen nicht im
Verhalten oder in der Person der Pfarrerin oder des
Pfarrers liegen.
(2)  Zur Feststellung der Voraussetzungen des Absat-
zes 1 werden die erforderlichen Erhebungen durchge-
führt. Der Beginn der Erhebungen wird der Pfarrerin
oder dem Pfarrer mitgeteilt. Sofern nicht ausnahms-
weise etwas anderes angeordnet wird, nehmen Pfar-
rerinnen und Pfarrer für die Dauer der Erhebungen den
Dienst in der ihnen übertragenen Stelle oder in dem
ihnen übertragenen Auftrag nicht wahr. Während die-
ser Zeit soll eine angemessene Aufgabe übertragen
werden.
(3)  Zur Feststellung der Voraussetzungen des § 79
Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 kann eine amts- oder ver-
trauensärztliche Untersuchung angeordnet werden.
§ 91 Absatz 3 und 5 gilt entsprechend.
(4)  Versetzungen zu einem anderen Dienstherrn be-
dürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers. Bei einem Wechsel des Dienstherrn wird die Ver-
setzung von dem abgebenden im Einverständnis mit
dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Pfarr-
dienstverhältnis wird mit dem neuen Dienstherrn fort-
gesetzt; dieser tritt an die Stelle des bisherigen. Auf
die Rechtsstellung der Versetzten sind die im Bereich
des neuen Dienstherrn geltenden Vorschriften anzu-
wenden.

§ 81
Regelmäßiger Stellenwechsel

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz ein besonderes Verfahren re-
geln, nach dem Gemeindepfarrerinnen und Gemein-
depfarrer (§ 27), die mindestens zehn Jahre in dersel-
ben Gemeinde tätig sind und das 57. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, versetzt werden können.

§ 82
Umwandlung in ein Kirchenbeamtenverhältnis

Das Pfarrdienstverhältnis kann mit Zustimmung der
Pfarrerin oder des Pfarrers in ein Kirchenbeamtenver-
hältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstliches
Interesse besteht. In diesem Fall wird das Pfarrdienst-
verhältnis als Kirchenbeamtenverhältnis fortgesetzt.
Die Vorschriften über die Ordination (§§ 3 bis 7) und
die daraus folgenden Rechte und Pflichten bleiben un-
berührt.

§ 83
Versetzung in den Wartestand

(1)  Wartestand ist die vorübergehende dienstrechtli-
che Stellung, in der einer Pfarrerin oder einem Pfarrer,
ohne beurlaubt oder in den Ruhestand versetzt zu sein,
weder eine Stelle noch ein anderer Auftrag im Sinne
des § 25 übertragen ist.

(2)  Neben den anderen in diesem Kirchengesetz ge-
nannten Fällen werden Pfarrerinnen und Pfarrer in den
Wartestand versetzt, wenn eine Versetzung in eine an-
dere Stelle in den Fällen des § 79 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 bis 3 und 5 nicht durchführbar ist. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
durch Kirchengesetz je für ihren Bereich bestimmen,
dass eine Versetzung in den Wartestand nur dann er-
folgen darf, wenn weder eine Stelle noch ein Auftrag
im Sinne des § 25 Absatz 2 übertragen werden kann.
(3)  Anstelle einer Versetzung nach § 79 Absatz 2
Satz 2 kann mit Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers eine Versetzung in den Wartestand erfolgen.

§ 84
Verfahren und Rechtsfolgen

der Versetzung in den Wartestand
(1)  Die Verfügung über die Versetzung in den War-
testand ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustellen.
Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zurückge-
nommen werden.
(2)  Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfü-
gung ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem
Ende des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer die Versetzung in den Wartestand bekannt gegeben
wird.
(3)  Während des Wartestandes besteht ein Anspruch
auf Wartegeld nach Maßgabe der jeweils geltenden
kirchengesetzlichen Bestimmungen.
(4)  Im Fall des Wartestandes gemäß § 83 Absatz 2 in
Verbindung mit § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 kön-
nen Pfarrerinnen und Pfarrern im kirchlichen Interesse
Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag und
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung auferlegt werden. Es kann bestimmt
werden, dass ihre Bewerbungen der vorherigen Ge-
nehmigung einer aufsichtführenden Stelle bedürfen.

§ 85
Verwendung nach Versetzung in den Wartestand
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand sind ver-
pflichtet, sich um eine ihrer Ausbildung entsprechende
Stelle oder einen ihrer Ausbildung entsprechenden
Auftrag im Sinne des § 25 zu bewerben oder sich eine
solche Stelle oder einen solchen Auftrag übertragen zu
lassen. Sie können verpflichtet werden, sich in einer
anderen Gliedkirche zu bewerben, wenn sie in dieser
zur Bewerbung zugelassen worden sind.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Wartestand kann je-
derzeit ein ihrer Ausbildung entsprechender, befriste-
ter Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben
erteilt werden (Wartestandsauftrag).
(3)  Kommen Pfarrerinnen und Pfarrer trotz Auffor-
derung ihrer Pflicht zur Bewerbung nach Absatz 1
nicht nach oder nehmen sie ihren Dienst nach Ab-
satz 2 nicht wahr, so verlieren sie für diese Zeit den
Anspruch auf Wartegeld und Dienstbezüge. Die Mög-
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lichkeit, ein Disziplinarverfahren einzuleiten, bleibt
unberührt.

§ 86
Beendigung des Wartestandes

Der Wartestand endet mit
1. der erneuten Übertragung einer Stelle oder eines

Auftrages im Sinne des § 25,
2. dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand

oder
3. der Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses.

Kapitel 3
Ruhestand

§ 87
Eintritt in den Ruhestand

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer treten mit dem Ende des
Monats in den Ruhestand, in dem sie die Regelalters-
grenze erreichen. Sie erreichen die Regelaltersgrenze
mit Vollendung des 67. Lebensjahres. Pfarrerinnen
und Pfarrer im Schul- oder Hochschuldienst treten mit
Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters in den
Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze errei-
chen.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die vor dem 1. Januar
1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Pfarrerin-
nen und Pfarrer, die nach dem 31. Dezember 1946 ge-
boren sind, wird diese Regelaltersgrenze wie folgt an-
gehoben:

Geburtsjahr Anhebung
um Monate

Altersgrenze
Jahr Monat

1947 1 65 1
1948 2 65 2
1949 3 65 3
1950 4 65 4
1951 5 65 5
1952 6 65 6
1953 7 65 7
1954 8 65 8
1955 9 65 9
1956 10 65 10
1957 11 65 11
1958 12 66 0
1959 14 66 2
1960 16 66 4
1961 18 66 6
1962 20 66 8
1963 22 66 10

(3)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz eine abweichende Regelaltersgrenze fest-
setzen.
(4)  Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann der
Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der Pfarre-
rin oder des Pfarrers um bis zu drei Jahre hinausge-
schoben werden. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern im
Schul- und Hochschuldienst geschieht dies unter Be-
rücksichtigung des Ablaufs des Schulhalbjahres oder
des Semesters.

§ 88
Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf eigenen An-
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn
1. sie das 63. Lebensjahr vollendet haben oder
2. ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50

im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
zuerkannt worden ist und sie das 62. Lebensjahr
vollendet haben.

(2)  Pfarrerinnen oder Pfarrer, denen ein Grad der Be-
hinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und
die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, können auf
eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden,
wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben. Für
Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein Grad der Behin-
derung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und die
nach dem 31. Dezember 1951 geboren sind, wird diese
Altersgrenze wie folgt angehoben:

Geburtsjahr
Geburtsmonat

Anhebung
um Monate

Altersgrenze
Jahr Monat

1952
Januar 1 60 1
Februar 2 60 2
März 3 60 3
April 4 60 4
Mai 5 60 5

Juni bis
Dezember 6 60 6

1953 7 60 7
1954 8 60 8
1955 9 60 9
1956 10 60 10
1957 11 60 11
1958 12 61 0
1959 14 61 2
1960 16 61 4
1961 18 61 6
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Geburtsjahr
Geburtsmonat

Anhebung
um Monate

Altersgrenze
Jahr Monat

1962 20 61 8
1963 22 61 10

(3)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von den in
den Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen ab-
weichen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auch in den Ru-
hestand versetzt werden, wenn aus Gründen, die in der
Person oder in dem Verhalten der Pfarrerin oder des
Pfarrers liegen, eine nachhaltige Störung in der Wahr-
nehmung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2
festgestellt wird und eine störungsfreie Wahrnehmung
des Dienstes in einer anderen Stelle oder einem ande-
ren Auftrag im Sinne des § 25 nicht erwartet werden
kann.

§ 89
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit,

Verpflichtung zur Rehabilitation
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind in den Ruhestand zu
versetzen, wenn sie wegen ihres körperlichen Zu-
stands oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfül-
lung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstun-
fähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann ange-
nommen werden, wenn wegen Krankheit innerhalb
von sechs Monaten mehr als drei Monate kein Dienst
geleistet wurde und keine Aussicht besteht, dass in-
nerhalb weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfä-
higkeit erlangt wird.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Vermeidung ei-
ner drohenden Dienstunfähigkeit verpflichtet, an ge-
eigneten und zumutbaren gesundheitlichen und beruf-
lichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzunehmen.

§ 90
Begrenzte Dienstfähigkeit

(1)  Von der Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit soll abgesehen werden, wenn die
Pfarrerin oder der Pfarrer Dienst mit mindestens der
Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausüben kann (be-
grenzte Dienstfähigkeit). § 91 Absatz 1 bis 3 und 5 gilt
entsprechend. Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können abweichende Regelungen erlas-
sen.
(2)  Der Dienstumfang der Pfarrerin oder des Pfarrers
ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit he-
rabzusetzen.

§ 91
Verfahren bei Dienstunfähigkeit

(1)  Beantragt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Ver-
setzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit,
so wird die Dienstunfähigkeit in der Regel auf Grund
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eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, das die Pfar-
rerin oder den Pfarrer für dauernd unfähig hält, die
Dienstpflichten zu erfüllen.
(2)  Soll die Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit ohne Antrag erfolgen, so wird der
Pfarrerin oder dem Pfarrer unter Angabe der Gründe
mitgeteilt, dass eine Versetzung in den Ruhestand be-
absichtigt ist. Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann in-
nerhalb eines Monats Einwendungen erheben. Nach
Ablauf der Frist wird über die Versetzung in den Ru-
hestand entschieden. Während des Verfahrens kann
angeordnet werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer
die Dienstgeschäfte ruhen lässt.
(3)  Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann verpflichtet
werden, ein ärztliches Gutachten über die Dienstfä-
higkeit vorzulegen und sich, falls dies für erforderlich
gehalten wird, ärztlich beobachten zu lassen.
(4)  Entzieht sich die Pfarrerin oder der Pfarrer trotz
zweimaliger schriftlicher Aufforderung ohne hin-
reichenden Grund der Verpflichtung, sich untersuchen
oder beobachten zu lassen, so kann sie oder er so be-
handelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit ärztlich
bestätigt worden wäre. Die Besoldung wird mit dem
Ende des Monats, in dem die Versetzung in den Ru-
hestand bekannt gegeben wird, einbehalten, soweit sie
das Ruhegehalt übersteigt.
(5)  Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen
sollen, soweit nicht im Einzelfall die Dienstunfähig-
keit zweifelsfrei feststeht, durch Vertrauens- oder
Amtsärztinnen und -ärzte erfolgen, wenn nicht die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren
Bereich etwas anderes bestimmt haben. Gutachten
entfalten keine verbindliche Wirkung. Sie schließen
die Erhebung weiterer Beweise nicht aus.

§ 92
Versetzung aus dem Warte- in den Ruhestand

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können
mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand ver-
setzt werden.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand werden in
den Ruhestand versetzt, wenn ihnen bis zum Ablauf
von drei Jahren nach dem Beginn des Wartestandes
nicht erneut eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des
§ 25 übertragen worden ist. Der Lauf der Frist ist ge-
hemmt, solange ein Wartestandsauftrag gemäß § 85
Absatz 2 wahrgenommen wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können in
den Ruhestand versetzt werden, wenn während des
Wartestands neue Tatsachen festgestellt werden, die
aus Gründen, die in der Person oder in dem Verhalten
der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen, eine störungs-
freie Wahrnehmung des Dienstes nicht erwarten las-
sen.



§ 93
Versetzung in den Ruhestand

(1)  Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für
die Berufung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen
einer Abordnung nach § 77 erfolgt die Versetzung in
den Ruhestand durch den abordnenden Dienstherrn im
Benehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn. Im
Falle der Zuweisung nach § 78 wird das Einvernehmen
mit der aufnehmenden Einrichtung oder dem aufneh-
menden Dienstherrn hergestellt.
(2)  Die Verfügung ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer
zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Ruhestandes
zurückgenommen werden.
(3)  Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeit-
punkt bestimmt ist, beginnt der Ruhestand, abgesehen
von den Fällen des Ruhestandes auf Antrag nach § 88
Absatz 1 und 2 und des Ruhestandes wegen Dienst-
unfähigkeit nach § 89, mit dem Ende des Monats, in
dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gege-
ben worden ist.

§ 94
Voraussetzungen und Rechtsfolgen

des Ruhestandes
(1)  Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen
die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen Wartezeit
voraus, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes
bestimmt ist.
(2)  Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der
Pfarrerinnen und Pfarrer zur Dienstleistung. Sie schei-
den aus ihrer Stelle oder ihrem Auftrag aus und ver-
lieren sonstige übertragene kirchliche Aufgaben oder
Funktionen, soweit sie nicht im Einzelfall vorüberge-
hend belassen werden. Sie erhalten Versorgungsbe-
züge nach den jeweils geltenden kirchengesetzlichen
Bestimmungen des Versorgungsrechts. Im Übrigen
bleibt ihre Rechtsstellung erhalten.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand behalten
Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung. Ihnen kann mit ihrer
Zustimmung widerruflich ein pfarramtlicher oder ein
anderer kirchlicher Dienst übertragen werden. Im
kirchlichen Interesse können ihnen Beschränkungen
in der Ausübung von Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung,
insbesondere bei der Vornahme von Amtshandlungen,
auferlegt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand unterste-
hen weiterhin der Lehr- und Disziplinaraufsicht. Sie
sind weiterhin zu einer amtsangemessenen Lebens-
führung verpflichtet. Sie haben insbesondere alles zu
vermeiden, was den Zusammenhalt einer Gemeinde
oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren kann.
(5)  Abweichend von den §§ 63 bis 67 bedürfen Ne-
bentätigkeiten keiner Genehmigung. Eine Nebentä-
tigkeit kann unter den Voraussetzungen des § 65 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 3 untersagt werden.

§ 95
Wiederverwendung

nach Versetzung in den Ruhestand
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand kann er-
neut eine ihrer Ausbildung entsprechende Stelle oder
ein ihrer Ausbildung entsprechender Auftrag im Sinne
des § 25 übertragen werden, wenn die Gründe für die
Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind. Sie
sind auf Aufforderung verpflichtet, sich um eine Stelle
zu bewerben und sich eine Stelle oder einen Auftrag
übertragen zu lassen, wenn zu erwarten ist, dass sie
den gesundheitlichen Anforderungen genügen wer-
den. Sie erhalten Besoldung mindestens aus der Be-
soldungsgruppe ihrer letzten Verwendung.
(2)  Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit kann in re-
gelmäßigen Abständen überprüft werden. Zur Prüfung
ihrer Dienstfähigkeit sind Pfarrerinnen und Pfarrer
verpflichtet, sich nach Weisung ärztlich untersuchen
zu lassen. § 91 Absatz 3 und 5 ist anzuwenden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf Weisung ver-
pflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit
an geeigneten und zumutbaren gesundheitlichen und
beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzuneh-
men.

Teil 7
Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses

§ 96
Beendigung

Das Pfarrdienstverhältnis endet außer durch den Tod
durch Entlassung oder Entfernung aus dem Dienst.

§ 97
Entlassung kraft Gesetzes

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie
1. die evangelische Kirche durch Austrittserklärung

oder durch Übertritt zu einer anderen Religionsge-
meinschaft verlassen oder

2. nach § 5 Absatz 1 Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung verlieren oder

3. den Dienst unter Umständen aufgeben, aus denen
zu entnehmen ist, dass sie ihn nicht wieder auf-
nehmen wollen, oder

4. den Dienst trotz Aufforderung durch den Dienst-
herrn nicht aufnehmen oder

5. durch ihr Verhalten nach Ablauf einer Beurlau-
bung erkennen lassen, dass sie den Dienst nicht
wieder aufnehmen wollen, oder

6. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstver-
hältnis zu einem anderen Dienstherrn treten, sofern
kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist
oder die für die Berufung zuständige Stelle keine
andere Regelung trifft.

(2)  Die für die Berufung zuständige Stelle entscheidet
darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vor-
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liegen, und stellt den Tag der Beendigung des Pfarr-
dienstverhältnisses fest.

§ 98
Entlassung wegen einer Straftat

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie in einem ordentlichen Strafverfahren
durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen einer
vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindes-
tens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden sind.
Die Entlassung aus dem Dienst wird einen Monat nach
amtlicher Kenntnis der disziplinaraufsichtführenden
Stelle von der Rechtskraft des strafgerichtlichen Ur-
teils rechtswirksam, spätestens einen Monat nach Zu-
gang der amtlichen Mitteilung bei der disziplinarauf-
sichtführenden Stelle.
(2)  Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt nicht, wenn
vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 aus kirchli-
chem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet
oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Diszi-
plinarverfahrens beantragt oder beschlossen wird. Ein
Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines Dis-
ziplinarverfahrens besteht nicht.
(3)  Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder
fortgesetzt, so tritt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit
der Einleitung oder Fortsetzung dieses Verfahrens in
den Wartestand.
(4)  Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung
nach Absatz 1 bewirkt worden ist, in einem strafge-
richtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig
durch eine Entscheidung ersetzt, die diese Wirkungen
nicht hat, so gilt das Pfarrdienstverhältnis als nicht un-
terbrochen. Der Pfarrerin oder dem Pfarrer wird, so-
weit möglich, die Rechtsstellung eingeräumt, die sie
oder er ohne die aufgehobene Entscheidung hätte. Die
Möglichkeit, auf Grund des im gerichtlichen Verfah-
ren festgestellten Sachverhalts ein Disziplinarverfah-
ren durchzuführen, bleibt unberührt.

§ 99
Entlassung ohne Antrag

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn
sie nicht in den Ruhestand versetzt werden können,
weil eine versorgungsrechtliche Wartezeit nicht erfüllt
ist.
(2)  Die Entlassung wird mit Ablauf des Monats, der
auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung
zugestellt worden ist, wirksam.

§ 100
Entlassung auf Antrag

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn
sie gegenüber dem Dienstherrn schriftlich ihre Ent-
lassung verlangen. Die Erklärung kann zurückgenom-
men werden, solange die Entlassungsverfügung noch
nicht zugegangen ist.
(2)  Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt
auszusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange
kann sie längstens drei Monate, bei Pfarrerinnen und

Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst längstens bis
zum Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters,
hinausgeschoben werden.
(3)  Der Pfarrerin oder dem Pfarrer kann mit der Ent-
lassung die Möglichkeit eingeräumt werden, im Falle
der erfolgreichen Bewerbung auf eine Stelle in das
Pfarrdienstverhältnis zurückzukehren. Die Möglich-
keit kann befristet werden. Sie ist zu widerrufen, wenn
die für die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes
erforderlichen persönlichen Voraussetzungen nicht
mehr gegeben sind.

§ 101
Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung

(1)  Die Entlassung wird von der für die Berufung zu-
ständigen Stelle verfügt. Sie wird mit dem in der Ent-
lassungsverfügung angegebenen Zeitpunkt, jedoch
frühestens mit ihrer Zustellung wirksam. In den Fällen
der Entlassung nach § 98 wird der durch das Kirchen-
gesetz bestimmte Zeitpunkt der Entlassung mitgeteilt.
(2)  Nach der Entlassung besteht kein Anspruch auf
Besoldung, Versorgung oder sonstige Leistungen; die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je
für ihren Bereich etwas anderes bestimmen. Wird die
Entlassung im Laufe eines Kalendermonats wirksam,
so können die für den Entlassungsmonat gezahlten
Dienstbezüge belassen werden.
(3)  Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet
oder unter Auflagen als laufende Zahlung oder als
Einmalzahlung gewährt werden.
(4)  Mit der Entlassung verliert die Pfarrerin oder der
Pfarrer vorbehaltlich der Regelungen der §§ 5 und 29
Absatz 2 Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung sowie das
Recht zum Führen der Amtsbezeichnung und etwaiger
kirchlicher Titel.

§ 102
Entfernung aus dem Dienst

Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Dis-
ziplinarrecht geregelt.

Teil 8
Rechtsschutz,

Verfahren und Beteiligung der Pfarrerschaft

§ 103
Verwaltungsverfahren

Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit
nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die Be-
stimmungen des Verwaltungsverfahrens- und -zustel-
lungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, soweit diese nicht zu den Bestimmungen dieses
Kirchengesetzes in Widerspruch stehen oder soweit
nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchen-
gesetzen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse etwas anderes bestimmt ist.
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§ 104
Allgemeines Beschwerde- und Antragsrecht

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können Anträge und Be-
schwerden vorbringen. Hierbei ist der Dienstweg ein-
zuhalten.
(2)  Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittel-
bare Vorgesetzte oder den unmittelbaren Vorgesetz-
ten, so kann sie unmittelbar bei der nächsthöheren
vorgesetzten Stelle eingereicht werden.
(3)  Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir-
kung.

§ 105
Rechtsweg, Vorverfahren

(1)  Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Pfarrdienstver-
hältnis ist nach Maßgabe des in der Evangelischen
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen jeweils geltenden
Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwal-
tungsgerichten eröffnet.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se regeln je für ihren Bereich, ob vor Eröffnung des
Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.
(3)  Widerspruch und Anfechtungsklage gegen fol-
gende Maßnahmen haben keine aufschiebende Wir-
kung:
1. Untersagung der Dienstausübung nach § 21 Ab-

satz 3, § 22 Absatz 4 und § 60 Absatz 1,
2. Abordnung nach § 77,
3. Zuweisung nach § 78,
4. Versetzung nach § 79,
5. Versetzung in den Wartestand nach § 76 Absatz 3,

§ 83 Absatz 2 und § 118 Absatz 6,
6. Versetzung in den Ruhestand nach § 88 Absatz 4,

§ 91 Absatz 2 und 4 und § 92 Absatz 2 und 3,
7. Entlassung nach den §§ 97 und 98.
In den Fällen nach den Nummern 3 bis 7 kann eine
bisher innegehabte Stelle einer anderen Pfarrerin oder
einem anderen Pfarrer erst übertragen werden, wenn
die angefochtene Maßnahme bestandskräftig gewor-
den ist.

§ 106
Leistungsbescheid

Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus Pfarr-
dienstverhältnissen durch Leistungsbescheid geltend
machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Er-
hebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.

§ 107
Beteiligung der Pfarrerschaft

(1)  Bei der Vorbereitung allgemeiner dienstrechtli-
cher Vorschriften für Pfarrerinnen und Pfarrer, die
nach Artikel 10a der Grundordnung der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland für die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gelten sollen, er-
hält der Verband evangelischer Pfarrerinnen und Pfar-
rer in Deutschland e. V. Gelegenheit zur Stellungnah-
me. Die Beteiligung der Pfarrerschaft bei der Vorbe-
reitung allgemeiner dienstrechtlicher Vorschriften der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se richtet sich nach dem dort jeweils geltenden Recht.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können die Beteiligung von Vertreterinnen und
Vertretern der Pfarrerschaft bei Einzelmaßnahmen je
für ihren Bereich regeln.

Teil 9
Sondervorschriften

§ 108
Privatrechtliches Dienstverhältnis

(1)  In begründeten Einzelfällen können Pfarrerinnen
und Pfarrer in einem privatrechtlichen Dienstverhält-
nis beschäftigt werden.
(2)  Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten
sinngemäß, soweit sie nicht das Bestehen eines öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses voraussetzen.
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich etwas anderes regeln. Bei Be-
endigung des Dienstverhältnisses wegen Bezuges ei-
ner Rente oder vergleichbaren Leistung bleiben die
Rechte aus der Ordination erhalten. § 94 Absatz 3 bis
5 gilt entsprechend.

§ 109
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit

(1)  Für das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit (§ 2 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2) gelten die Vorschriften über
das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit entspre-
chend, soweit nicht in diesem Kirchengesetz etwas
anderes bestimmt ist.
(2)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit wird durch die
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit begrün-
det. Gleichzeitig erfolgt die Berufung zur Pfarrerin
oder zum Pfarrer, wenn diese nicht bereits gemäß § 10
Absatz 1 oder § 20 Absatz 1 erfolgt ist.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: „in das
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit berufen“ enthalten.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Zeit sind kraft Gesetzes auch entlassen durch
1. Zeitablauf,
2. Widerruf der Beurlaubung nach Absatz 6,
3. Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand nach

Absatz 7,
4. Beendigung ihres öffentlich-rechtlichen Dienst-

verhältnisses auf Lebenszeit,
5. Verlust der Stelle oder des Auftrages im Sinne des

§ 25 auf Grund einer Disziplinarentscheidung.
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(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Zeit können im Einvernehmen mit dem beurlau-
benden Dienstherrn vorzeitig entlassen werden, wenn
festgestellt wird, dass die Voraussetzungen einer Ver-
setzung in den Wartestand nach § 83 Absatz 2 vorlie-
gen.
(6)  Die Beurlaubung kann durch den beurlaubenden
Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn
des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit widerrufen wer-
den.
(7)  Eintritt und Versetzung in den Ruhestand erfolgen
bei dem beurlaubenden Dienstherrn nach Maßgabe
des bei ihm geltenden Rechts im Einvernehmen mit
dem Dienstherrn des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit.

§ 110
Pfarrdienst in einer evangelischen Gemeinde
deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können mit ihrer Zustim-
mung befristet für die Dauer der Beurlaubung aus ei-
nem Pfarrdienstverhältnis nach Maßgabe des Kirchen-
gesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen Kirche
in Deutschland in der Ökumene von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland zu einer evangelischen
Gemeinde deutscher Sprache oder Herkunft im Aus-
land oder zu einer evangelischen Kirche im Ausland
entsandt werden und mit ihr ein Dienstverhältnis be-
gründen.
(2)  Hierzu wird ein Entsendungsverhältnis zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen
Kirche in Deutschland in der Ökumene begründet.
Dieses beinhaltet ein Aufsichts- und Fürsorgeverhält-
nis der entsandten Pfarrerinnen und Pfarrer zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen
Kirche in Deutschland in der Ökumene. Pfarrerinnen
und Pfarrer im Entsendungsverhältnis stehen weiter
unter der Lehr- und Disziplinaraufsicht des Dienst-
herrn, der sie beurlaubt hat.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Dienstverhältnis der
Evangelischen Kirche in Deutschland können mit ih-
rer Zustimmung einer evangelischen Gemeinde deut-
scher Sprache oder Herkunft im Ausland zugewiesen
werden.

§ 111
Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt

(1)  In das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt (§ 2 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 3) kann berufen werden, wer
regelmäßig einen geordneten kirchlichen Dienst im
Sinne des § 1 Absatz 2 versehen soll und die Voraus-
setzungen für die Ordination gemäß § 4 Absatz 1 und
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe
gemäß § 9 erfüllt.
(2)  Die Amtsbezeichnung im Pfarrdienstverhältnis im
Ehrenamt lautet „Pfarrerin im Ehrenamt“ oder „Pfar-
rer im Ehrenamt“.

(3)  Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt wird durch
die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Eh-
renamt unter Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im
Ehrenamt begründet.
(4)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: „unter
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt“
enthalten.
(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt erhalten
keine Besoldung und keine Versorgung.
(6)  Für das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt gelten
die Vorschriften über das Pfarrdienstverhältnis auf
Lebenszeit entsprechend, soweit sie nicht ein besol-
detes Dienstverhältnis voraussetzen und soweit in
diesem Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt
ist. Keine Anwendung finden die Regelungen über
Aufnahmealter, Erreichbarkeit, Residenzpflicht, Ab-
ordnung, Zuweisung, Versetzung, Wartestand, Ruhe-
stand und Entlassung bei Eintritt in ein anderes öf-
fentliches Amts- oder Dienstverhältnis.

§ 112
Auftrag im Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt

(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Ehrenamt wird ein
regelmäßig wahrzunehmender Auftrag, insbesondere
ein Predigtauftrag, übertragen. Der Auftrag kann zeit-
lich befristet werden. Er ist örtlich zu beschränken.
Der Auftrag soll durch eine Dienstbeschreibung gere-
gelt werden. Übertragung und Änderung eines Auf-
trages bedürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers.
(2)  Der Auftrag endet
1. mit Ablauf seiner Befristung,
2. auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im Eh-

renamt,
3. auf Antrag der Gemeinde oder Einrichtung, in der

der Auftrag ausgeübt wird,
4. auf Antrag einer aufsichtführenden Person oder

Stelle,
5. mit Verlegung der Hauptwohnung außerhalb der

Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, in der zuletzt ein geordneter kirchlicher
Dienst ausgeübt wurde, sofern nicht im Einzelfall
eine andere Regelung getroffen wird.

§ 113
Beendigung und Ruhen

des Pfarrdienstverhältnisses im Ehrenamt
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt endet au-
ßer in den in diesem Kirchengesetz genannten Fällen
bei Erreichen der Regelaltersgrenze (§ 87), bei Dienst-
unfähigkeit (§ 89) und wenn innerhalb von drei Jahren
seit Beendigung eines Auftrages kein anderer Auftrag
übertragen wurde. § 5 findet Anwendung.
(2)  Nach Beendigung eines Auftrages ruht das Pfarr-
dienstverhältnis im Ehrenamt bis zur Erteilung eines
neuen Auftrages. Die Rechte aus der Ordination ruhen
im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern nicht etwas
anderes bestimmt wird. Die Verpflichtung einen Auf-
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trag zu übernehmen, bleibt bestehen, sofern die Pfar-
rerin oder der Pfarrer im Ehrenamt nicht beurlaubt ist.
Die Rechte und Pflichten aus dem Pfarrdienstverhält-
nis, insbesondere Lebensführungs- und Verschwie-
genheitspflichten, bleiben bestehen, soweit das Ruhen
nicht entgegensteht.

§ 114
Besondere Regelungen

für Pfarrdienstverhältnisse im Ehrenamt
(1)  Die Unfallfürsorge für Pfarrerinnen und Pfarrer im
Ehrenamt und ihre Hinterbliebenen richtet sich nach
den Vorschriften des Beamtenversorgungsgesetzes
des Bundes zum Dienstunfallschutz der Ehrenbeam-
ten. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich eine andere Regelung
treffen.
(2)  Abweichend von den §§ 63 bis 67 bedürfen Ne-
bentätigkeiten keiner Genehmigung. Eine Nebentä-
tigkeit kann nur unter den Voraussetzungen des § 65
Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 untersagt werden.
(3)  Ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt kann nicht
in ein Pfarrdienstverhältnis anderer Art, ein solches
Pfarrdienstverhältnis nicht in ein Pfarrdienstverhältnis
im Ehrenamt umgewandelt werden.
(4)  Das Nähere, insbesondere die mögliche Teilnah-
me der Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt an Pfarr-
konventen und Sitzungen des Leitungsorgans der Ge-
meinde oder Einrichtung, in der sie regelmäßig Dienst
tun, regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich.

Teil 10
Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 115
Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaften,

Beteiligung kirchlicher Stellen
Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zustän-
digkeit bestimmt ist, ist für Entscheidungen nach die-
sem Kirchengesetz die jeweilige oberste kirchliche
Verwaltungsbehörde zuständig. Die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse können die in diesem
Kirchengesetz bestimmten Anstellungskörperschaf-
ten sowie die Zuständigkeiten und Beteiligungen
kirchlicher Stellen oder Amtsträgerinnen und Amts-
träger je für ihren Bereich in eigener Weise regeln.

§ 116
Vorbehalt für Staatskirchenverträge

und Bestimmungen im Zusammenhang
mit dem öffentlichen Dienst

(1)  Besondere Bestimmungen in Verträgen mit dem
Bund und mit den Ländern werden durch dieses Kir-
chengesetz nicht berührt.

(2)  Soweit für ordinierte Hochschullehrerinnen und
-lehrer der evangelischen Theologie an staatlichen
Hochschulen oder für Pfarrerinnen und Pfarrer im
Dienst anderer Personen des öffentlichen Rechts be-
sondere Rechtsverhältnisse bestehen, bleiben diese
unberührt.

§ 117
Regelungszuständigkeiten

(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se treffen die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes
erforderlichen Regelungen. Sie können insbesondere
Regelungen zur Ausgestaltung des Verfahrens erlas-
sen. Abweichungen von Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes sind nur in den gesondert genannten Fäl-
len möglich.
(2)  Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse zu Ausbildung, Prüfung, Besol-
dung, Versorgung, Erstattungen und sonstigen Leis-
tungen, zur Errichtung und Besetzung von Stellen und
Erteilung von Aufträgen sowie zu Haushalt, Visitation
und Lehrbeanstandung bleiben unberührt.

§ 118
Übergangsbestimmungen

(1)  Die Gliedkirchen können die Begründung mittel-
barer Pfarrdienstverhältnisse vorsehen.
(2)  Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Or-
dination erst im Laufe der Probezeit oder bei der Be-
rufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
stattfindet, sofern ihr Recht dies bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes vorsieht.
(3)  Neben einer Amtsbezeichnung nach diesem Kir-
chengesetz kann eine bei Inkrafttreten dieses Kirchen-
gesetzes nach dem Herkommen mit einer Stelle ver-
bundene oder nach dem Recht der Evangelischen
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse bisher übliche Be-
zeichnung geführt werden. Gliedkirchen, die bei In-
krafttreten dieses Kirchengesetzes die Amtsbezeich-
nung „Pfarrerin“ oder „Pfarrer“ ausschließlich im Fal-
le des Innehabens einer Pfarrstelle verwenden, können
Pfarrdienstverhältnisse im Ehrenamt als Pastorenver-
hältnisse im Ehrenamt mit der Amtsbezeichnung
„Pastorin im Ehrenamt“ oder „Pastor im Ehrenamt“
begründen. Gliedkirchen, die bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes Ordinierte im Sinne des § 111 Ab-
satz 1 in ein Prädikantenverhältnis berufen, können
von der Anwendung der §§ 111 bis 114 ganz oder teil-
weise absehen.
(4)  In Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes aus kirchenverfassungsrechtli-
chen Gründen keine Visitation vorsieht, findet § 57
keine Anwendung.
(5)  Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes Bestimmungen zum Vorruhestand
oder von diesem Kirchengesetz abweichende Rege-
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lungen zur Dauer von Beurlaubungen enthält, können
diese Regelungen beibehalten. Die Gliedkirchen kön-
nen aus dringenden kirchlichen Gründen vorsehen,
dass Pfarrerinnen und Pfarrer vor Begründung eines
Pfarrdienstverhältnisses auf Lebenszeit ohne ihren
Antrag im Teildienst beschäftigt werden können.
(6)  Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen,
nach denen Pfarrerinnen und Pfarrer mit Genehmi-
gung auf eine ihnen übertragene Stelle verzichten kön-
nen, können fortgeführt werden. Nach Genehmigung
des Verzichts soll der Pfarrerin oder dem Pfarrer vor-
läufig eine andere Aufgabe übertragen werden. Ist die
Übertragung einer anderen Stelle oder eines anderen
Auftrages im Sinne des § 25 innerhalb eines Jahres
nach Genehmigung des Verzichts nicht durchführbar,
werden diese Pfarrerinnen und Pfarrer in den Warte-
stand versetzt.
(7)  Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen,
die für die Versetzung und die Versetzung in den War-
testand engere Voraussetzungen vorsehen, können
ganz oder teilweise beibehalten werden.
(8)  Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes keine Versetzung in den Wartestand
vorsieht, können von der Anwendung der Regelungen
über den Wartestand ganz oder teilweise absehen.

§ 119
Bestehende Pfarrdienstverhältnisse

(1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestim-
men sich die Rechtsverhältnisse der Pfarrerinnen und
Pfarrer nach diesem Kirchengesetz.
(2) Erworbene Rechte bleiben unberührt.

§ 120
Inkrafttreten

(1)  Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische
Kirche in Deutschland am 1. Januar 2011 in Kraft.
(2)  Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die
Gliedkirchen in Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung
erklärt haben. Für die Vereinigte Evangelisch-Luthe-
rische Kirche Deutschlands und ihre Gliedkirchen tritt
es in Kraft, nachdem die Vereinigte Evangelisch-Lu-
therische Kirche Deutschlands ihre Zustimmung er-
klärt hat. Zustimmungen können bis zum 31. Dezem-
ber 2012 erklärt werden. Den Zeitpunkt, zu dem dieses
Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der
Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verord-
nung.

§ 121
Außerkrafttreten

Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für
ihren Bereich außer Kraft setzen. Für die Gliedkirchen
der Vereinigten Evangelisch-Lutherische Kirche
Deutschlands kann das Außerkraftsetzen nur durch die
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch-
lands erklärt werden. Der Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass

und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils
außer Kraft getreten ist.

Ausführungsgesetz zum Kirchengesetz
zur Regelung der Dienstverhältnisse

der Pfarrerinnen und Pfarrer
in der Evangelischen Kirche in Deutschland
(Ausführungsgesetz zum Pfarrdienstgesetz

der EKD – AG PfDG.EKD)
Vom 15. November 2012

Die Synode der Evangelischen Kirche von Westfalen
hat auf Grund von § 117 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz
der EKD das folgende Kirchengesetz beschlossen:

§ 1
Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaften,

Beteiligung kirchlicher Stellen
(zu § 115 PfDG.EKD)

(1)  Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist für dienst-
rechtliche Entscheidungen, die Pfarrinnen und Pfarrer
betreffen, das Landeskirchenamt zuständig.
(2)  Die Dienstaufsicht über die Pfarrerinnen und Pfar-
rer liegt bei den Superintendentinnen und Superinten-
denten sowie beim Landeskirchenamt, soweit kirchli-
ches Recht nichts anderes bestimmt.

§ 2
Ordinationsverpflichtung

(zu § 4 Absatz 4 Satz 2 PfDG.EKD)
Vor der Ordination erklären diejenigen, die ordiniert
werden sollen: „Ich gelobe vor Gott, das Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in
Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Christus,
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Be-
kenntnissen meiner Kirche bezeugt ist, rein zu lehren,
die Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten,
meinen Dienst nach den Ordnungen meiner Kirche
auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seelsorgliche
Schweigepflicht zu wahren und mich in meiner Amts-
und Lebensführung so zu verhalten, dass mein Zeug-
nis nicht unglaubwürdig wird.“

§ 3
Zeitpunkt der Ordination

(zu § 11 Absatz 3 in Verbindung mit
§ 118 Absatz 2 PfDG.EKD)

Die Ordination von Pfarrerinnen und Pfarrern erfolgt
im Laufe ihres Probedienstes. Bis zur Ordination wird
Pfarrerinnen und Pfarrern ein vorläufiger Auftrag zur
öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung erteilt.

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 29. Dezember 2012   309



§ 4
Probedienst

(zu § 9 Absatz 1 Nummer 7, Absatz 2
und § 12 Absatz 1, 3, 4 PfDG.EKD)

(1)  In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe kann im
Einzelfall abweichend von § 9 Absatz 1 Nummer 7
Pfarrdienstgesetz der EKD auch berufen werden, wer
das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
(2)  Der regelmäßige Probedienst dauert abweichend
von § 12 Absatz 1 Satz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD
zwei Jahre.
(3)  Die Zeit der Fortsetzung des Probedienstverhält-
nisses nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit ge-
mäß § 12 Absatz 3 Pfarrdienstgesetz der EKD soll
zwei Jahre nicht überschreiten, es sei denn, dass Be-
troffene auf ausdrücklichen Wunsch des Landeskir-
chenamtes die Bereitschaft erklären, weiter im Probe-
dienst zu verbleiben, um einen Sonderauftrag zu er-
füllen.

§ 5
Beendigung

des Pfarrdienstverhältnisses auf Probe
(zu § 14 Absatz 3 Satz 1 PfDG.EKD)

Hat eine Pfarrerin oder ein Pfarrer nach Zuerkennung
der Anstellungsfähigkeit einen Sonderauftrag gemäß
§ 4 Absatz 3 dieses Gesetzes wahrgenommen, ist sie
oder er erst zu entlassen, wenn seit der Übertragung
der Anstellungsfähigkeit mindestens vier Jahre ver-
gangen sind und nicht innerhalb von zwei Jahren nach
Beendigung des Sonderauftrags ein Dienstverhältnis
als Pfarrerin oder Pfarrer auf Lebenszeit begründet
worden ist.

§ 6
Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit

(zu § 16 Absatz 2 PfDG.EKD)
Ordinierten Predigerinnen und Predigern im Sinne des
Kirchengesetzes über das Amt des Predigers in der
Evangelischen Kirche von Westfalen und vergleich-
baren Personen, deren Berufung in das Pfarramt er-
wünscht ist, wird die Anstellungsfähigkeit zuerkannt,
wenn sie die Zweite Theologische Prüfung oder zehn
Jahre nach der Ordination die besondere Prüfung ge-
mäß der Verordnung über die Ausbildung und Anstel-
lung zum Amt einer Predigerin oder eines Predigers
und zum Amt einer Pfarrstellenverwalterin oder eines
Pfarrstellenverwalters abgelegt haben.

§ 7
Wahrnehmung

des geordneten kirchlichen Dienstes
( zu § 25 Absatz 4 PfDG.EKD)

Die Leitungsorgane des Kirchenkreises und der Lan-
deskirche können Pfarrerinnen und Pfarrern im Rah-
men der Zumutbarkeit Aufgaben übertragen, die über
den Dienst bei ihrer Anstellungskörperschaft hinaus-
gehen. Die durch solchen Dienst entstehenden not-
wendigen Auslagen sind zu ersetzen.

§ 8
Befristete Übertragung einer Pfarrstelle

(zu § 25, § 79 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 PfDG.EKD)

(1)  Die Übertragung einer Pfarrstelle geschieht in der
Regel ohne zeitliche Befristung. Pfarrstellen, die für
besondere Aufgabenbereiche errichtet worden sind,
können für eine befristete Zeit übertragen werden. Ist
wegen beabsichtigter Strukturveränderungen der län-
gerfristige Bedarf einer vakanten Pfarrstelle ungewiss,
kann die Freigabe der Pfarrstelle nach § 3 Pfarrstel-
lenbesetzungsgesetz auf Antrag des Kreissynodalvor-
standes mit der Einschränkung versehen werden, dass
die Besetzung befristet erfolgt.
(2)  Die Zeit, für die eine Pfarrstelle befristet übertra-
gen wird, muss mindestens sechs Jahre betragen. Sie
kann mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers,
auch auf unbegrenzte Zeit, verlängert werden.
(3)  Ist eine Pfarrstelle gemäß Absatz 1 für eine be-
fristete Zeit übertragen worden und endet die Amts-
zeit, so ist die oder der Betroffene verpflichtet, sich
rechtzeitig um die Übertragung eines neuen Auftrags
im Sinne von § 25 Pfarrdienstgesetz der EKD zu be-
mühen.

§ 9
Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz,

Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen

(zu § 54 Absatz 1 PfDG.EKD)
(1)  Abweichend von § 54 Absatz 1 Satz 2 Pfarrdienst-
gesetz der EKD gelten im Übrigen die Regelungen für
Beamtinnen und Beamte des Landes Nordrhein-West-
falen entsprechend, soweit sie nicht der Wahrneh-
mung gottesdienstlicher oder pfarramtlicher Aufga-
ben entgegenstehen und soweit nicht im kirchlichen
Recht anderes geregelt ist.
(2)  Wegen der Elternzeit tritt ein Verlust der Stelle
nicht ein. Eine pfarramtliche Tätigkeit während der
Elternzeit darf nicht weniger als der Hälfte und höchs-
tens drei Viertel eines uneingeschränkten Dienstes
entsprechen.

§ 10
Verfahren bei Abordnung und Zuweisung

(zu §§ 77 und 78 PfDG.EKD)
Eine Abordnung oder Zuweisung unter Beibehaltung
der Stelle erfordert die Zustimmung der Anstellungs-
körperschaft.

§ 11
Verfahren bei Versetzung
(zu § 80, § 117 PfDG.EKD)

Vor der Entscheidung über den Verlust einer Stelle im
Rahmen des Versetzungsverfahrens sind die betroffe-
ne Pfarrerin oder der betroffene Pfarrer sowie das Lei-
tungsorgan der Anstellungskörperschaft, bei Gemein-
depfarrerinnen und Gemeindepfarrern auch der Kreis-
synodalvorstand zu hören.
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§ 12
Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand

(zu § 88 Absatz 3 PfDG.EKD)
Im Interesse des Abbaus eines Personalüberhangs im
pfarramtlichen Dienst können Pfarrerinnen und Pfar-
rer bis zum 31. Dezember 2015 ohne Nachweis der
Dienstunfähigkeit auf ihren Antrag in den Ruhestand
versetzt werden, wenn sie spätestens bis zum 31. De-
zember 2015 das 58. Lebensjahr vollenden. Die Ver-
minderung des Ruhegehaltes wegen der vorzeitigen
Zurruhesetzung richtet sich nach § 27 Pfarrbesol-
dungs- und Versorgungsordnung mit der Maßgabe,
dass die Verminderung nur für die Zeit ab Beginn des
Monats, der auf die Vollendung des 63. Lebensjahres
folgt, bis zum Abschluss des Monats, in dem die ge-
setzliche Altersgrenze erreicht wird, zu berechnen ist;
§ 14 Absatz 3 Satz 4 Beamtenversorgungsgesetz gilt
entsprechend. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern, die bei
Beginn des Ruhestandes im Sinne von Satz 1 schwer-
behindert nach Teil 2 SGB IX sind, erfolgt keine Ver-
minderung des Ruhegehaltes wegen des vorzeitigen
Eintritts in den Ruhestand.

§ 13
Verfahren bei Dienstunfähigkeit

(zu § 91 Absatz 5 PfDG.EKD)
Das Landeskirchenamt kann entscheiden, dass im Ein-
zelfall zur Feststellung der Dienstunfähigkeit einer
Pfarrerin oder eines Pfarrers ein ärztliches Gutachten
genügt.

§ 14
Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung

(zu § 101 PfDG.EKD)
(1)  Den Entlassenen kann nach Maßgabe des Versor-
gungsrechts ein Unterhaltsbeitrag widerruflich bewil-
ligt werden.
(2)  Im Interesse des Abbaus des Personalüberhangs
im pfarramtlichen Dienst kann die Kirchenleitung
durch Rechtsverordnung Bestimmungen über die Zah-
lung von Abfindungen an Pfarrerinnen und Pfarrer, die
die Entlassung aus dem kirchlichen Dienst beantragen,
treffen.

§ 15
Rechtsweg, Vorverfahren

(zu § 105 PfDG.EKD)
(1)  Die Zuständigkeit der kirchlichen Verwaltungs-
gerichte richtet sich nach dem Verwaltungsgerichts-
gesetz der EKD und dem Ausführungsgesetz zum
Verwaltungsgerichtsgesetz der EKD.
(2)  In Streitigkeiten aus dem Pfarrdienstverhältnis ist
vor Klageerhebung auch bei Leistungs- und Feststel-
lungsklagen ein Vorverfahren durchzuführen.

§ 16
Ergänzungsbestimmungen

(zu § 117 Absatz 1 PfDG.EKD)
Weitere Bestimmungen zur Ausführung und Ergän-
zung dieses Gesetzes kann die Kirchenleitung durch
Rechtsverordnung erlassen.

§ 17
Übergangsbestimmungen

(zu § 14 Absatz 3, § 117 Absatz 1
und § 118 Absatz 5 Satz 2 PfDG.EKD)

(1)  Regelungen, die auf der Grundlage des aufgeho-
benen Pfarrdienstgesetzes der Evangelischen Kirche
der Union erlassen wurden, bleiben, sofern nicht durch
das Pfarrdienstgesetz der EKD oder dieses Kirchen-
gesetz etwas anderes bestimmt ist, bis zu ihrer aus-
drücklichen Aufhebung in Kraft. Soweit in diesen Re-
gelungen auf einzelne Vorschriften des aufgehobenen
Pfarrdienstgesetzes Bezug genommen wurde, sind ab
Inkrafttreten dieses Ausführungsgesetzes die entspre-
chenden Vorschriften des Pfarrdienstgesetzes der
EKD anwendbar.
(2)  Pfarrdienstverhältnisse auf Probe, die bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes bereits bestanden, werden ab-
weichend von § 14 Absatz 3 Pfarrdienstgesetz der
EKD und § 5 dieses Gesetzes unbefristet fortgesetzt,
solange keine Gründe vorliegen, die auch bei einem
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit zur Entlassung
führen würden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die auf Grund von Arti-
kel 2 § 2 des Einführungsgesetzes zum Pfarrdienstge-
setz der Evangelischen Kirche der Union in Verbin-
dung mit § 10b des Ausführungsgesetzes des Pfarr-
dienstgesetzes der Evangelischen Kirche der Union in
ein Dienstverhältnis im eingeschränkten Dienst beru-
fen worden sind, können beantragen, einen Dienst mit
vollem Dienstumfang wahrzunehmen.
(4)  § 71 Absatz 1 bis 3 Pfarrdienstgesetz der EKD
gelten für Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe entsprechend bis zum 31. Dezember
2016 unter der Voraussetzung, dass zu Beginn der
beabsichtigten Beurlaubung eine ruhegehaltfähige
Dienstzeit von mindestens fünf Jahren vorliegt und die
Beurlaubung frühestens nach Ablauf von vier Jahren
nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit erfolgt.

§ 18
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Bielefeld, 15. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Henz Winterhoff
Az.: 300.12
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Viertes Kirchengesetz
zur Änderung

des Einführungsgesetzes
zum Kirchengesetz

über Mitarbeitervertretungen
in der Evangelischen Kirche

in Deutschland
(4. EGMVG-Änderungsgesetz)

Vom 15. November 2012

Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
Änderung des Einführungsgesetzes
zum Mitarbeitervertretungsgesetz

Das Einführungsgesetz zum Kirchengesetz über Mit-
arbeitervertretungen in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (Einführungsgesetz zum Mitarbeiterver-
tretungsgesetz – EGMVG) vom 5. November 1993
(KABl. 1993 S. 235), zuletzt geändert durch das dritte
Kirchengesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes
zum Kirchengesetz über Mitarbeitervertretungen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland vom
13. November 2003 (KABl. 2003 S. 404), wird wie
folgt geändert:
1. Es wird folgender neuer § 8 eingefügt:

„§ 8
(zu §§ 54 und 55 MVG.EKD)

(1) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 55
Absatz 1 MVG.EKD wird in der Evangelischen
Kirche von Westfalen für den Bereich der Landes-
kirche und für den Bereich des Diakonischen Wer-
kes der Evangelischen Kirche von Westfalen je ein
Gesamtausschuss der Mitarbeitervertretungen ge-
bildet. Für den Bereich der Lippischen Landeskir-
che kann in die beiden Gesamtausschüsse je ein
Mitglied entsandt werden.
(2) Der Gesamtausschuss für den Bereich der Lan-
deskirche besteht aus bis zu 14 Mitgliedern. Der
Gesamtausschuss für den Bereich der Diakonie be-
steht aus bis zu 15 Mitgliedern. Werden für den
Bereich der Lippischen Landeskirche Mitglieder
entsandt, erstrecken sich die Aufgaben der Ge-
samtausschüsse auf die Mitarbeitervertretungen
der Lippischen Landeskirche oder auf die Mitar-
beitervertretungen des Diakonischen Werkes der
Lippischen Landeskirche.
(3) Die Gesamtausschüsse werden jeweils bis zum
30. September des Jahres gebildet, in dem die re-
gelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen stattfin-
den.
(4) § 55 Absatz 2 MVG.EKD findet keine Anwen-
dung.
(5) Für die Gesamtausschüsse gelten im Übrigen
die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes sinnge-
mäß.

(6) Weitere Einzelheiten zur Anwendung und Er-
gänzung können von der Kirchenleitung im Ein-
vernehmen mit dem Vorstand des Diakonischen
Werkes der Evangelischen Kirche von Westfalen
im Benehmen mit den Gesamtausschüssen durch
Ausführungsbestimmungen geregelt werden.“

2. Der bisherige § 8 wird § 9.

§ 2
Inkrafttreten

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Bielefeld, 15. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Henz Winterhoff
Az.: 304.143

Kirchengesetz
über den kirchenmusikalischen Dienst

in der Evangelischen Kirche
von Westfalen

(Kirchenmusikgesetz – KiMuG)
Vom 15. November 2012

Die Synode der Evangelischen Kirche von Westfalen
hat das folgende Kirchengesetz beschlossen:

Präambel
1Die Kirchenmusik hat den Auftrag, bei der Verkün-
digung des Evangeliums, beim Gotteslob und beim
gemeinsamen Gebet in Bitte, Klage und Dank mitzu-
wirken. 2Sie ist ein wesentliches Element des Lebens
der Kirche und ihrer Gemeinden. 3Die Kirchenmusi-
kerinnen und Kirchenmusiker nehmen diesen Auftrag
wahr, indem sie musikalische Gaben und Kräfte in den
Gemeinden wecken und fördern sowie in Gottesdiens-
ten, kirchenmusikalischen und anderen Veranstaltun-
gen alte und neue geistliche Musik zum Klingen brin-
gen. 4Zur Wahrnehmung dieses Auftrags werden ge-
eignete Frauen und Männer, die durch Ausbildung
darauf vorbereitet sind, beruflich oder ehrenamtlich in
den kirchenmusikalischen Dienst berufen.

§ 1
Allgemeine Aufgaben

der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker
(1) 1Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker
wirken an der öffentlichen Verkündigung und am Auf-
bau der Gemeinde sowie an der Förderung der kir-
chenmusikalischen Bildung mit. 2Ihre Aufgabe be-
steht in der Pflege und Weiterentwicklung sowie in der
künstlerischen Leitung der gottesdienstlichen und
sonstigen Kirchenmusik. 3Sie werden dabei von der
kirchenmusikalischen Fachberatung unterstützt.
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(2)  Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker
sind verpflichtet, sich fachlich fortzubilden.

Abschnitt I
Anstellung im kirchenmusikalischen Dienst

§ 2
A-, B- und C-Kirchenmusikstellen

(1) 1A- und B-Kirchenmusikstellen zeichnen sich aus
durch einen besonderen künstlerischen, theologisch-
liturgischen und multiplikatorisch-musikpädagogi-
schen Auftrag. 2Sie sind in der Regel Kirchenmusik-
stellen mit voller tariflicher Arbeitszeit; unterhälftige
A- und B-Kirchenmusikstellen sind nicht zulässig.
(2) 1C-Kirchenmusikstellen zeichnen sich durch kir-
chenmusikalische Basisarbeit in der Fläche der Lan-
deskirche aus. 2Sie sind Teilzeitstellen, verbunden mit
einem Auftrag für ein fest umrissenes Arbeitsgebiet.
3Ihr Umfang beträgt jeweils maximal die Hälfte der
regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit der Vollzeit-
beschäftigten.

§ 3
Konzeption und Einrichtung

von Kirchenmusikstellen
(1) 1Im Kirchenkreis und seinen Kirchengemeinden
muss es mindestens eine A- oder B-Kirchenmusik-
stelle (100 %) geben. 2Weitere A- oder B-Kirchenmu-
sikstellen sollen gemäß der Größe und der Konzeption
des Kirchenkreises und seiner Kirchengemeinden ein-
gerichtet werden.
(2)  Im Kirchenkreis und seinen Kirchengemeinden
soll es gemäß Größe und Konzeptionen hinreichend
C-Kirchenmusikstellen geben.
(3)  Die Kirchenleitung kann im Benehmen mit den
Kreissynodalvorständen einen Rahmen-Kirchenmu-
sikstellenplan für das Gebiet der Landeskirche auf-
stellen.

Titel 1
Anstellungsvoraussetzungen

§ 4
Anstellungsvoraussetzungen

für A- und B-Kirchenmusikstellen
(1)  Bewerberinnen und Bewerber auf eine A- oder B-
Kirchenmusikstelle müssen
1. eine Kirchenmusikausbildung einer Hochschule

und das entsprechende Examen nachweisen und
2. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kir-

che in Deutschland oder Mitglied einer Kirche
sein, mit der die Evangelische Kirche von Westfa-
len in Kirchengemeinschaft verbunden ist.

(2)  Ein Examen gemäß Absatz 1 Ziffer 1 setzt für A-
oder B-Kirchenmusikstellen eine Ausbildung mit ei-
ner Regelstudienzeit von acht Semestern (Bachelor
Kirchenmusik oder B-Diplom), von weiteren vier Se-
mestern (Master Kirchenmusik oder A-Diplom im

Aufbau- oder Konsekutivstudiengang) oder von zehn
Semestern bei der A-Ausbildung im grundständigen
Studiengang voraus.

§ 5
Anstellungsvoraussetzungen
für C-Kirchenmusikstellen

(1)  Bewerberinnen und Bewerber auf eine C-Kirchen-
musikstelle müssen
1. die C-Prüfung nachweisen und
2. sollen Mitglied einer Gliedkirche der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland oder Mitglied einer
Kirche sein, mit der die Evangelische Kirche von
Westfalen in Kirchengemeinschaft verbunden ist;
sie müssen einer anderen Mitgliedskirche der Ar-
beitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutsch-
land oder der Vereinigung Evangelischer Freikir-
chen angehören.

(2)  Eine C-Prüfung setzt eine in der Regel zweijährige
seminaristische Ausbildung voraus.
(3) 1In C-Kirchenmusikstellen können, soweit C-Kir-
chenmusikerinnen oder C-Kirchenmusiker nicht zur
Verfügung stehen, auch Personen mit Befähigungs-
nachweis angestellt werden. 2Ausnahmsweise ist die
Anstellung von Personen ohne formale Qualifikation
möglich. 3Die Regelung des Absatzes 1 Ziffer 2 ist
anzuwenden.

§ 6
Bewerbungsunterlagen

Einer Bewerbung auf eine Kirchenmusikstelle sind
beizufügen:
1. eine beglaubigte Abschrift des Prüfungszeugnis-

ses,
2. ein Nachweis über die Kirchenmitgliedschaft,
3. ein pfarramtliches Zeugnis und
4. ein Lebenslauf.

§ 7
Gleichstellungsentscheidung

(1) 1Im Ausnahmefall können sich auch Personen be-
werben, die eine vergleichbare Prüfung oder Qualifi-
kation nachweisen können. 2Über die Gleichstellung
entscheidet das Landeskirchenamt; es kann die Ent-
scheidung von einer Vorstellung abhängig machen.
(2)  Die kirchenmusikalische Ausbildung muss der je-
weiligen von dem Landeskirchenamt festgestellten
Rahmenordnung entsprechen.
(3)  Im Falle ausländischer Studienabschlüsse kann die
Entscheidung im konkreten Fall von den durch die
Rahmenordnungen festgelegten Voraussetzungen ab-
weichen; die Gleichstellung geschieht im Benehmen
mit dem Rektor der Hochschule für Kirchenmusik.
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Titel 2
Anstellungsverfahren

§ 8
Ausschreibung

(1)  Freie A- oder B-Kirchenmusikstellen werden im
Kirchlichen Amtsblatt und in mindestens einer Fach-
zeitschrift ausgeschrieben.
(2)  Freie C-Kirchenmusikstellen können im Kirchli-
chen Amtsblatt ausgeschrieben werden.
(3)  Kirchenmusikstellen sollen zusätzlich im Internet
ausgeschrieben werden.

§ 9
Mitwirkung der Fachberatung

1Bei der Besetzung von gemeindlichen und kreiskirch-
lichen Kirchenmusikstellen ist die kreiskirchliche
Fachberatung zu beteiligen. 2Bei der Besetzung von
A- und B-Kirchenmusikstellen ist auch die landes-
kirchliche Fachberatung zu beteiligen. 3Bei landes-
kirchlichen Kirchenmusikstellen ist die landeskirchli-
che Fachberatung zu beteiligen.

§ 10
Auswahl, praktische Vorstellung

und Einstellungsentscheidung
(1) 1Die Anstellungskörperschaft prüft die eingegan-
genen Bewerbungen und trifft in Übereinstimmung
mit ihrer Konzeption der kirchenmusikalischen Arbeit
eine Entscheidung über die engere Wahl. 2Die Fach-
beratung ist zu hören.
(2) 1Die in die engere Wahl genommenen Bewerbe-
rinnen und Bewerber werden zu einer praktischen
Vorstellung in Gegenwart der Fachberatung eingela-
den. 2Die Vorstellung umfasst unter Berücksichtigung
des Stellenprofils die kirchenmusikalische Praxis so-
wie ein Gespräch. 3Nach Maßgabe der örtlichen Ge-
gebenheiten sollen vorhandene musikalische Gruppen
in die Vorstellung einbezogen werden; ihnen soll Ge-
legenheit zur Äußerung gegeben werden. 4Die Anstel-
lungskörperschaft hat das Votum der Fachberatung in
die Entscheidung einzubeziehen.

Titel 3
Anstellung

§ 11
Anstellung

(1) 1Die Anstellung erfolgt auf Beschluss des Lei-
tungsorgans der Anstellungskörperschaft. 2Der Ab-
schluss, die Änderung und die Kündigung von Ar-
beitsverträgen bedarf der vorherigen kirchenaufsicht-
lichen Genehmigung.
(2)  Im Übrigen finden die in der Evangelischen Kirche
von Westfalen geltenden arbeitsrechtlichen Regelun-
gen Anwendung.

§ 12
Einführung

Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker werden
nach der Probezeit in einem Gottesdienst nach der gel-
tenden agendarischen Ordnung in ihren Dienst einge-
führt.

§ 13
Dienstbezeichnung

(1) 1Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker in A-
oder B-Kirchenmusikstellen führen die Dienstbe-
zeichnung „Kantorin“ bzw. „Kantor“. 2Kirchenmusi-
kerinnen und Kirchenmusikern, die überragende Leis-
tungen erbringen und deren Wirkung über den Bereich
einer Kirchengemeinde hinausgeht, kann der Titel
„Kirchenmusikdirektorin“ oder „Kirchenmusikdirek-
tor“ verliehen werden.
(2)  Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern in C-
Kirchenmusikstellen, die überragende Leistungen er-
bringen und sich in langjährigem Dienst besonders
bewährt haben, kann auf Antrag des Presbyteriums der
Titel „Kantor“ oder „Kantorin“ verliehen werden.
(3)  Die Verleihung eines Titels erfolgt durch das Lan-
deskirchenamt im Benehmen mit der Fachberatung.

Abschnitt II
Kirchenmusikalische Fachberatung

§ 14
Allgemeine Aufgabe der Fachberatung

1Die kirchenmusikalische Fachberatung fördert die
Ausübung des kirchenmusikalischen Dienstes. 2Sie
soll die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker
und die kirchlichen Körperschaften in allen kirchen-
musikalischen Fragen beraten und unterstützen.

§ 15
Fachberatung im Kirchenkreis

(1) 1Die kirchenmusikalische Fachberatung wird im
Kirchenkreis von der Kreiskantorin oder dem Kreis-
kantor ausgeübt. 2Weitere Kirchenmusikerinnen und
Kirchenmusiker können gebiets- oder funktionsbezo-
gen an der Fachberatung beteiligt werden.
(2) 1Die Kreiskantorin oder der Kreiskantor wird vom
Kreissynodalvorstand im Einvernehmen mit dem Lan-
deskirchenamt berufen. 2Die Berufung kann zeitlich
auf die Dauer einer Synodalperiode begrenzt werden.

§ 16
Aufgaben der Fachberatung im Kirchenkreis

(1)  Zu den Aufgaben der kirchenmusikalischen Fach-
beratung des Kirchenkreises gehören insbesondere
1. die Mitwirkung an der Konzeption der Kirchen-

musik im Kirchenkreis und die Förderung der Zu-
sammenarbeit der verschiedenen Zweige der Kir-
chenmusik,

2. die Beteiligung bei Struktur- und Anstellungsfra-
gen,
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3. die Begleitung und fachliche Beratung der Kir-
chenmusikerinnen oder Kirchenmusiker ein-
schließlich der Konventsarbeit,

4. die Verantwortung für Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung der Kirchenmusikerinnen oder Kirchenmu-
siker,

5. die Beratung der Pfarrerinnen oder Pfarrer, Pres-
byterien, Superintendentinnen oder Superinten-
denten, Kreissynodalvorstände und Kreissynoden
in kirchenmusikalischen Fragen,

6. die Mitverantwortung für kirchenmusikalische
Veranstaltungen des Kirchenkreises einschließlich
der Öffentlichkeitsarbeit,

7. die Teilnahme an kreiskirchlichen Visitationen
und die Umsetzung von Anregungen der Landes-
kirchenmusikdirektorin oder des Landeskirchen-
musikdirektors.

(2)  Die Kreiskantorinnen und Kreiskantoren berich-
ten regelmäßig dem Kreissynodalvorstand und der
Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskir-
chenmusikdirektor.

§ 17
Fachberatung in der Landeskirche

(1)  Die kirchenmusikalische Fachberatung wird in der
Landeskirche von der Landeskirchenmusikdirektorin
oder von dem Landeskirchenmusikdirektor ausgeübt.
(2) 1Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Lan-
deskirchenmusikdirektor wird von der Kirchenleitung
berufen. 2Die Berufung kann zeitlich begrenzt werden.

§ 18
Aufgaben der Fachberatung in der Landeskirche
(1)  Zu den Aufgaben der Landeskirchenmusikdirek-
torin oder des Landeskirchenmusikdirektors gehören
insbesondere die
1. Beratung der Kirchenleitung und des Landeskir-

chenamts in allen kirchenmusikalischen Angele-
genheiten,

2. Beobachtung des Standes und der Entwicklung des
kirchenmusikalischen Lebens innerhalb der Lan-
deskirche,

3. Mitwirkung bei der Besetzung von Kirchenmusik-
stellen,

4. Erarbeitung von Empfehlungen für die Pflege,
Weiterentwicklung und Förderung der Kirchen-
musik,

5. Zusammenarbeit mit den Kreiskantorinnen und
Kreiskantoren und Koordination ihrer Tätigkeit,

6. Einberufung von Fachkonventen der Kreiskanto-
rinnen und Kreiskantoren,

7. Teilnahme an kirchenmusikalischen Prüfungen
und Kolloquien,

8. Beteiligung an landeskirchlichen Visitationen.
(2)  Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Lan-
deskirchenmusikdirektor führt die Aufgaben in enger
Zusammenarbeit mit der Landeskirche und mit den

kirchenmusikalischen Fachverbänden durch, arbeitet
mit den gemäß § 19 Benannten zusammen und hält
laufende Verbindung mit den kirchenmusikalischen
Ausbildungsstätten und der außerkirchlichen Musik-
pflege.
(3)  Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Lan-
deskirchenmusikdirektor berichten regelmäßig der
Kirchenleitung und dem Landeskirchenamt.

§ 19
Spezielle Fachberatung

Für einzelne Aufgaben spezieller kirchenmusikali-
scher Fachberatung kann die Landeskirche besondere
Beauftragungen aussprechen.

§ 20
Kirchenmusikkonvente

(1) 1Die Kirchenmusikkonvente (Konvente) sind re-
gelmäßige Zusammenkünfte aller Kirchenmusikerin-
nen und Kirchenmusiker und dienen der fachlichen
und geistlichen Zurüstung. 2Die Konvente finden in
der Regel jährlich statt.
(2)  Die Teilnahme an den Kirchenmusikkonventen
gehört zu den Dienstpflichten der Kirchenmusikerin-
nen und Kirchenmusiker.
(3) 1Die Kreiskantorin oder der Kreiskantor lädt im
Kirchenkreis im Einvernehmen mit der Superinten-
dentin oder dem Superintendenten zum Konvent ein.

2
Die Superintendentin oder der Superintendent und die

Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskir-
chenmusikdirektor haben das Recht, an den Konven-
ten teilzunehmen. 3Die Kreiskantorin oder der Kreis-
kantor kann im Benehmen mit der Landeskirchenmu-
sikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor
spezielle Konvente für Orgel-, Chor- oder Bläsermu-
sik sowie für andere kirchenmusikalische Fachberei-
che zusätzlich einberufen.

Abschnitt III
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 21
Ausführungsbestimmungen

Die Kirchenleitung kann Ausführungsbestimmungen
zu diesem Kirchengesetz erlassen.

§ 22
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

1Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
2Gleichzeitig treten das Kirchenmusikgesetz der EKU
vom 15. Juni 1996 (ABl. EKD 1996 S. 387, 2003
S. 133; KABl. 1996 S. 321) und das Ausführungsge-
setz zum Kirchenmusikgesetz vom 13. November
1997 (KABl. 1997 S. 211), geändert durch das Erste
Kirchengesetz zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Kirchenmusikgesetz vom 18. November 2010
(KABl. 2010 S. 343), außer Kraft.
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Bielefeld, 15. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Henz Winterhoff
Az.: 420.14

Kirchengesetz
über die Einführung der Agende

„Berufung – Einführung –
Verabschiedung“

Vom 15. November 2012

Die Landessynode hat auf Grund von Artikel 168 der
Kirchenordnung folgendes Kirchengesetz beschlos-
sen:

§ 1
Die von der Vollkonferenz der Union Evangelischer
Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland
am 8. November 2011 beschlossene Agende 6 „Beru-
fung – Einführung – Verabschiedung“ wird in der
Evangelischen Kirche von Westfalen nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen eingeführt.

§ 2
Die in der Agende „Berufung – Einführung – Verab-
schiedung“ enthaltenen Ordnungen werden gemäß
Artikel 168 Absatz 1 der Kirchenordnung für den Ge-
brauch in den Gemeinden genehmigt.
Die Agende „Berufung – Einführung – Verabschie-
dung“ tritt in der Evangelischen Kirche von Westfalen
an die Stelle der Ordnungen „Ordination und Einseg-
nung“ sowie „Einführungshandlungen“ (Teil 2 der
bisherigen Agende II) von 1989.

§ 3
Die in der Agende „Berufung – Einführung – Verab-
schiedung“ enthaltenen Texte, Gebete, Lieder und
weiteren liturgischen Formulare werden zum Ge-
brauch empfohlen.

§ 4
Die Kirchenleitung wird ermächtigt, Ausführungsbe-
stimmungen zu diesem Gesetz zu erlassen.

§ 5
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Bielefeld, 15. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Henz Winterhoff
Az.: 315.41

Kirchengesetz
über den Kirchensteuerhebesatz

(Kirchensteuerbeschluss – KiStB)
Vom 15. November 2012

Die Landessynode hat folgendes Kirchengesetz be-
schlossen:

§ 1
(1)  Auf Grund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 1
Buchstabe c der Kirchensteuerordnung/KiStO vom
22. September 2000 (KABl. EKiR 2000 S. 297),
14. September 2000 (KABl. EKvW 2000 S. 281) und
28. November 2000 (Ges. u. VoBl. LLK 2000
Band 12 S. 96), zuletzt geändert durch Gesetzesver-
tretende Verordnung/Vierte gesetzesvertretende Ver-
ordnung/Vierte Notverordnung vom 17. Oktober 2008
(KABl. EKiR 2009 S. 42), 25. September 2008
(KABl. EKvW 2008 S. 335), 16. September 2008
(Ges. u. VoBl. LLK 2009 Band 14 S. 274), werden für
die Kirchengemeinden, soweit sie nicht in Verbänden
zusammengeschlossen sind, und für die Verbände im
Steuerjahr 2013 Kirchensteuern als Zuschlag zur Ein-
kommen-, Lohn- und Kapitalertragsteuer gemäß § 6
Absatz 1 Ziffer 1 Buchstabe a der Kirchensteuerord-
nung/KiStO in Höhe von 9 vom Hundert festgesetzt.
(2)  Der Hebesatz gilt auch in den Fällen der Pauscha-
lierung der Lohnsteuer; er wird auf 7 vom Hundert der
Lohnsteuer ermäßigt, wenn der
a) Steuerpflichtige bei der Pauschalierung der Ein-

kommensteuer nach § 37b Einkommensteuerge-
setz

b) Arbeitgeber bei der Pauschalierung der Lohn-
steuer

von der Vereinfachungsregelung nach Nummer 1 der
gleichlautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden
der Bundesländer vom 17. November 2006 (BStBl.
2006 Teil I Seite 716) oder von der entsprechenden
Regelung der die Erlasse vom 17. November 2006 er-
setzenden Erlasse sowie des gleichlautenden Erlasses
vom 28. Dezember 2006 (BStBl. 2007 Teil I Seite 76)
Gebrauch macht.

§ 2
Auf Grund und nach Maßgabe des § 12 Absatz 1
Buchstabe c der Kirchensteuerordnung/KiStO vom
22. September 2000, 14. September 2000 und 28. No-
vember 2000 (KABl. 2000 S. 281), zuletzt geändert
durch Gesetzesvertretende Verordnung/Vierte geset-
zesvertretende Verordnung/Vierte Notverordnung
vom 17. Oktober 2008, 25. September 2008, 16. Sep-
tember 2008 (KABl. 2008 S. 335), wird für die Kir-
chengemeinden, soweit sie nicht in Verbänden zu-
sammengeschlossen sind, und für die Verbände im
Steuerjahr 2013 das besondere Kirchgeld gemäß § 6
Absatz 1 Ziffer 5 der Kirchensteuerordnung nach fol-
gender Tabelle festgesetzt:
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Stufe Bemessungsgrundlage:
Zu versteuerndes

Einkommen gemäß
§ 6 Absatz 2 Satz 2 KiStO

Besonderes
Kirchgeld

1 30.000 – 37.499 Euro 96 Euro
2 37.500 – 49.999 Euro 156 Euro
3 50.000 – 62.499 Euro 276 Euro
4 62.500 – 74.999 Euro 396 Euro
5 75.000 – 87.499 Euro 540 Euro
6 87.500 – 99.999 Euro 696 Euro
7 100.000 – 124.999 Euro 840 Euro
8 125.000 – 149.999 Euro 1.200 Euro
9 150.000 – 174.999 Euro 1.560 Euro

10 175.000 – 199.999 Euro 1.860 Euro
11 200.000 – 249.999 Euro 2.220 Euro
12 250.000 – 299.999 Euro 2.940 Euro
13 ab 300.000 Euro 3.600 Euro

§ 3
Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Bielefeld, 21. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Winterhoff Dr. Kupke
Az.: 951.013

Ordnung
über die berufliche

Fort- und Weiterbildung
für die Pfarrerinnen und Pfarrer

sowie der Predigerinnen und Prediger
der Evangelischen Kirche

von Westfalen
(Fortbildungsordnung)

Vom 13. Dezember 2012

Auf Grund von §§ 55, 117 Absatz 1 PfDG EKD und
§ 10 PredG erlässt die Kirchenleitung folgende Ord-
nung:

§ 1
Geltungsbereich

1Diese Ordnung über die berufliche Fortbildung gilt
für die Pfarrerinnen und Pfarrer sowie die Predigerin-
nen und Prediger der Evangelischen Kirche von West-
falen.

2Der Ordnung liegen die im Gemeinsamen Rahmen
der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evange-
lischen Kirche von Westfalen, der Lippischen Lan-
deskirche und der Evangelisch-reformierten Kirche

für die Fortbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer (An-
lage 1) niedergelegten Überlegungen zugrunde.

§ 2
Verpflichtung zur Fortbildung

(1) 1Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu Fortbildung be-
rechtigt und verpflichtet. 2Während der Dauer der
Fortbildungsveranstaltungen sind sie von den sonsti-
gen dienstlichen Verpflichtungen freigestellt.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen an anerkannten
Fortbildungsveranstaltungen in folgendem Umfang
teilnehmen:
1. bis zu 14 Tage im Kalenderjahr,
2. mindestens aber fünf Tage innerhalb eines Zeit-

raumes von drei Jahren.
(3) 1Während der ersten fünf Jahre nach Berufung in
den Probedienst ist die Teilnahme an der Fortbildung
in den ersten Amtsjahren (FEA) verpflichtend. 2Die
FEA erfolgt in der Regel an 14 Tagen pro Kalender-
jahr. 3Die Verpflichtung zur Teilnahme erstreckt sich
auch auf die Teilnahme an den Beratungsgesprächen
der FEA. 4Das Nähere kann durch eine Richtlinie ge-
regelt werden.

§ 3
Verfahren

(1) 1Die Teilnahme an einer Fortbildungsveranstal-
tung wird zusammen mit einer Vertretungsregelung
beantragt. 2Pfarrerinnen und Pfarrer stellen den Antrag
bei der für sie zuständigen Superintendentin bzw. dem
Superintendenten, Superintendentinnen und Superin-
tendenten sowie landeskirchliche Pfarrerinnen und
Pfarrer beim Landeskirchenamt. 3Die Genehmigung
einer Fortbildung, die 14 Tage nicht überschreitet, ist
zu erteilen, wenn dringende dienstliche Belange nicht
entgegenstehen.
(2) 1Überschreitet die Teilnahme an Fortbildungsver-
anstaltungen insgesamt eine Dauer von 14 Tagen im
Kalenderjahr, bedarf die Bewilligung ab der Entschei-
dung, mit der erstmals die Grenze von 14 Tagen über-
schritten wird, der Zustimmung des Landeskirchen-
amtes. 2Gleiches gilt für eine Fortbildungsveranstal-
tung, die insgesamt mehr als 14 Fortbildungstage
umfasst, die Grenze von 14 Tagen pro Kalenderjahr
allerdings nicht überschreitet.

§ 4
Fortbildungsträger

1Die Fortbildungsveranstaltungen werden vornehm-
lich durch das Gemeinsame Pastoralkolleg in der Trä-
gerschaft der Evangelischen Kirche im Rheinland, der
Evangelischen Kirche von Westfalen, der Lippischen
Landeskirche und der Evangelisch-reformierten Kir-
che durchgeführt. 2Die Fortbildungsveranstaltungen
des Gemeinsamen Pastoralkollegs sowie der Fortbil-
dungseinrichtungen der EKD oder VELKD sind
grundsätzlich anerkannte Fortbildungsveranstaltun-
gen. 3Maßnahmen anderer Veranstalter können nach
Prüfung durch das Landeskirchenamt anerkannt wer-
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den, sofern das Gemeinsame Pastoralkolleg keine
vergleichbaren Fortbildungsveranstaltungen anbietet
oder aus Kapazitätsgründen nicht anbieten kann.

§ 5
Kosten

(1) 1Die Landeskirche trägt in der Regel die Kosten für
die Teilnahme an den Fortbildungsveranstaltungen
des Gemeinsamen Pastoralkollegs. 2Teilnehmerbei-
träge können erhoben werden.
(2)  Über eine Beteiligung an den Kosten für die Teil-
nahme an Fortbildungsveranstaltungen, die nicht
durch das Gemeinsame Pastoralkolleg durchgeführt
werden, wird im Einzelfall nach § 6 entschieden.
(3)  Die Kosten für die An- und Abreise der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer können von den Kirchen-
gemeinden oder Kirchenkreisen übernommen wer-
den.
(4)  Die Kosten für eine Vertretung sind von der je-
weiligen Anstellungskörperschaft zu tragen.

§ 6
Zuschüsse aus landeskirchlichen Mitteln

(1) 1Für anerkannte Fortbildungen außerhalb des Ge-
meinsamen Pastoralkollegs können Zuschüsse aus
landeskirchlichen Haushaltsmitteln beantragt werden.
2Dem Antrag ist der Beschluss des Leitungsorgans
(Presbyterium, Kreissynodalvorstand) beizufügen.
3Die Superintendentin oder der Superintendent gibt
eine kurze Stellungnahme ab, ob die geplante Fortbil-
dung zur Erweiterung und Verbesserung der theolo-
gisch-pastoralen Kompetenz dient und im dienstlichen
Interesse liegt.
(2)  Bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absat-
zes 1 entscheidet das Landeskirchenamt über den An-
trag.
(3) 1Die Gesamtsumme der Zuschüsse in einem Zeit-
raum von fünf Jahren wird begrenzt auf 75 Prozent der
Kosten je Fortbildung, höchstens jedoch auf 2.000 Eu-
ro. 2In Einzelfällen kann im besonderen dienstlichen
Interesse ein höherer Zuschuss gewährt werden.

§ 7
Kontaktstudium

(1)  Sind seit Beginn des Probedienstes mindestens
zehn Jahre vergangen, kann die Pfarrerin oder der
Pfarrer ein einsemestriges Kontaktstudium an einer
Evangelisch-Theologischen Fakultät oder einer
Kirchlichen Hochschule beantragen.
(2) 1Für die Dauer der Vorlesungszeit wird Sonderur-
laub längstens für vier Monate gewährt. 2Die Dienst-
bezüge werden weitergezahlt.
(3)  Studiengebühren und Unterbringungskosten am
Studienort werden auf Antrag in Höhe von 75 Prozent,
höchstens jedoch 1.000 Euro pro Person, erstattet.

§ 8
Teilnahmebescheinigungen

1Die Bescheinigungen über die Teilnahme an Fortbil-
dungsveranstaltungen von mehr als eintägiger Dauer
sind zu den Personalakten zu nehmen. 2Bei Teilnahme
an anerkannten Fortbildungsmaßnahmen sind die
Pfarrerinnen und Pfarrer verpflichtet, eine Teilnahme-
bescheinigung für die Personalakte einzureichen.

§ 9
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

(1)  Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
(2)  Zum selben Zeitpunkt treten die Ordnung der Fort-
bildung der Pfarrer und Prediger in der Evangelischen
Kirche von Westfalen vom 23. Juni 1976 (KABl. 1976
S. 78) und die Grundsätze für die Gewährung von Bei-
hilfen aus landeskirchlichen Haushaltsmitteln im Rah-
men der Pfarrerfortbildung vom 6. Mai 1980 (KABl.
1980 S. 87) außer Kraft.

Bielefeld, 13. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Henz Winterhoff
Az.: 317.011

Anlage 1
Gemeinsamer Rahmen

der Evangelischen Kirche im Rheinland,
der Evangelischen Kirche von Westfalen,

der Lippischen Landeskirche
und der Evangelisch-reformierten Kirche

für die Fortbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer
Dieser Rahmen wurde konzipiert auf der Grundlage
des gemeinsamen Konzeptes der Trägerkirchen für die
pastorale Aus- und Fortbildung unter Berücksichti-
gung des unterschiedlichen konfessionellen Profils
der Landeskirchen und der jeweiligen regionalen Ge-
gebenheiten und Traditionen.
1. Grundsätze, Zweck und Inhalt pastoraler Fortbil-

dung
1Fortbildung dient dem Auftrag der Kirche, alle ih-
re Glieder zum Dienst zu befähigen und auszustat-
ten – im Sinne der beispielsweise im Epheserbrief
beschriebenen „Zurüstung der Heiligen“ (Eph
4,12). 2Pfarrerinnen und Pfarrer sollen durch Fort-
bildung Zeit und Raum zur Vertiefung ihres geist-
lichen Lebens, zur Reflexion ihrer beruflichen Pra-
xis und Handwerkszeug für ihre Arbeit bekommen.
3Durch die Verbindung dieser Anliegen wird Fort-
bildung in einem hohen Maß als Gewinn, Motiva-
tion und Wertschätzung erfahren.
4Regelmäßige Fortbildung ist Dienst an Kirche und
Gemeinde und gehört zu den Dienstpflichten von
Pfarrerinnen und Pfarrern. 5Auch Supervision ist
Fortbildung. 6Sie unterstützt und sichert die beruf-
liche und damit verbundene persönliche Reflexion
und hilft zur Rollenklärung.
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7Fortbildung im kirchlichen Bereich hat neben den
fachlichen und personalen auch geistliche Aspekte
des Lernens im Blick. 8Sie fördert die persönliche
Entwicklung, bietet den aktuellen Stand des Wis-
sens oder der Kenntnisse und macht spirituelle An-
gebote. 9Weil die drei Aspekte Glauben, Leben und
Lernen untrennbar zusammengehören, verbindet
die Fortbildung von Pfarrerinnen und Pfarrern
geistliches, fachliches und personales Lernen so-
wie Beratung prozesshaft miteinander.
10Ziele solcher integrierten Bildungsprozesse:
- Kompetenzen entwickeln

1Die Kirche ist eine Auftragsgemeinschaft.
2Weil sich die Bedingungen ständig wandeln,
unter denen sie ihren Auftrag wahrnimmt, be-
fähigt sie ihre Mitarbeitenden, ihre Kompeten-
zen weiterzuentwickeln. 3Kirchliche Fortbil-
dung bietet deshalb Angebote für lebenslanges
und differenziertes Lernen der Menschen im
kirchlichen Dienst.

- Die Person stärken
1Die Kirche ist eine Dienstgemeinschaft. 2Sie
gibt Raum und Gelegenheit zur Stärkung der
persönlichen Gaben und Fähigkeiten und zur
gemeinsamen Rekreation. 3Kirchliche Fortbil-
dung ermöglicht fachliche, persönliche und spi-
rituelle Begleitung und Entwicklung der Men-
schen im kirchlichen Dienst.

- Identität bilden
1Die Kirche ist eine Glaubens- und Überzeu-
gungsgemeinschaft. 2Sie ist darauf angewiesen,
dass ihre Mitarbeitenden ihren Dienst gerne,
mit Überzeugung und überzeugend tun. 3Fort-
bildung ermöglicht, die Identifikation mit der
eigenen Kirche in ökumenischer Weite zu ver-
tiefen und kritische Loyalität auszuprägen.
4Pfarrerinnen und Pfarrer bedürfen um ihrer ei-
genen Identität willen auch kritischer Infrage-
stellung und ehrlicher Selbstreflexion. 5Dafür
ist es notwendig, sich gelegentlich außerhalb
des gewohnten Arbeitszusammenhangs zu be-
geben und die eigene berufliche Praxis und das
Selbstverständnis aus einer gewissen Distanz
zu reflektieren. 6Dafür sind Fortbildungen, die
in aller Regel an einem anderen Ort stattfinden,
ideal.

2. Formen der Fortbildung
1Fortbildung vollzieht sich in eintägigen, mehrtä-
gigen oder mehrwöchigen Veranstaltungsformen.
2Besonders bewährt haben sich Pastoralkollegs
von fünftägiger Dauer (Montag bis Freitag). 3Öku-
menische Studienreisen haben in der Regel eine
Dauer von bis zu 14 Tagen. 4Die Langzeitfortbil-
dungen umfassen 6–8 Wochen, die sich über z. T.
mehrere Jahre verteilen (Geistliche Begleitung,
KSA, Spirituelles Gemeindemanagement). 5Das
Kontaktstudium bietet die Möglichkeit, ein Se-
mester in eigener Verantwortung an einer Theolo-
gischen Fakultät oder einer kirchlichen Hochschu-
le zu studieren.

3. Verpflichtung zur Fortbildung
1Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und ver-
pflichtet, sich regelmäßig fortzubilden. 2Während
der Dauer der Fortbildungsveranstaltungen sind
Pfarrerinnen und Pfarrer von sonstigen dienstli-
chen Verpflichtungen freigestellt. 3Pfarrer und
Pfarrerinnen sollen nach Ablauf der ersten fünf
Dienstjahre (siehe FeaRi) innerhalb eines Zeit-
raums von drei Jahren mindestens fünf Tage an
anerkannten Fortbildungsveranstaltungen teilneh-
men. 4Sie können bis zu vierzehn Tagen im Kalen-
derjahr an anerkannten Fortbildungsveranstaltun-
gen teilnehmen. 5Die Teilnahme an einer Fortbil-
dungsveranstaltung beantragen Pfarrerinnen und
Pfarrer zusammen mit einer Vertretungsregelung
bei der für sie zuständigen Stelle. 6Die Genehmi-
gung einer Fortbildung, welche die Dauer von vier-
zehn Kalendertagen im Jahr nicht überschreitet, ist
zu erteilen, wenn dringende dienstliche Belange
nicht entgegenstehen. 7Überschreitet die Teilnah-
me an Fortbildungsveranstaltungen insgesamt eine
Dauer von vierzehn Tagen pro Kalenderjahr, grei-
fen Verfahren, die die beteiligten Kirchen für ihren
Bereich gesondert regeln. 8Fortbildungsplanung
soll verbindlicher Gesprächsgegenstand der regel-
mäßigen Mitarbeitendengespräche sein.

4. Fortbildungsträger
1Die Fortbildungsveranstaltungen für Pfarrerinnen
und Pfarrer werden vornehmlich durch das Ge-
meinsame Pastoralkolleg in der Trägerschaft der
Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evange-
lischen Kirche von Westfalen, der Lippischen Lan-
deskirche und der Evangelisch-reformierten Kir-
che durchgeführt. 2Die Fortbildungsveranstaltun-
gen des Gemeinsamen Pastoralkollegs sowie der
Fortbildungseinrichtungen der EKD oder VELKD
sind grundsätzlich anerkannte Fortbildungsveran-
staltungen. 3Maßnahmen anderer Veranstalter kön-
nen nach erfolgter Prüfung durch die jeweiligen
Landeskirchen anerkannt werden.

5. Kostenbeteiligung
1Für die Teilnahme an den Fortbildungsveranstal-
tungen des Gemeinsamen Pastoralkollegs können
Teilnahmebeiträge erhoben werden. 2Die Höhe
wird von der Dezernatskonferenz des Gemeinsa-
men Pastoralkollegs festgesetzt.
3Über Zuschüsse zu den Kosten für die Teilnahme
an anerkannten Fortbildungsveranstaltungen ent-
scheiden die jeweiligen Landeskirchen.

6. Aufnahme von Teilnahmebescheinigungen an
Fortbildungen in die Personalakten
1Die Bescheinigungen über die Teilnahme an Fort-
bildungsveranstaltungen von mehr als eintägiger
Dauer sind zu den Personalakten zu nehmen. 2Bei
Teilnahme an anerkannten Fortbildungsmaßnah-
men sind die Pfarrerinnen und Pfarrer verpflichtet,
eine Teilnahmebescheinigung für die Personalakte
einzureichen.
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Satzungen / Verträge

Änderung der Kreissatzung
des Ev. Kirchenkreises Arnsberg

Die Kreissatzung des Evangelischen Kirchenkreises
Arnsberg vom 11. Juni 2011 (KABl. 2011 S. 193) wird
wie folgt geändert:

„§ 7 Kreiskirchenamt
Die Verwaltungsgeschäfte des Kirchenkreises und der
Kirchengemeinden werden von dem für die Kirchen-
kreise Soest und Arnsberg gebildeten gemeinsamen
Kreiskirchenamt Soest/Arnsberg wahrgenommen.
Die näheren Regelungen trifft die Kirchenrechtliche
Vereinbarung der Kirchenkreise Soest und Arnsberg
für das gemeinsame Kreiskirchenamt Soest/Arns-
berg.“

Meschede, 24. November 2012
Evangelischer Kirchenkreis Arnsberg

Der Kreissynodalvorstand
(L. S.) Hammer Werkmüller

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode des
Evangelischen Kirchenkreises Arnsberg vom 26. No-
vember 2011

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 6. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 030.21-2100

Änderung der Satzung
des Ev. Kirchenkreises

Gladbeck-Bottrop-Dorsten

Die Satzung des Evangelischen Kirchenkreises Glad-
beck-Bottrop-Dorsten vom 27. Juni 2009 (KABl.
2009 S. 209) wird wie folgt geändert:

§ 1
§ 19 erhält folgende Fassung:

„Diakoniepfarramt
Der Kirchenkreis hat eine kreiskirchliche Pfarrstelle
für Diakonie eingerichtet. Zu den Aufgaben des Dia-
koniepfarramtes gehört die Förderung der Einrichtun-
gen und der Dienste der gemeindlichen Diakonie und

der des Verbandes Dorsten im Bereich des Kirchen-
kreises.“
§ 20 erhält folgende Fassung:
„Diakonisches Wert Gladbeck-Bottrop-Dorsten e.V.
Das Diakonische Werk Gladbeck-Bottrop-Dorsten
e.V. ist die regionale Gliederung des Diakonischen
Werkes der Evangelischen Kirche von Westfalen ge-
mäß § 6 des Kirchengesetzes über die Ordnung der
diakonischen Arbeit in der Evangelischen Kirche von
Westfalen (Diakoniegesetz).“
§ 31 erhält folgende Fassung:

„Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Die Satzung des Kirchenkreises tritt nach Genehmi-
gung durch das Landeskirchenamt und mit der Veröf-
fentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft.“

§ 2
Die Satzungsänderung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Gladbeck, 4. Dezember 2012
Evangelischer Kirchenkreis
Gladbeck-Bottrop-Dorsten
Der Kreissynodalvorstand

(L. S.) Chudaska Solty

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode des
Evangelischen Kirchenkreises Gladbeck-Bottrop-
Dorsten vom 23. November 2012

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 12. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 030.21-3100

Änderung der Finanzsatzung
für den Ev. Kirchenkreis Münster

Die Finanzsatzung für den Evangelischen Kirchen-
kreis Münster vom 24. November 2009 (KABl. 2009
S. 327) wird wie folgt geändert:

§ 1
In der Präambel, 2. Satz, nach dem 2. Komma, nach
dem Wort „die“ wird das Wort „von“ durch „vom“
ersetzt.
In § 2 wird im 1. Satz nach „zu verteilenden Kirchen-
steuern“ eingefügt „sowie das Budget für das Fund-
raising-Referat“.
In § 3 Absatz 1 lautet der Prozentsatz „62,129 %“.

320   Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Westfalen – Nr. 12 vom 29. Dezember 2012



In § 4 Buchstabe a lautet der Prozentsatz „18,879 %“.
§ 4 Buchstabe b wird neu gefasst:
„für die Diakonie Münster 3,889 %; für die Tagesein-
richtungen für Kinder, die vom Trägerverbund und
Kirchengemeinden unter Bezuschussung von Mitteln
aus öffentlichen Haushalten wahrgenommen werden,
7,564 %; für Bildung und Erziehung 4,755 % und für
die Offene Jugendarbeit, die von Kirchengemeinden
unter Bezuschussung von Mitteln aus öffentlichen
Haushalten wahrgenommen werden, 2,784 %.
An der Zuteilung der Finanzmittel auf die einzelnen
Einrichtungen wirken die zuständigen Fachausschüs-
se mit. Die Entscheidung über die Zuteilung der Fi-
nanzmittel – mit Ausnahme des Budgets für die Dia-
konie Münster e. V. – trifft der Kreissynodalvorstand.“

§ 2
Die Satzungsänderung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Münster, 28. November 2012
Evangelischer Kirchenkreis Münster

Der Kreissynodalvorstand
(L. S.) Barenhoff Friedrich

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode des
Evangelischen Kirchenkreises Münster vom 28. No-
vember 2012

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 4. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 981-4300

Satzung
des Ev. Kirchenkreises Recklinghausen

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode des
Evangelischen Kirchenkreises Recklinghausen vom
23. Juni 2012 wird die Befristung der Satzung des
Evangelischen Kirchenkreises Recklinghausen vom
24. November 2007 (KABl. 2008 S. 60) verlängert bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2014. Hierzu wird in
§ 15 Absatz 2 Satz 1 die Zahl „2012“ ersetzt durch die
Zahl „2014“.

Bielefeld, 28. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 030.21-4600

Änderung der Kreissatzung
des Ev. Kirchenkreises Soest

Die Kreissatzung des Evangelischen Kirchenkreises
Soest vom 19. November 2007 (KABl. 2008 S. 10)
wird wie folgt geändert:

„§ 16
Kreiskirchenamt

Die Verwaltungsgeschäfte des Kirchenkreises und der
Kirchengemeinden werden von dem für die Kirchen-
kreise Soest und Arnsberg gebildeten gemeinsamen
Kreiskirchenamt Soest/Arnsberg wahrgenommen.
Die näheren Regelungen trifft die Kirchenrechtliche
Vereinbarung der Kirchenkreise Soest und Arnsberg
für das gemeinsame Kreiskirchenamt Soest/Arns-
berg.“

Soest, 19. November 2012
Evangelischer Kirchenkreis Soest

Der Kreissynodalvorstand
(L. S.) Tometten Hennig

Genehmigung
In Verbindung mit dem Beschluss der Kreissynode des
Evangelischen Kirchenkreises Soest vom 21. Novem-
ber 2011

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 30. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 030.21-4900

Satzung
der Ev. Kirchengemeinde Bottrop

Genehmigung
In Verbindung mit den Beschlüssen des Presbyteriums
der Evangelischen Kirchengemeinde Bottrop vom
5. September 2012 und des Kreissynodalvorstandes
des Evangelischen Kirchenkreises Gladbeck-Bottrop-
Dorsten vom 27. September 2012 wird die Befristung
des § 2 der Satzung der Evangelischen Kirchenge-
meinde Bottrop vom 27. Februar 2008 (KABl. 2008
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S. 157) verlängert bis zum Ablauf des 31. Dezember
2014.

Bielefeld, 28. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 010.21-3119

Satzung
der Ev. Kirchengemeinde Gladbeck

Genehmigung
In Verbindung mit den Beschlüssen des Presbyteriums
der Evangelischen Kirchengemeinde Gladbeck vom
24. Oktober 2012 und des Kreissynodalvorstandes des
Evangelischen Kirchenkreises Gladbeck-Bottrop-
Dorsten vom 25. Oktober 2012 wird die Befristung der
Satzung der Evangelischen Kirchengemeinde Glad-
beck vom 16. Januar 2008 (KABl. 2008 S. 161) ver-
längert bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014. Hierzu
wird in § 10 der Satzung die Zahl „2012“ ersetzt durch
die Zahl „2014“.

Bielefeld, 28. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 010.21-3118

Satzung
der Ev. Kirchengemeinde

Recklinghausen-Ost

Genehmigung
In Verbindung mit den Beschlüssen des Presbyteriums
der Evangelischen Kirchengemeinde Recklinghau-
sen-Ost vom 20. Juni 2012 und des Kreissynodalvor-
standes des Evangelischen Kirchenkreises Reckling-
hausen vom 20. September 2012 wird die Befristung
der Satzung der Evangelischen Kirchengemeinde
Recklinghausen-Ost vom 17. Januar 2007 (KABl.
2007 S. 94) verlängert bis zum Ablauf des 31. De-
zember 2014. Hierzu wird in § 7 der Satzung die Zahl
„2012“ ersetzt durch die Zahl „2014“.

Bielefeld, 28. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 010.21-4623

Satzung
der Ev. Kirchengemeinde

Recklinghausen-Süd

Genehmigung
In Verbindung mit den Beschlüssen des Presbyteriums
der Evangelischen Kirchengemeinde Recklinghau-
sen-Süd vom 13. September 2012 und des Kreissyn-
odalvorstandes des Evangelischen Kirchenkreises
Recklinghausen vom 25. Oktober 2012 wird die Be-
fristung der Satzung der Evangelischen Kirchenge-
meinde Recklinghausen-Süd vom 8. Februar 2007
(KABl. 2007 S. 96) verlängert bis zum Ablauf des
31. Dezember 2014. Hierzu wird in § 11 der Satzung
die Zahl „2012“ ersetzt durch die Zahl „2014“.

Bielefeld, 28. November 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 010.21-4624

Satzung
der Ev. Kirchengemeinde Warstein

Präambel
Zur Ordnung und Regelung ihrer Arbeit gibt die Evan-
gelische Kirchengemeinde Warstein sich gemäß Arti-
kel 74 und 77 Kirchenordnung der Evangelischen Kir-
che von Westfalen (KO) die folgende Satzung:

§ 1
Presbyterium

(1)  Die Kirchengemeinde wird vom Presbyterium ge-
leitet. Es vertritt die Kirchengemeinde im Rechtsver-
kehr. Das Presbyterium entscheidet in allen Angele-
genheiten, die ihm nach den kirchenrechtlichen Vor-
schriften übertragen sind, sofern sie nicht nach den
Bestimmungen dieser Satzung auf einen Ausschuss
delegiert werden.
(2)  Das Presbyterium bildet einen geschäftsführenden
Ausschuss gemäß Artikel 74 Absatz 4 KO (§ 2 dieser
Satzung) und Fachausschüsse gemäß Artikel 74 Ab-
satz 3 KO (§§ 4 ff. dieser Satzung). Das Presbyterium
kann im Rahmen einer Satzungsänderung weitere
Ausschüsse gemäß Artikel 74 KO einrichten.
(3)  Das Presbyterium kann sich eine Geschäftsord-
nung geben.

§ 2
Geschäftsführender Ausschuss

(1)  Das Presbyterium bildet aus seiner Mitte den ge-
schäftsführenden Ausschuss, der gleichzeitig die Auf-
gaben eines Fachausschusses für Finanz-, Bau- und
Grundstücksangelegenheiten hat.
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(2)  Der geschäftsführende Ausschuss entscheidet in
laufenden Geschäften für das Presbyterium, wenn die-
ses nicht tagt.

(3)  Der geschäftsführende Ausschuss bereitet die Sit-
zungen des Presbyteriums vor, nimmt die Empfehlun-
gen der Fachausschüsse entgegen und erstellt die Be-
schlussvorlagen.

(4)  Der geschäftsführende Ausschuss hat insbesonde-
re die folgenden Aufgaben:
a) Erstellung des Haushaltsplanentwurfs, ein-

schließlich des Stellenplanes,
b) Erstellung der Entwürfe von Kostendeckungs-

plänen für besondere Vorhaben (§ 83 VwO),
c) Vorbereitung der Entscheidung über die Aufnah-

me von Darlehen im Rahmen der Kostende-
ckungspläne,

d) Erstellung von Finanzierungsvorschlägen für au-
ßer- und überplanmäßige Ausgaben (§ 86 VwO),

e) Vorbereitung von Stellungnahmen im Rahmen
der Rechnungsprüfung,

f) Planung und Weiterentwicklung der gesamten
Bauplanung der Kirchengemeinde,

g) Vorbereitung der Entscheidung über Vermie-
tung, Verpachtung und Vergabe von Erbbaurech-
ten,

h) Überprüfung von Versicherungen für die Gebäu-
de und Liegenschaften,

i) Erstellung und Fortschreibung von Prioritäten-
listen für Neubauten, Umbauten und Sanierungs-
maßnahmen der Gebäude,

j) Aufstellung von Finanzierungsplänen für Einzel-
maßnahmen nach den Prioritätenlisten,

k) Planung und Überwachung der Durchführung
von Baumaßnahmen,

l) Feststellung von Endabrechnungen von Baumaß-
nahmen,

m) Planung der Unterhaltungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen der Gebäude,

n) Durchführung der jährlichen Grundstücks- und
Gebäudebegehung (§ 33 Absatz 2 VwO),

o) Stellungnahmen zu Anhörungen in Planungsver-
fahren.

(5)  Die Mitglieder werden in der ersten Sitzung des
Presbyteriums nach Abschluss der Presbyterwahl be-
rufen. Mitglieder im geschäftsführenden Ausschuss
sind:
a) die oder der Vorsitzende des Presbyteriums so-

wie die stellvertretende Vorsitzende oder der
stellvertretende Vorsitzende,

b) die Finanzkirchmeisterin oder der Finanzkirch-
meister sowie die Baukirchmeisterin oder der
Baukirchmeister,

c) bis zu zwei weitere Mitglieder des Presbyte-
riums.

Dem geschäftsführenden Ausschuss müssen mehr
Presbyterinnen oder Presbyter als Pfarrstelleninhabe-
rinnen oder Pfarrstelleninhaber angehören. Bei der
Wahl ist eine gleichmäßige Berücksichtigung von
Frauen und Männern anzustreben.
(6)  Den Vorsitz führt die oder der Vorsitzende des
Presbyteriums.
(7)  Die Sitzungen des geschäftsführenden Ausschus-
ses werden durch die Vorsitzende oder den Vorsitzen-
den einberufen und geleitet. Über die Verhandlungen
des geschäftsführenden Ausschusses sind Nieder-
schriften zu fertigen und den Mitgliedern des ge-
schäftsführenden Ausschusses zur Kenntnis zu geben.
Im Übrigen gelten für die Beschlussfähigkeit, Abstim-
mungen und die Geschäftsführung des geschäftsfüh-
renden Ausschusses die entsprechenden Bestimmun-
gen der Kirchenordnung für die Presbyterien.

§ 3
Fachausschüsse

(1)  Die Kirchengemeinde bildet folgende Fachberei-
che:
a) Kinder- und Jugendarbeit,
b) Diakonie,
c) Gottesdienst und Kirchenmusik,
d) Öffentlichkeitsarbeit,
e) Friedhof.
Für jeden Fachbereich wird ein Fachausschuss gebil-
det.
(2)  Die Fachausschüsse arbeiten innerhalb der ihnen
übertragenen Zuständigkeit auf der Grundlage des
vom Presbyterium beschlossenen Haushaltsplans und
anderer Rahmenbeschlüsse des Presbyteriums.
(3)  Die Mitglieder der Fachausschüsse werden in der
ersten Sitzung des Presbyteriums nach Abschluss der
Presbyterwahl berufen.
Das Presbyterium beruft
a) bis zu zwei in den Fachbereichen tätige Mitglie-

der des Presbyteriums,
b) bis zu zwei in den Fachbereichen tätige haupt-

und nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Kirchengemeinde und

c) bis zu vier sachkundige Gemeindeglieder, die die
Befähigung zum Amt einer Presbyterin oder ei-
nes Presbyters haben.

Bei der Berufung ist eine gleichmäßige Berücksichti-
gung von Frauen und Männern anzustreben.
(4)  Die Fachausschüsse wählen die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden und die stellvertretende Vorsitzende
oder den stellvertretenden Vorsitzenden aus ihrer Mit-
te.
(5)  Die Sitzungen der Fachausschüsse werden durch
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden einberufen und
geleitet. Über die Verhandlungen der Fachausschüsse
sind Niederschriften zu fertigen und den Mitgliedern
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des jeweiligen Fachausschusses und der oder dem
Vorsitzenden des Presbyteriums zur Kenntnis zu ge-
ben. Im Übrigen gelten für die Beschlussfähigkeit,
Abstimmungen und die Geschäftsführung der Fach-
ausschüsse die entsprechenden Bestimmungen der
Kirchenordnung für Presbyterien.

§ 4
Fachausschuss für Kinder- und Jugendarbeit

Der Fachausschuss für Kinder- und Jugendarbeit hat
folgende Aufgaben:
a) er berät das Presbyterium in allen Grundsatzfra-

gen,
b) er erarbeitet Konzepte und Standards,
c) er begleitet die Gruppen und Einrichtungen,
d) er begleitet die hauptberuflichen und ehrenamt-

lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
e) er pflegt Kontakte zu anderen regionalen und

überregionalen Trägern sowie entsprechenden
Fachverbänden der Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen.

§ 5
Fachausschuss für Diakonie

Der Fachausschuss für Diakonie hat folgende Aufga-
ben:
a) er berät das Presbyterium in allen Grundsatzfra-

gen, insbesondere bei Maßnahmen zur Entwick-
lung der gemeindlichen Diakonie und der Alten-
arbeit,

b) er pflegt die Zusammenarbeit zwischen den vor-
handenen diakonischen Einrichtungen in der Kir-
chengemeinde,

c) er koordiniert die Altenarbeit innerhalb der Kir-
chengemeinde und begleitet die Arbeit mit alten
Menschen,

d) er begleitet die hauptberuflichen und ehrenamt-
lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

e) er pflegt die Zusammenarbeit mit dem kreiskirch-
lichen Diakonischen Werk.

§ 6
Fachausschuss

für Gottesdienst und Kirchenmusik
Der Fachausschuss für Gottesdienst und Kirchenmu-
sik hat folgende Aufgaben:
a) er berät das Presbyterium in allen gottesdienstli-

chen und kirchenmusikalischen Fragen,
b) er unterstützt und koordiniert die Arbeit der Kir-

chenmusik in der Kirchengemeinde,
c) er begleitet die hauptberuflichen und ehrenamt-

lichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
d) er sorgt für die Ausbildung und begleitet die Lek-

torinnen, Lektoren und Abendmahlshelferinnen
und Abendmahlshelfer.

§ 7
Fachausschuss für Öffentlichkeitsarbeit

Der Fachausschuss für Öffentlichkeitsarbeit hat fol-
gende Aufgaben:
a) er berät das Presbyterium in allen Fragen der ge-

meindlichen Öffentlichkeitsarbeit,
b) er bereitet die Gestaltung der Konzeption evan-

gelischer Öffentlichkeitsarbeit vor,
c) er erstellt Jahrespläne für besondere Gottesdiens-

te, Veranstaltungen und Aktivitäten in der Kir-
chengemeinde,

d) er kommuniziert Informationen über die konkrete
Arbeit nach außen,

e) er vernetzt die Öffentlichkeitsarbeit der Gemein-
de, insbesondere im Bereich des Gemeindebriefs,
der Monatsinformationen, der Pressearbeit und
des Internetauftritts,

f) er pflegt Kontakte zu anderen kirchlichen Trä-
gern, gesellschaftlichen Gruppen, Behörden und
Einrichtungen.

§ 8
Fachausschuss für Friedhofsangelegenheiten

Der Fachausschuss für Friedhofsangelegenheiten hat
folgende Aufgaben:
a) er berät das Presbyterium in allen Fragen des

Evangelischen Friedhofs,
b) er bereitet Beschlüsse des Presbyteriums zum

Haushaltsplan des Evangelischen Friedhofs, zur
Friedhofssatzung, zur Gebührensatzung sowie
zur Erweiterung oder Schließung des Friedhofs
vor,

c) er beschließt über alle weiteren den Friedhof be-
treffenden Angelegenheiten mit Ausnahme von
Personalentscheidungen,

d) er führt mindestens einmal jährlich eine Fried-
hofsbegehung durch.

§ 9
Grundsätze der Zusammenarbeit

(1)  Das Presbyterium und alle Ausschüsse unterstüt-
zen sich gegenseitig bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben und stellen sich die erforderlichen Informatio-
nen und Unterlagen zur Verfügung.
(2)  Angelegenheiten, die die Zuständigkeit mehrerer
Ausschüsse berühren, werden im gegenseitigen Ein-
vernehmen entschieden. Wird ein Einvernehmen nicht
erzielt, entscheidet das Presbyterium.

§ 10
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am 25. September 2012 nach Geneh-
migung durch das Landeskirchenamt und Veröffent-
lichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.
Die Satzung vom 28. September 2004 tritt gleichzeitig
außer Kraft.
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Warstein, 25. September 2012
Evangelische Kirchengemeinde Warstein

Das Presbyterium
(L. S.) Müller Hohlfeld Hilker

Genehmigung
In Verbindung mit den Beschlüssen des Presbyteriums
der Evangelischen Kirchengemeinde Warstein vom
25. September 2012 und des Kreissynodalvorstandes
des Evangelischen Kirchenkreises Arnsberg vom
10. Dezember 2012

kirchenaufsichtlich genehmigt.

Bielefeld, 12. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Conring
Az.: 010.21-2113

Urkunden

Vereinigung
des Ev. Kirchenkreises

Dortmund-Mitte-Nordost,
des Ev. Kirchenkreises

Dortmund-Süd,
des Ev. Kirchenkreises
Dortmund-West und

des Ev. Kirchenkreises Lünen und
Auflösung

der Vereinigten Kirchenkreise
Dortmund

– Verband der Ev. Kirchengemeinden
und Kirchenkreise in Dortmund

und Lünen –

§ 1
Der Evangelische Kirchenkreis Dortmund-Mitte-
Nordost, der Evangelische Kirchenkreis Dortmund-
Süd, der Evangelische Kirchenkreis Dortmund-West
und der Evangelische Kirchenkreis Lünen werden
nach Anhörung der Beteiligten gemäß Artikel 84 Ab-
satz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche von
Westfalen zu einem Kirchenkreis vereinigt. Der neu
gebildete Kirchenkreis erhält den Namen „Evangeli-
scher Kirchenkreis Dortmund“.

§ 2
Die Vereinigten Kirchenkreise Dortmund – Verband
der Evangelischen Kirchengemeinden und Kirchen-
kreise in Dortmund und Lünen – werden nach Anhö-

rung der Beteiligten gemäß § 5 Absatz 5 Verbandsge-
setz aufgelöst.

§ 3
Die Pfarrstelle der Superintendentin oder des Super-
intendenten des Evangelischen Kirchenkreises Dort-
mund-Mitte-Nordost wird zukünftig als Pfarrstelle für
die Superintendentin oder für den Superintendenten
des Evangelischen Kirchenkreises Dortmund geführt.
Die 1. bis 28. Pfarrstelle der Vereinigten Kirchenkrei-
se Dortmund – Verband der Evangelischen Kirchen-
gemeinden und Kirchenkreise in Dortmund und Lü-
nen – werden 1. bis 28. Kreispfarrstelle des Evange-
lischen Kirchenkreises Dortmund.

§ 4
Der Evangelische Kirchenkreis Dortmund ist Rechts-
nachfolger des bisherigen Evangelischen Kirchenkrei-
ses Dortmund-Mitte-Nordost, des bisherigen Evange-
lischen Kirchenkreises Dortmund-Süd, des bisherigen
Evangelischen Kirchenkreises Dortmund-West, des
bisherigen Evangelischen Kirchenkreises Lünen und
der bisherigen Vereinigten Kirchenkreise Dortmund –
Verband der Evangelischen Kirchengemeinden und
Kirchenkreise in Dortmund und Lünen –.

§ 5
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Bielefeld, 20. September 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Die Kirchenleitung
(L. S.) Henz Winterhoff
Az.: 030.11-N100

Die Vereinigung des Evangelischen Kirchenkreises
Dortmund-Mitte-Nordost, des Evangelischen Kir-
chenkreises Dortmund-Süd, des Evangelischen Kir-
chenkreises Dortmund-West und des Evangelischen
Kirchenkreises Lünen und die Auflösung der Verei-
nigten Kirchenkreise Dortmund – Verband der Evan-
gelischen Kirchengemeinden und Kirchenkreise in
Dortmund und Lünen – wurde durch Urkunde der Be-
zirksregierung Arnsberg vom 5. Oktober 2012 –
Az.: 48.03 – staatlich genehmigt.

Vereinigung
der Ev. Kirchengemeinde Dahl
und der Ev. Kirchengemeinde

Rummenohl

Nach Anhörung der Beteiligten wird gemäß Artikel 6
Absatz 2 Kirchenordnung der Evangelischen Kirche
von Westfalen Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die Evangelische Kirchengemeinde Dahl und die
Evangelische Kirchengemeinde Rummenohl – beide
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Evangelischer Kirchenkreis Hagen – werden zu einer
Kirchengemeinde vereinigt. Die neu gebildete Kir-
chengemeinde erhält den Namen „Evangelische Auf-
erstehungskirchengemeinde Hagen“.
Der Bekenntnisstand der Evangelischen Auferste-
hungskirchengemeinde Hagen ist uniert (Lutherischer
Katechismus).

§ 2
Die durch pfarramtliche Verbindung der Ev. Kirchen-
gemeinde Dahl und der Ev. Kirchengemeinde Rum-
menohl bestehende gemeinsame Pfarrstelle wird
1. Pfarrstelle der neu gebildeten Kirchengemeinde.

§ 3
Die Ev. Auferstehungskirchengemeinde Hagen ist
Rechtsnachfolgerin der Ev. Kirchengemeinde Dahl
und der Ev. Kirchengemeinde Rummenohl.

§ 4
Die Urkunde tritt am 1. Oktober 2012 in Kraft.

Bielefeld, 7. August 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Dr. Kupke
Az.: 010.11-3330

Die Vereinigung der Ev. Kirchengemeinde Dahl und
der Ev. Kirchengemeinde Rummenohl, beide Ev. Kir-
chenkreis Hagen, wurde durch Urkunde der Bezirks-
regierung Arnsberg vom 19. November 2012 –
Az.: 48.03 – staatlich genehmigt.

Bestimmung des Stellenumfanges
der 9. Kreispfarrstelle

des Ev. Kirchenkreises Arnsberg

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die 9. Kreispfarrstelle des Ev. Kirchenkreises Arns-
berg (Öffentlichkeitsarbeit) wird als Pfarrstelle be-
stimmt, in der ausschließlich eingeschränkter pfarr-
amtlicher Dienst (50 %) wahrgenommen wird.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Wallmann
Az.: 302.2-2100/09

Bestimmung des Stellenumfanges
der 5. Kreispfarrstelle

des Ev. Kirchenkreises Tecklenburg

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die 5. Kreispfarrstelle des Ev. Kirchenkreises Teck-
lenburg (Ev. Religionslehre an Schulen) wird als
Pfarrstelle bestimmt, in der auch eingeschränkter
pfarramtlicher Dienst wahrgenommen werden kann.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt nach Maßgabe
des Kirchengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarr-
stellen in der Evangelischen Kirche von Westfalen in
der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Dezember
1985 (KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Wallmann
Az.: 302.2-5100/05

Bestimmung des Stellenumfanges
der 4. Pfarrstelle

beim Verband der Ev.
Kirchengemeinden

und Kirchenkreise in Dortmund
und Lünen

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:
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§ 1
Die 4. Pfarrstelle beim Verband der Ev. Kirchenge-
meinden und Kirchenkreise in Dortmund und Lünen
(Stadtkirchenarbeit St. Reinoldi-Kirche) wird als
Pfarrstelle bestimmt, in der ausschließlich einge-
schränkter pfarramtlicher Dienst (50 %) wahrgenom-
men wird.

§ 2
Die Besetzung der Pfarrstelle erfolgt auf Grund von
§ 4 Absatz 2 Satz 1 VerbG nach Maßgabe des Kir-
chengesetzes über die kreiskirchlichen Pfarrstellen in
der Evangelischen Kirche von Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. Dezember 1985
(KABl. S. 172).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Bielefeld, 13. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Wallmann
Az.: 302.2-2400/04

Bestimmung des Stellenumfanges
der 1. Pfarrstelle der

Ev.-Luth. Apostel-Kirchengemeinde
Bielefeld

Gemäß Artikel 12 Kirchenordnung der Evangelischen
Kirche von Westfalen wird nach Anhörung der Betei-
ligten Folgendes festgesetzt:

§ 1
Die 1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Apostel-Kirchenge-
meinde Bielefeld, Ev. Kirchenkreis Bielefeld, wird in
der Zeit vom 1. März 2013 bis zum 29. Februar 2016
als Pfarrstelle bestimmt, in der ausschließlich einge-
schränkter pfarramtlicher Dienst (75 %) wahrgenom-
men wird.

§ 2
Die Besetzung erfolgt nach Maßgabe des Kirchenge-
setzes über die Gemeindepfarrstellen in der Evange-
lischen Kirche von Westfalen vom 29. Mai 1953
(KABl. S. 43).

§ 3
Die Urkunde tritt am 1. März 2013 in Kraft.

Bielefeld, 11. Dezember 2012
Evangelische Kirche von Westfalen

Das Landeskirchenamt
In Vertretung

(L. S.) Wallmann
Az.: 302.1-2202/01

Bekanntmachungen

Beschluss der Landessynode
zur Verteilung der Kirchensteuern

2012 und 2013

Landeskirchenamt Bielefeld, 20.11.2012
Az.: 982.2

2012
Auf Grund des Beschlusses der Landessynode vom
16. November 2012 ergibt sich für das Haushaltsjahr
2012 Folgendes:
Übersteigt das Kirchensteueraufkommen im Haus-
haltsjahr 2012 den Betrag von 420 Millionen Euro, so
sind vom Mehraufkommen zunächst 5,1 Millionen
Euro der Clearing-Rückstellung zuzuführen. Das da-
rüber hinausgehende Mehraufkommen ist in Höhe von
50 vom Hundert für die Versorgungssicherungsrück-
stellung bei der Versorgungskasse für Pfarrer und Kir-
chenbeamte zu verwenden. Die übrigen 50 vom Hun-
dert sind gemäß § 2 Absatz 2 Finanzausgleichsgesetz
(FAG) zu verteilen.

2013
Auf Grund des Beschlusses der Landessynode vom
16. November 2012 ergibt sich für das Haushaltsjahr
2013 folgende Verteilung der Kirchensteuern gemäß
§ 2 Absatz 2 und 3 Finanzausgleichsgesetz (FAG):

Gesamtsumme 430.000.000 €
Zuweisung EKD-Finanzausgleich
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 1 FAG 11.800.000 €
Zuführung Clearing-Rückstellung
gemäß § 2 Absatz 3 FAG 5.000.000 €

Verteilungssumme 413.200.000 €

1. Zuweisung für den Allgemeinen
Haushalt der Landeskirche
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe a FAG 37.188.000 €

2. Zuweisung für gesamtkirchliche
Aufgaben gemäß § 2 Absatz 2
Ziffer 2 Buchstabe b FAG 29.286.000 €
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3. Zuweisung für die Pfarrbesoldung
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe c FAG 89.875.800 €

4. Zuweisung an die Kirchenkreise
gemäß § 2 Absatz 2 Ziffer 2
Buchstabe d FAG 256.850.200 €
Betrag je Gemeindeglied
256.850.200 € : 2.456.233 =
104,570780 €

413.200.000 €

Landeskirchlicher Haushaltsplan 2013

Landeskirchenamt Bielefeld, 20.11.2012
Az.: 900.21/2013

Die Landessynode hat auf ihrer Tagung vom 12. bis
16. November 2012 folgenden Haushalt der EKvW für
das Haushaltsjahr 2013 beschlossen:

Allgemeiner Haushalt
Einnahmen

€
Ausgaben

€
0 Allgemeine kirchliche

Dienste 56.400 4.814.200
1 Besondere kirchliche

Dienste 23.800 4.060.900
2 Kirchliche Sozialarbeit 0 1.309.400
3 Gesamtkirchliche

Aufgaben, Ökumene,
Weltmission 1.412.500 1.412.500

4 Öffentlichkeitsarbeit 0 1.395.700
5 Bildungswesen und

Wissenschaft 5.100 9.605.200
7 Rechtsetzung, Leitung,

Verwaltung 3.166.200 20.431.000
8 Verwaltung des Allg.

Finanzvermögens 1.100.100 367.900
9 Allgemeine

Finanzwirtschaft 38.657.900 1.025.200
44.422.000 44.422.000

Haushalt EKD-Finanzausgleich
9 Allgemeine

Finanzwirtschaft 11.800.000 11.800.000
11.800.000 11.800.000

Haushalt gesamtkirchliche Aufgaben
1 Besondere kirchliche

Dienste 0 1.415.000
3 Gesamtkirchliche

Aufgaben, Ökumene,
Weltmission 0 13.429.000

4 Öffentlichkeitsarbeit 0 388.100

7 Rechtsetzung, Leitung,
Verwaltung 639.700 5.719.000

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 29.286.000 8.974.600

29.925.700 29.925.700

Haushalt Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungspauschale –

0 Allgemeine kirchliche
Dienste 1.760.000 103.420.000

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 102.280.100 620.100

104.040.100 104.040.100

Haushalt Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungszuweisung –

0 Allgemeine kirchliche
Dienste 28.584.500 110.086.600

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 89.875.800 8.373.700

118.460.300 118.460.300

Haushalt Pfarrbesoldung
– Zentrale Beihilfeabrechnung –

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 8.562.900 8.562.900

8.562.900 8.562.900

Haushalt Pfarrbesoldung
– Sonderfonds zur Erleichterung der Umstellung
des Finanzausgleichs und der Pfarrbesoldung –

9 Allgemeine
Finanzwirtschaft 0 0

0 0

Gesamtübersicht
Allgemeiner
Haushalt

Einnahmen 44.422.000
Ausgaben 44.422.000
Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt EKD-
Finanzausgleich

Einnahmen 11.800.000
Ausgaben 11.800.000
Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt
gesamtkirchliche
Aufgaben

Einnahmen 29.925.700
Ausgaben 29.925.700
Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt
Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungs-
pauschale –

Einnahmen 104.040.100
Ausgaben 104.040.100

Über-/Zuschuss (–) 0
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Haushalt
Pfarrbesoldung
– Pfarrbesoldungs-
zuweisung –

Einnahmen 118.460.300
Ausgaben 118.460.300

Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt
Pfarrbesoldung
– Zentrale Beihilfe-
abrechnung –

Einnahmen 8.562.900
Ausgaben 8.562.900

Über-/Zuschuss (–) 0

Haushalt Pfarrbe-
soldung – Sonder-
fonds zur Erleich-
terung der Umstel-
lung des Finanz-
ausgleichs und der
Pfarrbesoldung –

Einnahmen 0
Ausgaben 0

Über-/Zuschuss (–) 0

Gesamt-Einnahme 317.211.000
Gesamt-Ausgabe 317.211.000
Über-/Zuschuss (–) 0

Personalnachrichten

Berufungen
Pfarrer Branko-Christian U h l s t e i n zum Pfarrer der
2. Pfarrstelle der Ev. Trinitatis-Kirchengemeinde Wit-
ten, Ev. Kirchenkreis Hattingen-Witten.

Beurlaubungen
Pfarrer Ralph Dieter K n ö f l e r , 13. Kreispfarrstelle
des Ev. Kirchenkreises Münster, infolge Übernahme
eines Dienstes als Schulpfarrer am Ev. Diakonissen-
haus Berlin Teltow Lehnin für die Zeit vom 1. Februar
2013 bis 31. Januar 2019 (§ 70 PfDG.EKD).

Fortsetzung des Dienstes
In den Dienst der Evangelischen Kirche Berlin-Bran-
denburg-schlesische Oberlausitz getreten ist:
Pfarrerin Dagmar K e l l e, zurzeit freigestellt, mit
Wirkung vom 1. Januar 2013.
In den Dienst der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland getreten ist:
Pfarrer Armin K o r d a k, Ev. Kirchenkreis Pader-
born, mit Wirkung vom 1. Dezember 2012.

Ruhestand
Pfarrer Joachim B e d k e, 2. Kreispfarrstelle, Ev. Kir-
chenkreis Hamm, zum 1. Februar 2013;
Pfarrer Ernst-Otto M e n n, freigestellt für den Dienst
als Missionarischer Mitarbeiter bei der Berliner Stadt-
mission, zum 1. Februar 2013;

Pfarrer Wilfried T i p p l e r , 8. Kreispfarrstelle, Ev.
Kirchenkreis Hamm, zum 1. Februar 2013.

Todesfälle
Pfarrer Andreas B e c k e r, zuletzt Pfarrer in der Ev.
Kirchengemeinde Haltern, Ev. Kirchenkreis Reck-
linghausen, am 14. November 2012 im Alter von
52 Jahren;
Pfarrer i. R. Joachim S c h m i d t , zuletzt Pfarrer im
Ev. Kirchenkreis Paderborn, am 21. Oktober 2012 im
Alter von 77 Jahren.

Kirchenmusikalische Prüfungen
Die Kleine Urkunde über die Anstellungsfähigkeit hat
nach Ablegung der entsprechenden Prüfung erhalten:
als C-Kirchenmusikerin/C-Kirchenmusiker
R u l l a, Eiko, 33803 Steinhagen
B ü t t e m e i e r , Adrian, 33332 Gütersloh
als C-Chorleiterin
P a r k, Kyong-Ok, 33615 Bielefeld
als C-Orgainistin
L a c h, Ludmila, 58762 Altena
als C-Posaunenchorleiter
B ü t t e m e i e r , Adrian, 33332 Gütersloh

Berufungen
zur Kreiskantorin/zum Kreiskantor

Annette P e t r i c k ist mit Wirkung vom 18. Juni 2012
bis zum Ende der Synodalperiode zur Kreiskantorin
des Kirchenkreises Halle berufen.
Die Berufung erfolgte in Koppelung an die Synodal-
periode durch den Kreissynodalvorstand.

Titelverleihungen
Ernst-Friedrich B e r n i n g, Ev. Kirchengemeinde
Dielingen, Kirchenkreis Lübbecke, ist der Titel
„Kantor“ verliehen worden.

Stellenangebote

Pfarrstellen

Evangelische Kirche von Westfalen

Verbandspfarrstellen
Das Landeskirchenamt macht bei folgender Ver-
bandspfarrstelle von seinem Vorschlagsrecht Ge-
brauch:
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4. Pfarrstelle beim Verband der Ev. Kirchengemein-
den und Kirchenkreise in Dortmund und Lünen (Stadt-
kirchenarbeit St. Reinoldi-Kirche), Dienstumfang
50 %, befristet für sechs Jahre.
Bewerbungen sind an den Vorsitzenden des Verban-
des der Ev. Kirchengemeinden und Kirchenkreise in
Dortmund und Lünen zu richten.

Gemeindepfarrstellen
Kirchengemeinde mit Luthers Katechismus
1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Plettenberg,
Ev. Kirchenkreis Lüdenscheid-Plettenberg, zum 1. Ja-
nuar 2013 (Dienstumfang 100 %, befristet für sechs
Jahre).
Bewerbungen sind an das Presbyterium über den Su-
perintendenten des Ev. Kirchenkreises Lüdenscheid-
Plettenberg zu richten.

Rezensionen

Die Buchbesprechungen werden allein von den jewei-
ligen Rezensenten verantwortet.

Herbert Lindner, Roland Herpich:
„Kirche am Ort und in der Region.

Grundlagen, Instrumente und Beispiele
einer Kirchenkreisentwicklung“

Rezensent: Dr. Hans-Tjabert Conring
Kohlhammer Verlag, Stuttgart 2010, 286 Seiten mit
10 Abbildungen, kartoniert, 19,90 €, ISBN
978-3-17-021507-8
Das Buch ist aktuell, denn es ist aus getaner Arbeit im
Kirchenkreis Berlin-Wilmersdorf (www.evkiwi.de)
entstanden. Kirchenpolitische Diskussionsergebnisse
sowie Trendlinien der vergangenen Jahre werden ge-
bündelt. Die Autoren rufen keine „neue Lehre“ aus
und geben nicht vor, den einen Schlüssel zur Lösung
aller Kirchenprobleme zu besitzen. Sie berichten
schlicht von dem was getan wurde. Sie tun das aufge-
räumt und bodenständig, ohne eifernden Pathos. Das
macht das Buch ebenso sympathisch unaufgeregt wie
praktisch.
Der Band hat vier Abschnitte. Der erste Abschnitt
„I. Die Grundlagen“ (S. 13–54) beginnt mit „A. Die
theologische Ortsbestimmung“, bietet dann „B. Der
Theoriehintergrund“, um mit „C. Die Situation in Wil-
mersdorf“ zu schließen. Es folgt „II. die Orientierung
an einem großen Ziel“ (S. 55–63), in dem „A. Die
Vision des Pilgerweges“, „B. Die Mission einer evan-
gelischen Kirche der Freiheit und der Verantwortung“,
„C. Das Leitbild einer missionarischen Kirche in
der Stadt“ und schließlich „D. Das Konzept der An-
knüpfung“ geboten werden. Der dritte Abschnitt
„III. Die sieben Faktoren einer gelingenden Arbeit“
(S. 65–269) bildet das Hauptgewicht des Buches mit

den Stichworten überprüfbare Ziele, Ressourcen,
Strukturen, Mitarbeitende, Kultur des Miteinanders,
Prozesse zur Verbesserung der Aufgabenerfüllung
und schließlich Angebote für die Menschen und die
Stadt. Das abschließende Kapitel „IV. Bilanz und Aus-
blick“ (S. 271–279) bietet ein zusammenfassendes
Bild.
Kirche wird als von Gott in Jesus Christus gegründet
betrachtet, die Menschen zur Mitarbeit beruft. Vor
diesem Hintergrund wird Kirche als spirituelle Orga-
nisation gedeutet. Die juristische Form wird gelegent-
lich betrachtet, bleibt aber meist im Hintergrund. Die
spirituelle Organisation bemüht sich um Prozessqua-
lität, hat aber die Ergebnisqualität nicht in der Hand.
Die Auftragsbindung macht die Kirche zu einer sach-
zielorientierten Non-Profit-Organisation. Daraus folgt
auch, dass eine betriebswirtschaftliche Betrachtung zu
kurz griffe, vielmehr eine leitbildorientierte Konzept-
entwicklung das Mittel der Wahl ist und der Theologie
die Führungsfunktion für die Organisation überlässt.
Die theoretische Verortung spiegelt sich eher in den
Fußnoten, die Diskussion der letzten Jahre wird aber
knapp und treffend nachgezeichnet (S. 24–37). Im Er-
gebnis bleibt es weitgehend bei dem bekannten Orga-
nisationsbedürfnis, die Mitgliederzahlen zu stabilisie-
ren oder zu steigern.
Zum Teil werden recht schlichte Organisationsergeb-
nisse gründlich hergeleitet, so zum Beispiel, dass eine
GmbH mit einer ordentlichen Geschäftsführerin aus-
gestattet gehört und dann im Gefüge der Mutterorga-
nisation arbeitsteilige Dienste übernehmen kann. Da-
bei wird das Risiko, zu einer unkritischen Dienstleis-
tungskirche zu werden, angemessen thematisiert. Ein
Grundproblem vieler kirchlicher Äußerungen ist die
schwache Unterscheidung von innen und außen. Das
bringt Unschärfen bei der Frage, wer eigentlich der
Adressat ist, mit sich. Aus Sorge, das Proprium zu
verlieren, werden wirtschaftliche, juristische und so-
ziologische Konzepte „auf kirchlich“ umgeschrieben
und so „adaptiert“. Von diesen Sorgen ist auch der
vorgelegte Band nicht ganz frei. Gelungen ist Lindner
und Herpich eine Beteiligung von Mitwirkenden aus
den Kirchengemeinden, dem Kirchenkreis und der
Landeskirche.
Das Literaturverzeichnis umfasst eine solide Auswahl
aus der großen Menge der Kirchenreformliteratur der
letzten 15 Jahren. Ergänzend kann auf die jüngsten
Veröffentlichungen des EKD-Zentrums Mission in
der Region hingewiesen werden (www.zmir.de).

Peter Münch:
„Technisch-organisatorischer Datenschutz

– Leitfaden für Praktiker –“
Rezensent: Reinhold Huget

Verlag DATAKONTEXT, Frechen 2010, 4. überar-
beitete und erweiterte Auflage, 495 Seiten, broschiert,
49,95 €, ISBN 978-3-89577-586-4
Das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evange-
lischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) ist mit
Wirkung vom 1. Januar 2012 novelliert worden. Erst-
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mals wurde in einem Datenschutzgesetz der Begriff
der IT-Sicherheit definiert. Ferner wurde in § 9 Ab-
satz 2 DSG-EKD die Verpflichtung aufgenommen,
dass jede kirchliche Stelle IT-Sicherheit zu gewähr-
leisten hat. Details hierzu regelt der Rat der EKD dem-
nächst durch Rechtsverordnung. In diesem Zusam-
menhang sind die bisherigen Regelungen zum tech-
nisch-organisatorischen Datenschutz nicht berührt
worden. § 9 Absatz 1 DSG-EKD sieht vor, dass alle
kirchlichen Stellen, die selbst oder im Auftrag perso-
nenbezogene Daten erheben, verarbeiten oder nutzen,
die technischen und organisatorischen Maßnahmen zu
treffen haben, die erforderlich sind, um eine Ausfüh-
rung der Vorschriften des kirchlichen Datenschutzge-
setzes zu gewährleisten. Hierzu ist insbesondere die
Anlage zu § 9 zu beachten, in der in Form von soge-
nannten „acht Geboten“ die notwendigen Daten-
schutzmaßnahmen näher beschrieben werden. Das
kirchliche Datenschutzrecht stellt den rechtlichen
Rahmen dar, damit Persönlichkeitsrechte der betrof-
fenen Personen nicht durch die moderne Datenverar-
beitung eingeschränkt werden.
Der Autor hat sich mit dem Untertitel „Leitfaden für
Praktiker“ selbst ein hohes Ziel gesteckt, denn er will
den in der Praxis für Datenschutz und Datensicherheit
verantwortlichen und tätigen Personen das erforderli-
che Grundlagenwissen zusammenstellen und Hand-
lungsvorschläge aufzeigen. Im ersten Kapitel werden
die allgemeinen Bedrohungen der EDV herausgear-
beitet und die Grundlagen der IT-Sicherheit allgemein
verständlich beschrieben. Das zweite Kapitel infor-
miert hauptsächlich über Fragen des Datensicherheits-
managements, erläutert die Methodik und praktische
Gestaltung von Risikoanalysen und Sicherheitskon-
zeptionen. Im dritten Kapitel werden Schlüsseltech-

nologien (zum Beispiel Internet, Intranet, Extranet,
Cloud Computing, Voice over IP, mobile Funknetze,
Chipkartentechnologie, biometrische Verfahren, Vi-
deotechnik) erläutert sowie die Anforderungen an die
Gestaltung der Datensicherheit aufgezeigt. Im vierten
Kapitel stellt der Autor dar, wie die Technologien mit
welchen geeigneten technischen und organisatori-
schen Maßnahmen rechtskonform umgesetzt werden
können. Checklisten, Muster und Praxisanleitungen
zur Umsetzung der technisch-organisatorischen Maß-
nahmen befinden sich auf der im Buch beiliegenden
CD. Als Beispiele seien die Checklisten zur „Auswahl
einer Firewall“ oder zum „Outsourcing“, als Muster
die „Richtlinie zur Nutzung mobiler Datenträger“ oder
die „Betriebsvereinbarung zum Einsatz von Video-
technik am Arbeitsplatz“ sowie die Orientierungshilfe
„Datensicherheit bei USB-Geräten“ genannt.

Der Autor Dr. Peter Münch ist ein ausgewiesener Da-
tenschutzexperte, der seit Langem als Datenschutz-
beauftragter, IT-Sicherheitsberater und als Lehrender
an der Fachhochschule Wedel sowie an der Techni-
schen Fachhochschule Bochum tätig ist. Er hat es ver-
standen, die wichtigsten Aspekte der IT-Sicherheit so
verständlich auszuführen, dass das Werk den örtlich
Beauftragten und den Betriebsbeauftragten für den
Datenschutz, den IT-Sicherheitsbeauftragten und ggf.
auch Mitgliedern der Mitarbeitervertretung helfen
kann, sich tiefer gehend mit Maßnahmen des Daten-
sicherheitsmanagements auseinanderzusetzen.

Die 4. Auflage des Buches kann allen in Fragen des
Datenschutzes und der Datensicherheit zuständigen
Personen zur Anschaffung empfohlen werden, zumal
auf dem Buchmarkt kaum ein vergleichbares Konkur-
renzwerk existiert.
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www.hkd.de | www.kirchenshop.de

Nutzfahrzeuge
für Kirche und Diakonie

HKD Handelsgesellschaft für Kirche und Diakonie mbH

Fahrzeugkauf mit den Rahmenverträgen der HKD 
Die HKD bietet Ihnen ein breites Spektrum an Rahmenverträgen  
für den Fahrzeugkauf. Dazu gehören auch Nutzfahrzeuge für 
unterschiedlichste Einsatzbereiche. 
Vom robusten Lieferwagen bis zum Spezialfahrzeug für den  
Personentransport: Die HKD unterstützt Sie mit besonders  
günstigen Konditionen beim Fahrzeugkauf. 

Citroën:  bis 46 %  Opel:  bis 32 %
Fiat:     bis 31 %  Peugeot:  bis 41 %
Ford:  bis 37 %  Renault: bis 35 % 

Für unsere  
Kunden kostenlos: 
der 
HKD-Bezugsschein 
 

Ihr HKD-Team berät Sie gern: Tel. 0431 6632 - 4701 oder E-Mail an pkw@hkd.de
HKD Handelsgesellschaft für Kirche und Diakonie mbH
Herzog-Friedrich-Straße 45 | 24103 Kiel
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Citroën, Ford, Peugeot, Renault: Hersteller- und Händlerabkommen.

Weitere Marken bei der HKD:
Alfa Romeo • Jeep • Lancia • Lexus • Mazda • Mitsubishi • Nissan • Toyota • Volvo
Alle aktuellen Konditionen finden Sie im Internet unter www.kirchenshop.de.
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